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Dezentralisierungsprozess: Österreich
Geschichtlicher 
Überblick

1814-1815
Wiener Kongress

1867
Österreichisch-Ungarische 

Monarchie

28.7.1914
Ausbruch des  

Ersten Weltkrieges

12.11.1918
Abdankung von Kaiser Karl I. Die erste österreichische  

Republik wird durch Beitritt der Länder gegründet.

1.10.1920
Verfassung der Bundesrepublik:  

Bundes-Verfassungsgesetz (B-VG)

1929
Stärkung der Rolle  

des Bundespräsidenten

1.7.1934
„Ständestaatliche 

Verfassung“

13.3.1938
„Anschluss“ an das  

Deutsche Reich

10.4.1938
Österreich wird zur „Ostmark“  

des Dritten Reichs

April 1945
Befreiung durch  

die Alliierten

19.12.1945
B-VG tritt erneut  

in Kraft

15.5.1955
Staatsvertrag:  

Zweite Republik

26.10.1955
Verfassungsgesetz über die Neutralität:  

Österreich wird wieder souverän.

Dezember 1955
Mitglied der  

Vereinten Nationen

1960
Mitglied  

der EFTA

1970
„Südtirolpakt“ zwischen  

Italien und Österreich

1972
Unterzeichnung des bilateralen  

Freihandelsabkommens mit der EWG

1989
Hinterlegung des Antrags  

auf Mitgliedschaft in der EWG

1.11.1993
Inkrafttreten des EU-Vertrags 

(Vertrag von Maastricht)

12.6.1994
Volksabstimmung über den Beitritt  

zur Europäischen Union (66 % Ja-Stimmen)

Januar 1995
Beitritt zur  

Europäischen Union

1.5.1999
Inkrafttreten des Vertrags  

von Amsterdam

24.11.2002
Nationalratswahlen

1.2.2003
Inkrafttreten des Vertrags  

von Nizza

28.2.2003
Angelobung der  

Regierung Schüssel II

29.10.2004
Unterzeichnung des Vertrags  

über eine Verfassung für Europa

Die Etappen des Dezentralisierungsprozesses
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Bund

Bundespräsident 
in allgemeiner und direkter Wahl für sechs Jahre gewählt

Bundesversammlung
Bundesrat (Legislative); 64 von den Landta-
gen im Verhältnis zur Einwohnerzahl jedes 
Landes gewählte Mitglieder
Verfügt über ein aufschiebendes Vetorecht. 
Muss Gesetzentwürfen des Bundes, die die 
Länderkompetenzen berühren, zustimmen.

Nationalrat (Legislative); 183 in allge-
meiner und direkter Wahl nach dem 
Verhältniswahlrecht für vier Jahre ge-
wählte Mitglieder

Bundesregierung 

bestehend aus Bundeskanzler, Vizekanzler und  
Bundesministern; vom Bundespräsidenten ernannt

Innenminister

Verfassungsgerichtshof 
Aufgaben: Prüfung der Verfassungsmäßigkeit 
der Verwaltung, der Verfassungsmäßigkeit von 
Gesetzen und Verordnungen sowie der staats-

rechtlichen Verantwortung der obersten Organe

Unabhängige Verwaltungs-Senate der Länder.  
Sie entscheiden insbesondere über Berufungen in Ver-
waltungsstrafverfahren und allgemeinen Verwaltungs-
verfahren sowie über Beschwerden gegen Akte unmittel-
barer Befehls- und Zwangsgewalt.

R
eg

io
na

le
 

Eb
en

e

Neun Länder
(Wien ist Land und Gemeinde)

Landtag
Mitglieder in allgemeiner und direkter Wahl nach dem 
Verhältniswahlrecht für fünf oder sechs Jahre gewählt. 
Wählt den Landeshauptmann und die übrigen Mitglie-
der der Landesregierung. Ist im Bereich der Länder-

kompetenzen die maßgebliche Legislative

Landeshauptmann
wird vom Landtag gewählt und vom Bundespräsidenten angelobt. 
Er vertritt das Land nach außen und leitet die Sitzungen der Lan-
desregierung. Er ist Organ der mittelbaren Bundesverwaltung auf 
mittlerer Ebene und im Bereich der mittelbaren Bundesverwaltung 
an die Weisungen der Bundesregierung bzw. Bundesminister 
gebunden. Er ist im Bereich der mittelbaren Bundesverwaltung 
gegenüber den anderen Mitgliedern der Landesregierung und 
untergeordneten Behörden weisungsbefugt.

Landesregierung
Zwei Systeme:
•   „Proporzsystem“; jede Partei mit einem bestimmten 

Sitzanteil im Landtag hat das Recht, ein oder mehrere 
Mitglieder der Regierung zu stellen (Burgenland, Ober-
österreich, Niederösterreich, Steiermark, Kärnten).

•   Regierung/Opposition; der Regierung (eventuell Koali-
tionsregierung) steht eine Opposition gegenüber (Vor-
arlberg, Tirol, Salzburg, Wien).

Amt der Landesregierung (unterstützender Verwaltungsapparat des Landeshauptmanns und der Landesregierung)
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14 Städte mit eigenem Statut und Wien;  
Bezirksverwaltungsangelegenheiten werden  

vom Bürgermeister wahrgenommen.

99 Bezirksverwaltungsbehörden
Bezirke, dezentralisierte Verwaltungsbehörden  
des Bundes und des jeweiligen Landes

Bezirkshauptmannschaft
(monokratische) Behörde der staatlichen Verwaltung auf Bezirksebene. 
Der Bezirkshauptmann wird von der Landesregierung bestellt. Die 
Bezirkshauptmannschaft ist die erste Instanz in Angelegenheiten der 
unmittelbaren und mittelbaren Bundesverwaltung und der 
Landesverwaltung. Die Gemeinden können lokale Befugnisse an die 
Bezirkshauptmannschaft übertragen.

K
om

m
un

al
e 

Eb
en

e

2359 Gemeinden

Gemeinderat 
in allgemeiner und direkter Wahl nach dem 
Verhältniswahlrecht gewählt. Die Zusammen-
setzung spiegelt die Stärke der verschiedenen 
Parteien wider. Die Mitglieder wählen den 
Gemeindevorstand. Er ist oberstes Organ der 
Gemeinde in Angelegenheiten des eigenen Wir-
kungsbereichs. Er ist an keine Weisungen gebun-
den.

Gemeindevorstand 
Die Parteien sind proportional zu ihrer 
Stärke vertreten. Dem Gemeindevorstand 
steht der Bürgermeister vor. Er ist vorbera-
tendes Organ in den Angelegenheiten, die 
in die Zuständigkeit des Gemeinderates 
fallen, und hat Entscheidungsbefugnis in 
finanziellen, rechtlichen und wirtschaftli-
chen Belangen.

Bürgermeister 
wird in der Mehrzahl der Länder in allgemeiner und direkter 
Wahl gewählt, in den übrigen Ländern durch den Gemeinderat; 
er ist Mitglied des Gemeinderates (nicht zwingend in Wien 
und in der Steiermark) und des Gemeindevorstandes; er leitet 
die Sitzungen des Gemeinderates und des Gemeindevorstan-
des; er ist Organ der Gemeinde in den Angelegenheiten des 
eigenen Wirkungsbereichs und der staatlichen Verwaltung in 
Angelegenheiten des übertragenen Wirkungsbereichs.

N
at

io
na

le
 

Eb
en

e

Artikel 10 des B-VG zählt die ausschließlichen Gesetzgebungskompetenzen des Bundes auf: Außenpolitik, Finanzen, Handelspolitik, öffentli-
che Sicherheit, Verkehrswesen, Arbeitsrecht usw.
Ausschließliche Gesetzgebung und Verwaltungsvollzug in diesen Angelegenheiten.
Artikel 11 B-VG: Gesetzgebung Bund – Vollziehung Land (z. B.: Straßenverkehr, Staatsbürgerschaft, Umweltverträglichkeitsprüfung)
Artikel 12 des B-VG zählt die Gesetzgebungskompetenzen des Bundes auf (Grundsätze), die jedes Land durch den Erlass von Ausführungsge-
setzen umsetzen muss (u. a. Armenwesen, Jugendfürsorge, Bevölkerungspolitik, Bodenreform).
Die überwiegende Mehrzahl der Gesetzgebungsakte erfolgt auf Bundesebene.

Zuständigkeiten

Artikel 11 B-VG: Länder sind für den Vollzug bestimmter Bundesgesetze zuständig.
Artikel 12 B-VG: Erlassung von Ausführungsgesetzen zu Bundesgrundsatzgesetzen und Vollziehung der Ausführungsgesetze
Artikel 15 B-VG: Generalklausel: Landeskompetenz in Gesetzgebung und Vollziehung sind alle Angelegenheiten, die nicht nach anderen 
Kompetenzbestimmungen dem Bund zugeordnet sind, z. B.: Raumordnung, Naturschutz, Baurecht, Grundverkehr.
Mittelbare Bundesverwaltung: Die Vollziehung von Bundesgesetzen erfolgt durch den Landeshauptmann und die ihm unterstellten Behörden. 
Der Landeshauptmann wird funktionell als Bundesorgan tätig und ist an die Weisungen der Bundesregierung bzw. Bundesminister gebunden.
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 Haben Vollzugskompetenzen; können Bescheide erlassen
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Eigener Wirkungsbereich: Generalklausel. Allgemeine Kompetenz der Gemeinden für Angelegenheiten von ausschließlichem oder überwie-
gendem Gemeindeinteresse. Wesentliche Aufgaben sind z. B.:

•   Bestellung der Gemeindeorgane, der Ge-
meindebediensteten

•   örtliche Sicherheitspolizei
•   örtliche Straßenpolizei

•   örtliche Baupolizei
•   örtliche Gesundheitspolizei
•   örtliche Raumplanung

•   Förderung und Erhalt des gemeinschaftli-
chen Lebens: Theater, soziale Dienste

•   örtliche Veranstaltungspolizei

Übertragener Wirkungsbereich: Die Gemeinden übernehmen ihnen zum Vollzug übertragene Aufgaben des Bundes oder des Landes. Die 
Gemeinde vollzieht staatliche Verwaltungsaufgaben. Der Bürgermeister ist dem Bund bzw. dem Land für ihren Vollzug verantwortlich.

Rolle der Gebietskörperschaften im 
europäischen Einigungsprozess und 
bei den grenzüberschreitenden 
Beziehungen  
(anhand von Beispielen)

1966
Der Österreichische Ge-
meindebund kann sich an 

allen Beratungen über 
Gesetze und Erlasse 

beteiligen.

1972
Arbeitsgemeinschaft Alpen-
länder ARGE-ALP (DE/IT/
AT/CH): grenzüberschrei-

tende Zusammenarbeit

1978
Arbeitsgemeinschaft AL-

PEN-ADRIA (IT/AT/SI/HU/
DE/CH/HR): grenzüber-

schreitende Zusammenarbeit

1980
Europäisches Rahmen-

übereinkommen über die 
grenzüberschreitende 
Zusammenarbeit zwi-
schen Gebietskörper-

schaften oder Behörden

23.9.1987
Ratifizierung der Euro-

päischen Charta der 
kommunalen Selbstver-

waltung (die am 1.9.1988 
in Kraft tritt)

1988
Novelle zum B-VG räumt den 
Ländern die Möglichkeit ein, 
mit den an Österreich angren-

zenden Staaten oder deren 
Teilstaaten Verträge abzu-

schließen.

1992
Die Länder und Gemeinden werden in den 

Informationskreislauf der Europäischen Union 
einbezogen: aktive Beteiligung der Länder an 
der Erarbeitung österreichischer Stellungnah-
men zu allen Vorhaben der Europäischen Uni-
on, die in ihren Kompetenzbereich fallen. Die 
Länder können im Rahmen ihrer Befugnisse 

verbindlich für die Republik eintreten.

1994
Artikel 23d B-VG; 

Beteiligung der 
Länder und Ge-

meinden in Angele-
genheiten der euro-
päischen Integration

1995
Gründung der 

EuRegio Salzburg 
– Berchtesgadener 
Land – Traunstein

1998
Vereinbarung zur grenzüber-
schreitenden Zusammenarbeit 

zwischen der Autonomen 
Provinz Bozen-Südtirol, der 

Autonomen Provinz Trient und 
dem Land Tirol  
(Europaregion)

Ab Ende der 90er Jahre:  
Gründung weiterer EuRegios 
mit Regionen in der Tschechi-
schen Republik, der Slowakei, 
Ungarn, Slowenien, Deutsch-
land, Italien und der Schweiz

1862
Reichsgemeindegesetz

1920
Verfassung der 

Bundesrepublik (geän-
dert: 1929); das Prinzip 
der kommunalen Selbst-
verwaltung wird in der 
Verfassung verankert.

1938-1945
Auflösung der Län-
der und Errichtung 

deutscher Gaue

1974
Änderungsge-

setz zum B-VG: 
Stärkung des 
Föderalismus

1976
Forderungs-
katalog der 

Länder

8.10.1992
Politische Ver-
einbarung über 
die Reform des 

Bundesstaa-
tes

1983
Änderungsgesetz zum 
B-VG: Einschränkung 

des Einflusses der 
Bundesregierung auf 

die Länder

1984
Änderungsgesetz zum 
B-VG: Stärkung der 

Rolle des Bundesrates 
und der Länderkompe-

tenzen

1985
Neuer Forde-
rungskatalog 
der Länder

1988
Änderungsgesetz zum 

B-VG: Stärkung der Rolle des 
Bundesrates

-
Die Länder erhalten die Möglich-

keit, internationale Staatsver-
träge abzuschließen.

1994 und 
1996

Vorlagen der Bundesre-
gierung über die Reform 
des Bundesstaates (vom 

Parlament noch nicht 
verabschiedet)

1962
Änderungsgesetz 

zur Kommunalgesetz-
gebung: Revision der 

Bundesverfassung, Stär-
kung der kommunalen 
Selbstverwaltung in 

Österreich

1998
Länderentwurf zur 
Bundesstaatsreform 

(„Länderverwal-
tungsgerichte“)

15.1.1999
„Konsultationsmechanismus“ 
und Stabilitätspakt zwischen 

Bund und Ländern. Prinzip: keine 
Verschiebung finanzieller Lasten 

zwischen Bund und Ländern 
ohne Absprache, „wer an-

schafft, der bezahlt“

30.6.2003
Einrichtung des „Österreich-Kon-

vents“, dessen Aufgabe die Ausarbei-
tung eines einzigen Verfassungstextes 
ist, um die zahlreichen Verfassungs-

gesetze und Verfassungsbestimmungen 
zusammenzufassen sowie die Aufgaben-
verteilung zwischen Bund, Ländern und 
Gemeinden, die Finanzierungsmecha-

nismen und das Kontrollsystem auf 
Bundes- und Landesebene zu 

überarbeiten

28.1.2005
Letzte Plenarsitzung des Österreich-

Konvents, Vorlage eines Verfassungsent-
wurfs und eines Berichts an den Bundesprä-
sidenten, die Bundesregierung, den National- 

und den Bundesrat, die Landeshauptleute 
und die Landtage, der im Anschluss im 

Parlament erörtert wird

den Nationalrat verantwortlich

Der Bundespräsident kann den Landtag auf Vorschlag der 
Bundesregierung mit Zustimmung des Bundesrates 
auflösen

lobt an

dem Innenminister in Angelegenheiten der 
Sicherheitspolizei verantwortlich

Der Landtag wählt den Landeshauptmann und die Landesregierung

ernennt und setzt ab

nachträgliche Kontrolle, Aufsichtsbehörde

aufschiebendes Veto der Regierung für die Ländergesetze

kann Absetzung initiieren

kann auflösen

Rechtsmittel gegen individuelle Ent-
scheidungen, nach Erschöpfung des 
Rechtsweges bei den verschiedenen 
lokalen Instanzen

bestellt den Bezirkshauptmann

wählt die Mitglieder des Bundesrates

Aufsichtsrecht

Verwaltungsgerichtshof  
(höchste verwaltungsgerichtliche Instanz); 

Aufgabe: Prüfung der Gesetzmäßigkeit  
der Verwaltung
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Geschichtlicher 
Überblick

4.10.1830
Unabhängigkeitserklärung 

Belgiens

7.2.1831
Neue  

Verfassung

1893
1. Verfassung- 

srevision

1908
Der Kongo wird von 
Belgien annektiert.

1919
Allgemeines, gleiches  
Wahlrecht für Männer

1921
Wirtschaftsunion zwischen  

Belgien und Luxemburg

5.2.1945
Zweiter Weltkrieg:  

Ganz Belgien wird befreit.

26.6.1945
UNO- 

Mitglied

1948
Allgemeines, gleiches Wahlrecht 

für Frauen auf allen Ebenen

1948
Benelux- 
Zollunion

April 1949
NATO- 
Mitglied

12.3.1950
Volksabstimmung über die Rückkehr 

König Leopolds III. (57,6 % Ja-Stimmen)

1.8.1950
König Leopold III.  

dankt ab.

 

21.7.1951
Baudouin I.  
wird König.

1952
Mitglied  

der EGKS

1957
Mitglied  
der EWG

1960
Benelux- 

Wirtschaftsunion

30.6.1960
Belgisch-Kongo  
wird unabhängig

1970
Belgien plant seine Umwandlung  

in einen Föderalstaat

1988
Achte Regierung unter Premierminister Martens (die 

Regierung bilden die christlich-sozialen Parteien)

März 1992
Erste Regierung Dehaene  

(neue Mitte-Links-Regierung)

Herbst 1992
Ratifizierung des Vertrags  

von Maastricht

Mai 1993
Belgien wird  

ein Föderalstaat.

31.7.1993
Tod König Baudouins I.,  

Albert II. wird König der Belgier.

1.11.1993
Inkrafttreten des Vertrags über die 

Europäische Union (Maastricht)

1.5.1999
Inkrafttreten des Vertrags  

von Amsterdam

13.6.1999
Europa- und Regionalwahlen,  
Wahlen der Gemeinschaften

Juli 1999
Erste Regierung  

Verhofstadt

1.2.2003
Inkrafttreten des Vertrags  

von Nizza

18.5.2003
Parlamentswahlen

12.7.2003
Zweite Regierung Verhofstadt

 

Die Etappen des Dezentralisierungsprozesses

1836
Einteilung der Provin-
zen und Kommunen

1932
Politik der Einspra-
chigkeit (abgesehen 

von Brüssel: Politik der 
Mehrsprachigkeit)

1962
Festlegung der 
Sprachgrenze

1963
Sprachgesetz: Stärkung des 

Prinzips der Einsprachigkeit, 
Schaffung von vier Sprachge-

bieten

1970
Verfassungsrevision: 

Beginn des Entföderalisie-
rungsprozesses, Schaffung 
der Gemeinschaften und 

Regionen

1975
Verringerung 

der Anzahl der 
Kommunen (Zu-

sammenschluss von 
Kommunen)

1977
„Egmont-Pakt“: Die 

Befugnisse der Provinzen 
werden angesichts des 

praktizierten Föderalismus 
in Frage gestellt.

1980
Verfassungsrevision: 

Ausweitung der Zustän-
digkeiten der Gemein-

schaften, Ausstattung der 
Regionen mit Legislativ-

befugnissen

1983
Reformen für die 
Deutschsprachige 

Gemeinschaft

1984
Einrichtung des 
Schiedshofes

1988
Verfassungsrevision: 

Ausweitung der Zuständig-
keiten der Regionen und der 

Gemeinschaften, Schaf-
fung der Region Brüs-

sel-Hauptstadt

1989
Gesetz über das 

Finanzierungssystem 
der Regionen und 
Gemeinschaften

1989
Drei Sondergesetze: 

– Ausweitung der Befugnis-
se des Schiedshofs
– Brüsseler Einrichtungen
– Finanzierungssystem der 

Regionen und Gemein-
schaften

1993
Verfassungsrevision 

zur vollständigen 
Föderalisierung des 
Staates; Reform des 

Zweikammersystems

1993
Sondergesetz, das die 

föderale Struktur vervoll-
ständigt; die Stellung der 

kommunalen Zweckverbände 
(intercommunales) unterliegt 

ausschließlich der Zustän-
digkeit der Regionen

2000-2001
Staatsreform: neue Zuständigkeiten 

für die Regionen und Gemeinschaften 
als politische Körperschaften des Föde-
ralstaats; neue Finanzverordnung für die 
Gemeinschaften, Regionalisierung der 

Provinz- und Gemeindeordnung  
(tritt 2002 in Kraft)

12.8.2003
Sondergesetz zur Änderung des 

Sondergesetzes vom 8. August 1980 
über die institutionelle Reform: neue 
Zuständigkeiten für die politischen 
Körperschaften des Föderalstaats 

(Ein-, Aus- und Durchfuhr von 
Waffen)

 
19.3.2004

Gesetz über die Zuer-
kennung des Wahlrechts 
für Ausländer bei Kom-

munalwahlen

Der Einheitsstaat Belgien  
(bis 1970)
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König Regierung

Senat Abgeordneten-
kammer

Einheitsstaat Belgien

Provinzen

Wallonische 
Kommunen

ProvinzenProvinzen

19 Brüsseler 
Gemeinden

Flämische 
Kommunen

Der Föderalstaat Belgien in seiner derzeitigen Form
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König Regierung

Senat 
71 Mitglieder (40 direkt gewählt, 21 von den Räten der 
Gemeinschaften bestimmt, zehn gemeinsam bestimmt)

Abgeordnetenkammer 
150 direkt gewählte Mitglieder

Deutschsprachige  
Gemeinschaft

Parlament:  
25 direkt 
gewählte 

Mitglieder

Regierung: 
drei bis 

fünf Mitglieder, 
einschließlich 

des Präsidenten

Französische  
Gemeinschaft

Parlament:  
94 Mitglieder (75 aus 

dem Parlament der 
Wallonischen Region, 
19 aus dem Parlament 
der Region Brüssel-

Hauptstadt)

Regierung: 
maximal acht 

Mitglieder, ein-
schließlich des 

Präsidenten

Gemeinsame Gemeinschaftskommission

Rat: 89 Mitglieder des Parlaments der 
Region Brüssel-Hauptstadt

Kollegium: fünf Mitglieder der Regierung 
der Region Brüssel-Hauptstadt

Französische Gemeinschaftskommission

Rat: 72 Mitglieder des 
Parlaments der Region 

Brüssel-Hauptstadt

Kollegium: drei Minister 
und zwei Staatssekretäre

Rat: 17 Mitglieder des 
Parlaments der Region 

Brüssel-Hauptstadt

Kollegium: zwei Minister 
und ein Staatssekretär

Flämische Gemeinschaftskommission

Flämische 
Gemeinschaft

Parlament: 
124 direkt 
gewählte 

Mitglieder

Regierung: 
maximal 

elf Mitglieder, 
einschließlich  

des Präsidenten

Flämische Region 
(die flämische Region ist mit der 

flämischen Gemeinschaft 
zusammengelegt worden)

Wallonische Region
Parlament: 

75 direkt gewählte Mitglieder
Regierung: 

maximal neun Mitglieder, 
einschließlich des Präsidenten

Region Brüssel-Hauptstadt
Parlament: 

89 direkt gewählte 
Mitglieder

Regierung: 
fünf Mitglieder

Drei regionale 
Staatssekretäre

Fünf wallonische  
Provinzen

Provinzialrat Ständiger  
Ausschuss

Fünf flämische 
Provinzen

Provinzialrat Ständiger  
Ausschuss

Wallonische Kommunen

262 wallonische Kommunen (einschließlich der neun 
deutschsprachigen Kommunen)

Gemeinderat Bürgermeister- und 
Schöffenkollegium Bürgermeister

Brüsseler Gemeinden

19 Brüsseler Gemeinden

Gemeinderat Bürgermeister- und 
Schöffenkollegium Bürgermeister

Flämische Kommunen

308 flämische Kommunen

Gemeinderat Bürgermeister- und 
Schöffenkollegium Bürgermeister
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Ein Senator Zehn Senatoren

Zehn Senatoren

Zusammenarbeit 
zwischen den 
Regierungen

Zusammenarbeit 
zwischen den 
Regierungen

Zusammenarbeit 
zwischen den 
Regierungen;

Aufsichtsbefugnis

Aufsichtsbefugnis Aufsichtsbefugnis Aufsichtsbefugnis

überwacht die  
Kommunalverwaltung

eventuelle kommunale  
Zweckverbände

eventuelle kommunale  
Zweckverbände

Regierung der Abgeordneten-
kammer verantwortlich

Föderale Zuständigkeiten (Gesetzgebungsbefugnis: Erlass von Gesetzen)

•   Verteidigung
•   Justiz
•   Finanzen (*)
•   soziale Sicherheit
•   öffentliches 

Gesundheitswesen (*)
•   Geld- und Währungspolitik
•   internationale Beziehungen (*)
•   Wirtschaftspolitik (*)
•   Energie (*)
•   Außenhandel (*)

•   Landwirtschaft (*)
•   Beschäftigung (*)
•   Verkehr (*)
•   Gebrauch der Sprachen (*)
•   Steuerpolitik (*)
•   Entwicklungshilfe (*)

(*) Geteilte Zuständigkeiten.

Zuständigkeiten der Gemeinschaften  
(Gesetzgebungsbefugnis: Die Gemeinschaften erlassen Dekrete mit Geset-
zeskraft, wobei die föderale gesetzgebende Gewalt den Gemeinschaften 
nicht übergeordnet ist.)

•   Gebrauch der Sprachen (*)
•   Kultur
•   allgemeine und berufliche 

Bildung
•   Medien einschließlich Radio 

und Fernsehen
•   Gesundheitspflege und Jugend-

schutz

•   internationale Beziehungen (*)
•   Fürsorge
•   ausschließliche Zuständigkeit 

für Forschung und Entwicklung 
und die Außenpolitik in diesem 
Bereich

(*) Geteilte Zuständigkeiten.

Zuständigkeiten der 
Regionen: wirtschaftliche 
Bereiche
•   städtebauliche Entwicklung und 

Raumplanung
•   Umwelt
•   öffentliche Bauaufträge (Infrastruktu-

ren)
•   Verkehr (*)
•   Außenhandel (*)
•   Landwirtschaft (*)
•   Energie (*)
•   sozialer Wohnungsbau

•   Wirtschaftspolitik (*)
•   internationale Beziehungen (*)
•   Beschäftigung (*)
•   Steuerpolitik (*)
•   Überwachung der Provinz- und 

Gemeindeordnung
•   ausschließliche Zuständigkeit für 

Forschung und Entwicklung und die 
Außenpolitik in diesem Bereich sowie 
Ein-, Aus- und Durchfuhr von Waffen

(Gesetzgebungsbefugnis: Die Regionen erlassen 
Dekrete mit Gesetzeskraft, wobei die föderale gesetz-
gebende Gewalt den Regionen nicht übergeordnet ist.)

Verwaltungszuständigkeiten der Provinzen

•   Stadtplanung
•   Instandhaltung der Infrastruktur
•   Befugnis, in den Bereichen Erziehungswesen, Kultur und Sport Initiati-

ven zu ergreifen
•   garantiert die richtige Anwendung sämtlicher Rechtsvorschriften der 

föderalen gesetzgebenden Gewalt, der Gemeinschaften und der Regio-
nen

•   allgemeine Angelegenheiten der Provinz

Verwaltungszuständigkeiten der Kommunen

•   Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung
•   Durchführung der Wahlen
•   Standesamt
•   Baugenehmigungen
•   Instandhaltung der Straßeninfrastruktur
•   soziale Wohlfahrt
•   allgemeine Angelegenheiten der Kommune

Rolle der Gebietskörperschaften im 
europäischen Einigungsprozess und 
bei den grenzüberschreitenden 
Beziehungen  
(anhand von Beispielen)

1970
Abkommen mit 
Luxemburg zur 

gegenseitigen Hilfe-
leistung im Kata-

strophenfall

1980
Vereinbarung über die grenz-
überschreitende Zusammen-
arbeit zwischen dem Saar-

land, Lothringen, dem Groß-
herzogtum Luxemburg, 

Rheinland-Pfalz und Walloni-
en (Region Saar-Lor-Lux – 

Rheinland-Pfalz – Wallonien)

1980
Europäisches Rah-

menübereinkommen 
über die grenzüber-
schreitende Zusam-
menarbeit zwischen 

Gebietskörperschaften 
oder Behörden in 
Madrid: in Kraft 

getreten am 
22.12.1982

15.10.1985
Unterzeichnung 

der Europäischen 
Charta der kom-
munalen Selbst-

verwaltung

1986
Konvention der 

Beneluxstaaten über 
grenzüberschreiten-
de Zusammenarbeit: 
in Kraft getreten am 

1.4.1991

5.5.1993
Sondergesetz 

über die Föde-
ralisierung der 
Außenpolitik

8.3.1994
Kooperationsabkommen zwischen dem 
Föderalstaat, den Gemeinschaften und 

den Regionen über die Bestimmungen für 
den Abschluss gemeinsamer Verträge; 

Kooperationsabkommen über die Vertre-
tung des Königreichs Belgien im Rat der 

Europäischen Union

30.6.1994
Rahmenabkommen über die 

Vertretung des Föderalstaates, 
der Gemeinschaften und der 

Regionen bei den Internationalen 
Organisationen im Falle gemein-

samer Zuständigkeiten

5.4.1995
Kooperationsabkom-
men zwischen dem 

Föderalstaat und den 
drei Regionen Belgi-
ens über die interna-
tionale Umweltpoli-

tik

18.5.1995
Kooperationsabkom-
men über die Rechts-
stellung der in Bot-

schaften oder Konsula-
ten tätigen Vertreter 
der Gemeinschaften 

und der Regionen

Dezentralisierungsprozess: Belgien

1921
Allgemeines, gleiches Wahlrecht  
für Frauen auf Gemeindeebene
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Dezentralisierungsprozess: Bulgarien
Geschichtlicher 
Überblick

|
28.7.1913

Vertrag von Bukarest; Teilung Mazedoniens; Bulgarien erhält den 
östlichen Teil des Gebietes (Pirinska Makedonija)

1929
Gründung des „Zveno-Kreises“ durch republikanische Intellektuelle und Mitglieder der Armee, 

die sich für ein Bündnis mit Jugoslawien einsetzen
|

|
19.5.1934

Staatsstreich des  
„Zveno-Kreises“

5.9.1944
Einmarsch sowjetischer  
Truppen in Bulgarien

|
|

8.9.1946
Referendum: Die Monarchie  

wird abgeschafft.

15.9.1946
Ausrufung der Volksrepublik Bulgarien  

(1947-1989)
|

|
Februar 1947

Vertrag von Paris; Bulgarien verliert die eroberten Gebiete,  
behält jedoch seine Grenzen (von 1940).

14.12.1955
Beitritt  

zur UNO
|

|
Januar 1990
Änderungen der  

sozialistischen Verfassung

12.7.1991
Verabschiedung  

der derzeitigen Verfassung
|

1.3.1993
Assoziationsabkommen 

EU/Bulgarien
|

|
7.5.1992

Beitritt  
zum Europarat

14.12.1995
Antrag auf  
EU-Beitritt

|
|

1994
Assoziiertes Mitglied der WEU  

(Westeuropäische Union)

22.1.2002
Georgi Părvanov  
Staatspräsident

|

29.10.2004
Unterzeichnung des Vertrags über eine Verfassung für 

Europa durch 25 Mitgliedstaaten
|

|
10.-12.12.1999

Europäischer Rat von Helsinki; Eröffnung  
der EU-Beitrittsverhandlungen mit Bulgarien

|
1.2.2003

Inkrafttreten des  
Vertrags von Nizza

Die Etappen des 
Dezentralisierungs-
prozesses

17.9.1991
Gesetz über kommunale 

Selbstverwaltung und kommunale 
Verwaltung (mehrfach geändert, 
insbesondere 1995, 1999, 2003)

1995
Gesetz über Raum-

planung  
(geändert 2001)

1995
Gesetz über die 

kommunalen Wahlen 
(geändert 1996)

1996
Gesetz betreffend 
das Kommunal- 

eigentum

1996
Gesetz betreffend 

die Volksbefragung

1996
Bulgarische Gemeinden 

schließen sich zum Natio-
nalen Gemeindeverband der 

Republik Bulgarien (NAMRB) 
zusammen

1998
Gesetze betreffend die 
kommunalen Steuern 

und Gebühren

1999
Gesetz betreffend 
die kommunalen 

Haushalte

1999
Nationaler Plan für 

regionale Entwicklung

2001
Kooperationsvereinbarung 
zwischen dem bulgarischen 
Ministerrat und dem Natio-
nalen Gemeindeverband der 

Republik Bulgarien

2002
Beginn der finanziellen 

Dezentralisierung mit dem 
Ziel einer größeren finan-
ziellen Unabhängigkeit der 
Gemeinden (verschiedene 

Rechtsakte)

2004
Gesetz betreffend die 

regionale Entwicklung

Staatspräsident 
auf fünf Jahre in allgemeiner, direkter Wahl gewählt
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Volksversammlung (Narodno Sobranie) (Legislative)
240 Abgeordnete, die in allgemeiner, 
direkter und geheimer Wahl auf vier Jahre 
gewählt werden

Präsident und Vizepräsident; von den 
Mitgliedern der Versammlung in der 
ersten Sitzung nach den Parlamentswahlen 
gewählt; dem Präsidenten der Versamm-
lung können maximal fünf Vizepräsiden-
ten zur Seite stehen

Regierung (Exekutive)

Ministerpräsident; 
Ernennung und Entlassung 
durch die 
Volksversammlung

Stellvertretende(r) 
Ministerpräsident(en); 
Ernennung und Entlassung durch 
den Ministerpräsidenten

Ministerien und ein Minister 
ohne Portefeuille; 
Ernennung und Entlassung 
durch die Volksversammlung 
auf Vorschlag des 
Ministerpräsidenten

Verfassungsgericht

prüft Gesetze auf ihre Verfassungsmäßigkeit; 
besteht aus zwölf Richtern, von denen alle drei 
Jahre vier auf neun Jahre ernannt werden. Vier 

Richter werden von der Volksversammlung 
gewählt, vier weitere vom Staatspräsidenten 

ernannt und die übrigen vier gemeinsam von den 
Richtern des Obersten Kassationsgerichts und 

des Obersten Verwaltungsgerichts gewählt.

28 Regionen = Gebiete (Oblasti) (seit der Reform vom 1.1.1999)

Dezentralisierte staatliche Verwaltungen, denen die 
Umsetzung der Staatspolitik auf regionaler Ebene obliegt

Regionalgouverneur = Gebietsverwalter 
(oblasten upravitel); wird von der 
Regierung ernannt und überwacht die 
Umsetzung der Staatspolitik auf 
regionaler Ebene

Die stellvertretenden 
Regionalgouverneure werden vom 
Ministerpräsidenten ernannt.

264 Städte (Obština)

Stadtrat (obštinski săvet); in allgemeiner, direkter 
Wahl nach dem Verhältniswahlrecht auf vier Jahre 
gewählt

Vorsitzender des Stadtrates; von den 
Mitgliedern des Stadtrates gewählt

Bürgermeister einer Stadt (Kmet); in 
allgemeiner, direkter Wahl nach dem 
Mehrheitswahlrecht in zwei 
Wahlgängen auf vier Jahre gewählt

3850 Gemeinden bzw. Stadtbezirke

Die subkommunale Ebene umfasst die Gemeinden 
und (in den Großstädten) die Stadtbezirke (24 in 
der Hauptstadt Sofia, sechs in Plovdiv und fünf in 
Varna). Jede Stadt mit über 100 000 Einwohnern 
kann Stadtbezirke schaffen.

Bürgermeister einer Gemeinde (Kmet na 
kmetstvo); in allgemeiner, direkter Wahl 
gewählt, wenn die Einwohnerzahl mehr als 
250 beträgt

Bürgermeister eines Stadtbezirks 
(Rayonen Kmet); vom Stadtrat gewählt

Die Volksversammlung wählt und entlässt die Regierung auf Vorschlag des Ministerpräsidenten.

Die Regierung ernennt die Regionalgouverneure.

Zuständigkeiten
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Zuständigkeiten des Zentralstaates in allen Bereichen

Die bulgarische Verfassung legt fest: „Das Gebiet ist eine territoriale Verwaltungseinheit zur Durchführung regionaler Politik, zur 
Verwirklichung staatlicher Verwaltung vor Ort und zur Sicherung der Übereinstimmung nationaler und örtlicher Interessen“ (Arti-
kel 142).
Die Verwaltung des Gebiets übt ein von der Gebietsverwaltung unterstützter Regionalgouverneur (= Gebietsverwalter) aus (Arti-
kel 143 Absatz 1).
Der Regionalgouverneur gewährleistet „die Durchsetzung der staatlichen Politik“ (Artikel 143 Absatz 3).

Verwaltungsbefugnisse der Städte

•   Standesamt
•   Abwasserbeseitigung
•   Trinkwasserwirtschaft
•   Hausmüll
•   öffentliche Anlagen
•   Friedhöfe

•   Straßen und Brücken von lokaler 
Bedeutung

•   ÖPNV
•   Wohnungswesen
•   Raumplanung

•   Bildungswesen: Grund- und 
weiterführende Schulen

•   Gesundheitswesen: städtische 
Krankenhäuser

•   Kultur und Sport
•   soziale Dienste

Gemeinden und Stadtbezirke

Gemeinden und Stadtbezirke gehören territorial und administrativ zu Städten und werden vom Stadtrat konstituiert.
Der Bürgermeister einer Gemeinde bzw. eines Stadtbezirks hat folgende Aufgaben:

•   Ausführung des Gemeindehaushalts
•   Durchführung öffentlicher Arbeiten
•   Ernennung und Entlassung von 

Gemeindemitarbeitern
•   Umweltschutz und -sanierung
•   Führen der Einwohner- und 

Standesamtsregister

•   Organisation der  
Verwaltungsdienstleistungen

•   Aufrechterhaltung der öffentlichen 
Ordnung und Schutz vor Katastrophen 
und Unfällen

•   Vertretung der Gemeinde bzw. des 
Stadtbezirks

•   ggf. weitere Aufgaben, die ihm vom 
Bürgermeister der Stadt oder kraft ei-
nes Gesetzes des Parlaments übertra-
gen werdenRolle der Gebietskörperschaften im 

europäischen Einigungsprozess und 
bei den grenzüberschreitenden 
Beziehungen  
(anhand von Beispielen)

3.10.1994
Unterzeichnung der Europäischen Charta der kommunalen Selbstver-

waltung des Europarates (am 1.9.1995 in Kraft getreten)

2.6.1998
Unterzeichnung des Europäischen Rahmenübereinkommens über die 
grenzüberschreitende Zusammenarbeit des Europarates (so genanntes 
„Übereinkommen von Madrid“ vom 21.5.1980) (am 8.8.1999 in Kraft 

getreten)
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 Dezentralisierungsprozess: Zypern
Geschichtlicher 
Überblick

1571-1878
Ottomanische 

Herrschaft

1878
Abtretung Zyperns an Großbritannien durch die Türkei als 

Gegenleistung für britische Unterstützung gegen die Russen

1878-1960
Britische  

Herrschaft

1914
Nachdem sich die Türkei mit Deutschland verbündet hat, 

wird Zypern durch Großbritannien annektiert.

1923
Vertrag von Lausanne; die Türkei verzichtet auf 

jegliche Ansprüche auf Zypern.

1931
Volksaufstand der Zyperngriechen für eine  

Vereinigung mit Griechenland (Enosis)

1954
Griechenland appelliert an die UNO, für die Verwirklichung des 
Grundsatzes der Selbstbestimmung auf Zypern Sorge zu tragen.

Februar 1959
Unterzeichnung der Abkommen von Zürich und London (Vereinigtes Königreich, Grie-
chenland, Türkei und die beiden zypriotischen Gemeinschaften), in denen eine Anglie-
derung der Insel an ein Drittland oder eine Gebietsaufteilung ausgeschlossen wurden.

19.12.1972
Unterzeichnung eines Assoziationsabkommens 

zwischen der EWG und Zypern

15.7.1974
Von der griechischen Militärjunta eingefädelter 

Staatsstreich gegen Präsident Makarios

1915
Großbritannien bietet an, Zypern an Griechenland 

abzutreten unter der Bedingung, dass sich Griechenland 
dem Kriegsbündnis gegen Deutschland anschließt.

1925
Zypern wird zur britischen  

Kronkolonie erklärt.

1950
Volksabstimmung: 96 % der Zyperngriechen 

stimmen für eine Vereinigung mit Griechenland.

1955-1959
Kampf gegen  

die Kolonialherrschaft

16.8.1960
Rückzug Großbritanniens aus Zypern und Unabhängigkeit Zyperns, Beitritt 

Zyperns zur UNO (20.9.1960) und zum Commonwealth

20.5.1961
Beitritt Zyperns  
zum Europarat

1963
Aufstand der Zyperntürken 

gegen den Staat

25.6.1973
KSZE- 

Gründungsmitglied

13.2.1975
Der von den Türken besetzte Nordteil der Insel wird 
zum „Türkischen Bundesstaat von Zypern“ erklärt.

1.1.1988
Zweite Stufe des Assoziierungsabkommens betreffend 

den Abschluss der Zollunion mit der EU

1.2.2003
Inkrafttreten des  

Vertrags von Nizza

16.6.2003
Tassos Papadopoulos, 

Staatspräsident

1.5.2004
Beitritt zur  

Europäischen Union

20.7.1974
Die Türken befürchten eine Angliederung Zyperns an 

Griechenland und marschieren (mit 40 000 Soldaten, die 
37 % der Insel besetzen) in Zypern ein; Teilung Zyperns 

durch die „Attila-Linie“, auch „grüne Linie“ genannt.

15.11.1983
Einseitige Proklamation der Unabhängigkeit der so genannten „Türkischen 
Republik Nordzypern“ („TRNZ“), die bislang nur von der Türkei anerkannt 

und vom UNO-Sicherheitsrat verurteilt wurde (Resolution 541/83).

3.7.1990
EU- 

Beitrittsantrag

16./17.4.2003
Unterzeichnung des  

EU-Beitrittsvertrags in Athen

14.7.2003
Ratifizierung  

des EU-Beitrittsvertrags

29.10.2004
Unterzeichnung des Vertrags über 

eine Verfassung für Europa

1960
Verabschiedung der 

Verfassung

1964
Gesetz über die 

Städtischen Gebiets-
körperschaften, Kapitel 
240 / Gesetz über die 

Stadtgemeinden 
Nr. 64

Oktober 1985
Gesetz Nr. 111 über die 
Stadtgemeinden, das das 

Gesetz über die Städtischen Ge-
bietskörperschaften, Kapitel 240, 

und das Gesetz über die Stadt-
gemeinden Nr. 64 aufhob und 

ersetzte

1999
Gemeindegesetz Nr. 86(1) von 

1999, das das Gemeindegesetz, Kapitel 
243, und das Gesetz über die Gemein-
deverwaltungen, Kapitel 244, aufhob 

und ersetzte.
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Staatspräsident 
in allgemeiner Direktwahl für fünf Jahre gewählt, übt 
seine Befugnisse über den Ministerrat aus, wird vom 

Repräsentantenhaus eingesetzt

Repräsentantenhaus (Legislative)

Setzt sich zusammen aus 80 Abgeordneten, 
von denen 56 von der griechischen Ge-
meinschaft und die übrigen 24 von der 
türkischen Gemeinschaft gewählt werden.

Präsident; von den Abgeordneten aus 
ihren Reihen gewählt

Regierung (Exekutive)
Vizepräsident Minister; werden vom Staatspräsi-

denten und vom Vizepräsidenten 
ernannt

Verfassungsgericht (Judikative)
Es setzt sich zusammen aus 13 Richtern, von denen einer 

Präsident des Verfassungsgerichts ist; seine Aufgabe 
besteht darin, über die Verfassungsmäßigkeit von 

Rechtsakten zu befinden.

Sechs Distrikte
Distriktskommissar; wird von der Kommission für den Öffentlichen Dienst ernannt, ist 
Beamter und Repräsentant des Staates auf regionaler Ebene.

33 Stadtgemeinden (in denen ca. 50 % der Bevölkerung des Landes leben)

Stadtrat; nach dem Verhältniswahlrecht in allgemei-
ner Direktwahl für fünf Jahre gewählt, die Mitglie-
derzahl schwankt je nach Größe der Stadtgemeinde 
zwischen acht und 26 Stadtratsmitgliedern.

Bürgermeister (Exekutivorgan); in allgemei-
ner, geheimer Direktwahl in einem Wahlgang 
auf fünf Jahre gewählt; führt den Stadtrat an

Stellvertretender Bürgermeister; aus den 
Reihen der Stadtratsmitglieder in gehei-
mer Abstimmung gewählt

Verwaltungsausschuss; die Mitglieder 
werden vom Stadtrat ernannt.

353 Gemeinderäte (in deren Gebiet ca. 35 % der Bevölkerung leben)

Gemeinderat; er besteht aus dem Vorsitzenden, einem stellver-
tretenden Vorsitzenden und drei bis sieben weiteren Mitgliedern 
(abhängig von der Bevölkerungsgroße der Gemeinde) und wird 
für fünf Jahre gewählt.

Es gibt Bestimmungen betreffend die Bildung von Verbandsge-
meinden und die Einrichtung zweier gesonderter Gemeinderäte 
in Gemeinden, in denen sowohl Zyperngriechen als auch Zy-
perntürken leben.

Die Regierungs-
mitglieder werden 
vom Staatspräsi-
denten ernannt.

Zuständigkeiten

Nationale Gesetzgebungskompetenz in sämtlichen Bereichen
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Die Distriktkommissare sind für die Umsetzung der Regierungspolitik auf dieser Ebene zuständig.

Stadtgemeinden:

•   Gesundheitswesen
•   soziale, sanitäre und medizinische Dienste
•   Wasserversorgung und -bewirtschaftung
•   Instandhaltung und Bau von Brücken und 

Straßen
•   öffentliche Beleuchtung

•   Abwasserwirtschaft und -reinigung
•   Abfallwirtschaft und -verwertung
•   Handels- und Gewerbevorschriften
•   Friedhöfe und Bestattungswesen
•   Schlachthöfe
•   städtische Märkte

 Gemeinderäte:

•   Gesundheitswesen
•   Bau und Instandhaltung von Straßen
•   Abfallwirtschaft und -verwertung
•   Instandhaltung der öffentlichen Wege
•   öffentliche Beleuchtung

Rolle der Gebietskörperschaften im europäischen 
Einigungsprozess und bei den 
grenzüberschreitenden Beziehungen  
(anhand von Beispielen)

8.10.1986
Zypern unterzeichnet die 
Charta der kommunalen 

Selbstverwaltung des Euro-
parates (am 1.9.1988  
in Kraft getreten).

Die Etappen des 
Dezentralisierungs-
prozesses
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Dezentralisierungsprozess: Tschechische Republik
Geschichtlicher 
Überblick

28.10.1918
Gründung der ersten Tschechoslowakischen Republik (1918-1938) 
auf der Grundlage der Abkommen von Pittsburgh und Cleveland

29.2.1920
Verabschiedung einer  

tschechoslowakischen Verfassung

1924
Unterzeichnung zweier französisch-tschechoslowakischer 

Verträge; französische Militärhilfe

16. 5.1935
Sowjetisch-tschechoslowakischer Vertrag; so-
wjetische Militärhilfe in Abhängigkeit von den 
französisch-tschechoslowakischen Verträgen

29./30.9.1938
Münchner Abkommen; das Sudetenland  

wird an Hitler abgetreten.

Januar 1945
Befreiung der Ostslowakei durch die Rote Armee und  
Wiederherstellung der Vorkriegs-Tschechoslowakei

24.10.1945
Die Tschechoslowakei wird  

Gründungsmitglied der UNO.

1946
Wahlsieg der  
Kommunisten

25.2.1948
Kommunistischer Staatsstreich in Prag, durch den 
die Tschechoslowakei Teil des „Ostblocks“ wird

14.5.1955
Gründungsmitglied des  

Warschauer Pakts

1960
Verabschiedung einer neuen,  
sozialistischen Verfassung

1968
„Prager Frühling“, „Sozialismus mit  
menschlichem Antlitz“ unter Dubček

August 1968
Einmarsch der Warschauer-Pakt-Staaten  

in die Tschechoslowakei

1969
Einführung eines föderalen Systems, durch das die 

beiden Republiken eigene Institutionen erhalten

November 1989-1993
„Samtene“ Revolution (Fall des Kommunismus);  

Tschechische und Slowakische Föderative Republik

29.12.1989-20.7.1992
Václav Havel Präsident der Tschechischen  

und Slowakischen Föderation

1992
Assoziierter  

Partner der WEU

1.7.1992
Auflösung des 

Warschauer Pakts

16.12.1992
Verabschiedung einer  

neuen Verfassung

1.1.1993
„Samtene Scheidung“: Spaltung der Tschechischen und Slowa-

kischen Föderation; Gründung der Tschechischen Republik
|
|

1.1.1993
Beitritt  

zur OSZE

2.2.1993
Václav Havel wird zum Präsidenten der Tschechischen 

Republik gewählt; Wiederwahl am 20. Januar 1998.
|

|
30.6.1993

Beitritt  
zum Europarat

|
6.10.1993

Unterzeichnung eines Assoziierungs- 
abkommens zwischen der EU  

und der Tschechischen Republik

12.3.1999
Beitritt  

zur NATO
|

|
2003

Václav Klaus wird zum Präsidenten  
der Tschechischen Republik gewählt.

1.2.2003
Inkrafttreten des  

Vertrags von Nizza
|

16./17.4.2003
Unterzeichnung des  

Beitrittsvertrags in Athen
|
|

13./14.6.2003
Referendum über den  

EU-Beitritt (77,30 % Ja-Stimmen)

1.5.2005
Beitritt der Tschechischen Republik 

zur Europäischen Union
|

|
29.10.2004

Unterzeichnung des Vertrags über  
eine Verfassung für Europa

Die Etappen des Dezentralisierungsprozesses

1990
Abschaffung der 1962 

geschaffenen acht 
Regionen (kraje)

1990
Gesetz Nr. 367 über 

die Gemeinden

1990
Gesetz Nr. 418 
über die Haupt-

stadt Prag

1990
Gesetz Nr. 425 über 
die Bezirksämter

1992
Verabschiedung 

einer neuen Verfassung, 
in deren Kapitel VII die 

Grundprinzipien der lokalen 
Selbstverwaltung auf zwei 
Ebenen – Gemeinden und 
Regionen (kraje) – fest-

gelegt sind

1.1.1993
Schaffung eines lo-

kalen Steuersystems, das 
den Gebietskörperschaften 

die Einführung und Er-
hebung lokaler Steuern 

ermöglicht

1998
Annahme des Verfas-

sungsgesetzes Nr. 347/1997 
über die Schaffung autonomer 

Gebietskörperschaften auf 
höherer (regionaler) Ebene 

(kraje) ab 2000

2000
Gesetz Nr. 128/2000 
über die Gemeinden

2000
Gesetz Nr. 

129/2000 über die 
Regionen

2000
Gesetz Nr. 131/

2000 über die Haupt-
stadt Prag (ersetzt 
Gesetz 418/1990)

2000
Gesetz Nr. 147/2000 
über die Bezirksäm-

ter (ersetzt Gesetz 
425/1990)

2000
Gesetz Nr. 248/

2000 über die Förde-
rung der regionalen 

Entwicklung

2003
Abschaffung der 

1990 geschaffenen 
76 Bezirksämter 

(okres)

Präsident der Republik 
wird von den beiden Kammern des Parla-
ments für fünf Jahre gewählt und darf nur 

einmal wiedergewählt werden
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Zweikammerparlament (Legislative) (poslanecká sněmovna)

Die Abgeordnetenkammer; wird für vier 
Jahre in allgemeinen Wahlen nach dem 
Verhältniswahlrecht gewählt. Die 200 
Abgeordneten dieser Kammer wählen den 
Vorsitzenden und dessen Stellvertreter und 
berufen sie ab.

Der Senat; wird für die Dauer von sechs 
Jahren gewählt, wobei alle zwei Jahre ein 
Drittel der Senatoren neu gewählt wird. Die 
81 Senatoren wählen den Vorsitzenden und 
dessen Stellvertreter und berufen sie ab. Der 
Senat kann nicht aufgelöst werden.

Regierung (Exekutive)

Ministerpräsident; wird vom Präsidenten der Republik ernannt

Stellvertretende(r) Ministerpräsident(en); vertreten den Ministerpräsidenten 
in dessen Abwesenheit

Minister (darunter ein Minister ohne Geschäftsbereich); werden vom 
Präsidenten der Republik auf Vorschlag des Ministerpräsidenten ernannt

Verfassungsgericht (Judikative)

Die 15 Richter dieses Gerichtshofs werden vom 
Präsidenten der Republik im Einvernehmen mit 
dem Senat für die Dauer von zehn Jahren ernannt 
und entscheiden über die Verfassungsmäßigkeit 
der Gesetze.

14 Regionen (kraje)

Die 14 Regionen (einschließlich Hauptstadt 
Prag) wurden mit dem Verfassungsgesetz 
Nr. 347/1997 geschaffen, das am 1. Januar 
2000 in Kraft trat.

Regionalversammlung; die Mitglieder 
werden in direkter und verhältnismäßiger 
Wahl für vier Jahre gewählt. Sie wählen aus 
ihrer Mitte das regionale Exekutivorgan.

Regionales Exekutivorgan; wird von der 
Regionalversammlung gewählt und 
abberufen

6254 Gemeinden (obec)

Gemeinderat (Beschlussorgan); wird für vier Jahre in direkter 
und geheimer Wahl gewählt und legt die Mitgliederzahl des 
Gemeindevorstandes entsprechend der Einwohnerzahl und der 
Fläche der Gemeinde fest.

Gemeindevorstand (Exekutivorgan); hat zwischen fünf und 
55 Mitglieder. Seine Sitzungen werden vom Bürgermeister 
oder dessen Stellvertreter geleitet. Der Bürgermeister und 
die Mitglieder des Gemeindevorstandes werden vom 
Gemeinderat aus seiner Mitte gewählt.

Gemeindeamt; setzt sich aus dem Bürgermeister und der 
Kommunalverwaltung (stellvertretender Bürgermeister und 
Sekretär) zusammen.

Der Präsident der Republik ernennt 
die Regierung und beruft sie ab.

Das Parlament wählt den Präsidenten 
der Republik.

Die Regierung ist der Abgeordnetenkammer verantwortlich.

Der Präsident der Republik kann die 
Abgeordnetenkammer auflösen.

Der Präsident der Republik ernennt in Abstimmung mit dem Senat die Richter. Zuständigkeiten
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Gesetzgebungsbefugnisse auf nationaler Ebene in sämtlichen Bereichen

14 Regionen (kraje)
Nach Maßgabe des Verfassungsgesetzes Nr. 347/1997 müssen die Zuständigkeiten der Regionen in einem eigenen Gesetz 
geregelt werden.

Gemeinden (obec)

Allgemeine Zuständigkeiten der Gemeinden

•   Wasserversorgung und Abwasserreinigung
•   Fernwärmeversorgung
•   Abfallbewirtschaftung
•   Grünflächenverwaltung und -pflege
•   Friedhöfe
•   Gesundheitswesen
•   Sozialhilfe und Jugendpolitik

•   Verwaltung der kommunalen Infrastruktur
•   Verwaltung der kommunalen Straßenverkehrswege
•   Wirtschaftsförderung
•   Umweltschutz
•   Stadtplanung
•   Sport
•   Brandbekämpfung

Zuständigkeiten, die bestimmten Gemeinden vom Zentralstaat übertragen wurden

•   Bildungswesen (Vor- und Grundschulen)
•   kommunales Verkehrsmanagement (ÖPNV, Straßen- 

und Schienenverkehr)
•   Kultur
•   Landwirtschaft

•   Energieversorgung
•   Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung
•   Wohnungswesen

Rolle der Gebietskörperschaften im 
europäischen Einigungsprozess und 
bei den grenzüberschreitenden 
Beziehungen  
(anhand von Beispielen)

25.5.1998
Unterzeichnung der Europäischen 
Charta der kommunalen Selbstver-

waltung (Europarat), die am  
1.9.1999 in Kraft tritt

24.6.1998
Unterzeichnung des Europäischen 
Rahmenübereinkommens über die 

grenzüberschreitende Zusammenar-
beit zwischen Gebietskörperschaften 
oder Behörden (Europarat), das am 

21.3.2000 in Kraft tritt
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�Dezentralisierungsprozess: Dänemark
Geschichtlicher 
Überblick

Die Etappen des Dezentralisierungsprozesses

1661
Absolute  

Monarchie

1849
Konstitutionelle  

Monarchie

1918
Allgemeines  

Wahlrecht, Frauenwahlrecht

1944
Volksentscheid über die Unabhängigkeit  

Islands, das Republik wird

1948
Die Färöer erhalten  
Autonomiestatus.

1949
Gründungsmitglied  

der NATO

 

1959
Mitglied  

der EFTA

14.1.1972
Margarete II. tritt die Nachfolge  

von Frederik IX. an.

2.10.1972
Volksabstimmung über den Beitritt zur EWG: 

63,3 % der Stimmen

1.1.1973
Mitglied  
der EWG

1979
Autonomie  
Grönlands

1985
Austritt Grönlands aus der EWG  

nach einer Volksabstimmung

27.2.1986
56,2 % der Wähler stimmen für die Einheitliche 

Europäische Akte.

2.6.1992
Ablehnung des Maastrichter Vertrags  

mit 50,7 % der Stimmen

18.5.1993
Zweite Volksabstimmung über den  

Maastrichter Vertrag: 56,7 % Ja-Stimmen

1.11.1993
Inkrafttreten des Vertrags über  

die Europäische Union (Maastricht)

28.5.1998
Volksabstimmung über den Vertrag von  

Amsterdam: 55,1 % Ja-Stimmen

28.9.2000
Volksabstimmung über den Beitritt zur Eurozone: 

53,2 % Nein-Stimmen

1.5.1999
Inkrafttreten des  

Vertrags von Amsterdam

1.2.2003
Inkrafttreten des  

Vertrags von Nizza

29.10.2004
Unterzeichnung des Vertrags  

über eine Verfassung für Europa

1849
Gesetz zur Stärkung der 

Befugnisse der Lokal- und 
Regionalbehörden

Anfang des 
20. Jahrhunderts

 Übertragung von Zustän-
digkeiten an die Lokalver-

waltung

 
 
 

1848
Die Färöer erhalten  

Autonomiestatus

1953
Verfassungsrevision – Die Selbstver-

waltung der lokalen Gebietskörperschaf-
ten wird Verfassungsgrundsatz

1.4.1970
• Gesetz über die Einteilung der lokalen 
und regionalen Gebietskörperschaften: 

Zusammenschlüsse
• Gesetz über die Kommunalverwaltung: 

Erweiterung der Befugnisse

29.5.2001
73,8 % der Wähler der Insel Bornholm 

sprechen sich für den Zusammenschluss 
der fünf Gemeinden und des Kreises der 

Insel aus.

1.10.2002
Die Regierung richtet eine „Struktur-

kommission“ ein, die Empfehlungen für die 
Organisation des gesamten öffentlichen Sektors 

aussprechen soll (einschließlich der Frage weite-
rer Zusammenschlüsse zwischen Kreisen und 

Gemeinden).

1.1.2003
Der Zusammenschluss 

zwischen den fünf „kommu-
ner“ (Gemeinden) und dem 

„amt“ (Kreis) Bornholm  
wird vollzogen

Frühjahr 2003
Änderung des Gesetzes 
über die Kommunalver-

waltung

2.12.2004
Die Regierung legt 
den Vorschlag zur 

Strukturreform des 
öffentlichen  
Sektors vor.

Dänischer Zentralstaat (vor 1953)

Nationale 
Ebene

Regionale und 
kommunale Ebene

König/Königin

Parlament

ernennt

dem Parla-
ment ver-

antwortlich

Landsting  
(Zweite Kammer = Legislative); geht aus 
allgemeinen und indirekten Wahlen hervor

Folketing  
(Parlament = Legislative); geht aus 
allgemeinen und direkten Wahlen hervor Regierung

Vor der Verabschiedung des 
Regierungsgesetzes von 1970

25 Amtskommuner (Kreise)

1388 Kommuner (Gemeinden)

Administrative Unterschiede zwischen städtischen  
und ländlichen Verwaltungseinheiten bis 1970

Landgemeinden Stadtgemeinden

umfassende staatliche Aufsicht

Der Verfassungsgrundsatz der 
kommunalen Selbstverwaltung findet bis 
Anfang des 20. Jahrhunderts kaum 
Anwendung.

Nationale 
Ebene

Regionale und 
kommunale Ebene

Der heutige dezentralisierte dänische Staat (seit 1953)

König/Königin 
ernennt den Ministerpräsidenten

Regierung
Folketing  

(Parlament = Legislative);  
geht aus allgemeinen und direkten Wahlen hervor.Innenminister

Nach dem Gemeindegesetz von 1970

Stadt Kopenhagen
Befugnisse und 

Zuständigkeitsbereiche  
der Kreise und Gemeinden

Stadt Frederiksberg
Befugnisse und 

Zuständigkeitsbereiche  
der Kreise und Gemeinden

14 Amtskommuner (Kreise)

Kreistag 
Mitglieder werden in allgemeinen und direkten Wahlen gewählt – tagt unter Vorsitz des Landrates  

(vom Kreistag gewählt)

Finanzausschuss  
(obligatorisch); tagt unter Vorsitz des 
Landrates und legt den Haushalt vor

mindestens ein weiterer ständiger Ausschuss, i. d. R.

•   „Gesundheit/soziale Siche-
rung“

•   „öffentliche Arbeiten“
•   „Umwelt“

•   „Bildung und Soziales“
•   „Krankenhäuser“
•   „Kreisdienste“

Verwaltung unter der Leitung des Verwaltungsdirektors

Staatsamtsbehörde;  
eine pro Kreis

•   Staatsamtmann; durch den 
Staat ernannter Beamter

•   Vier durch den Kreistag aus 
seiner Mitte gewählte 
Mitglieder

268 Kommuner (Gemeinden)
Gemeinderat (Bezirksrat); in allgemeinen und 

direkten Wahlen gewählte Mitglieder, den 
Vorsitz hat der vom Rat gewählte 

Bürgermeister inne.

Finanzausschuss 
(obligatorisch) unter 
Vorsitz des Bürger-
meisters; legt den 

Haushalt vor

mindestens ein weiterer 
ständiger Ausschuss (in 
der Regel zwischen vier 
und sechs Ausschüssen), 
und zwar
•  „soziale Sicherung“
•  „öffentliche Arbeiten“
•  „Umwelt“
•  „Bildung und Kultur“

Verwaltung unter der Leitung  
des Verwaltungsdirektors

ernennt einen Staatsamtmann  
pro Kreis

Wahl von vier 
Mitgliedern
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Grönland
•   Parlament Grönlands; gesetzgebende 

Gewalt
•   Eigene Regierung
•   1979: Autonomiestatus
•   Seit 1985 nicht mehr Mitglied der 

Europäischen Gemeinschaft
•   18 Gemeinden

Färöer
•   Parlament der Färöer
•   Eigene Regierung
•   Nicht-Mitglied der Europäischen 

Gemeinschaft
•   Seit 1948 Autonomiestatus
•   50 Gemeinden

Zwei aus allgemeinen und direkten Wahlen 
hervorgegangene Vertreter im Folketing

Kontrolle (a posteriori)  
der Rechtmäßigkeit aller 
Amtshandlungen

Kontrolle (a posteriori)  
der Rechtmäßigkeit aller 
Amtshandlungen

Kontrolle (a posteriori) der Rechtmäßigkeit aller Amtshandlungen

Zuständigkeiten des Staates
Alle gesetzgebende Gewalt liegt beim Staat (außer für 
Grönland und die Färöer, die über eine eigene gesetzgebende 
Gewalt verfügen)
Ausschließliche Zuständigkeit in folgenden Bereichen:
•   Polizei, Verteidigung und Justizverwaltung
•   auswärtige Angelegenheiten und Entwicklungshilfe
•   Hochschulwesen und Forschung
•   Krankengeld, Kindergeld und Renten
•   Arbeitslosenversicherung und Arbeitsaufsicht
•   verschiedene kulturelle Aktivitäten
•   Subventionen für Handel und Industrie
Zuständig für die Verwaltung auf staatlicher Ebene

Zuständigkeiten der Kreise
•   Krankenhäuser und Krankenversicherung
•   weiterführende Schulen und Abendgymnasien (højere 

forberedelseseksamen)
•   Betreuung körperlich und geistig behinderter Menschen
•   Verschiedene kulturelle Aktivitäten
•   Raumordnung (Regionalplanung)
•   öffentlicher Regionalverkehr
•   Natur- und Umweltschutz

Zuständigkeiten der Kommunen
•   Kinder- und Altenbetreuung
•   Prüfung des Anspruchs auf Geldleistungen, Frührenten und 

verschiedene andere Sozialleistungen und deren Auszahlung
•   Grundschulwesen
•   Stadtbüchereien und Sporteinrichtungen sowie weitere 

kulturelle Aktivitäten
•   bedingtes Arbeitslosengeld (tvangsaktivering) und 

Beschäftigungsprogramme für nicht versicherte Arbeitslose
•   öffentliche Dienste: Umweltschutzmaßnahmen und 

Notfalldienste
•   Raumordnung (Stadtplanung)
•   Aufnahme und Eingliederung von Flüchtlingen

Rolle der Gebietskörperschaften im 
europäischen Einigungsprozess und 
bei den grenzüberschreitenden 
Beziehungen  
(anhand von Beispielen)

1962
Konvention von Helsinki – Rechtsgrund-
lage für die Zusammenarbeit zwischen 

den nordischen Staaten (Bereiche Rechts-
wesen, Kultur, Infrastrukturen und Um-

weltschutz)

1970
Gründung eines deutsch-dänischen 

Ausschusses zur Förderung der 
grenzüberschreitenden Zusammenar-
beit (heute Grundlage der Umsetzung 

von Interreg II)

1977
Kooperationsabkommen 
zwischen den nordischen 

Ländern über Zusammenar-
beit auf Gemeindeebene

1980
Europäisches Rahmenabkom-
men über die grenzüberschrei-

tende Zusammenarbeit zwi-
schen Gebietskörperschaften 

oder Behörden (Madrid)

3.2.1988
Ratifizierung der Europäi-
schen Charta der kommu-

nalen Selbstverwaltung (die 
am 1.9.1988 in Kraft tritt)

1992
Gesetz, das es den Kreisen und Ge-

meinden ermöglicht, an der Entwick-
lung von Industrie und Handel (ins-

besondere über Programme der 
Europäischen Union) und an der 

Ausarbeitung der Regionalprogram-
me mitzuwirken

Januar 1993
Schaffung der Region 

Øresund – grenzüberschrei-
tende Zusammenarbeit 

zwischen Kopenhagen und 
Malmö

1994/1995
Errichtung des kommunalen 

Exportnetzwerks (Det kommuna-
le Eksportnetværk) durch eine 

Gruppe von Gemeinden als Reak-
tion auf das wachsende Interesse 

an Fachstudienreisen

März 1997
Gründung der Gruppe B7 – 
Zusammenarbeit zwischen 

den Ostseeinseln

Außen- und 
Verteidigungspolitik 

obliegen der 
Zentralregierung
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Dezentralisierungsprozess: Estland
Geschichtlicher 
Überblick

24.2.1918
Unabhängigkeit  

Estlands

März 1918
Vertrag von Brest-Litowsk; Russland tritt die 

drei baltischen Staaten an Deutschland ab.

Juni 1920
Annahme der 

 ersten Verfassung

November 1918
Invasion durch Sowjetrussland,  

die zum Befreiungskrieg  
führt (1918-1920)

Oktober 1933 
Annahme einer neuen Verfassung 

durch ein Referendum

März 1934
Präsident K. Päts  

errichtet ein diktato-
risches Regime.

Juli 1937
Annahme der  

dritten Verfassung

23.8.1939
Deutsch-sowjetischer 

Nichtangriffspakt  
(Molotow-Ribbentrop)

17.6.1940
Besetzung durch die  

Sowjetunion (1940-1941)

22.9.1944
Erneute Besetzung durch  

die Sowjetunion (1944-1991)

20.8.1991
Entscheidung des Obersten Sowjets Est-

lands über die Unabhängigkeit des Landes

6.9.1991
Anerkennung der Unabhängigkeit 
Estlands durch die Sowjetunion

6.3.1992
Gründungsmitglied  

des Ostseerates

28.6.1992
Annahme der derzeitigen Verfassung 

im Wege der Volksabstimmung

14.5.1993
Beitritt  

zum Europarat

26.7.1994
Russisch-estnisches Abkommen über den 

Abzug der russischen Truppen und den  
Abbau des Nuklearstützpunktes Paldiski

12.6.1995
Unterzeichnung eines Assoziationsver-

trags zwischen der EU und Estland

21.9.2001
Präsidentschaftswahlen. A. Rüütel wird zum Präsi-
denten gewählt (Amtseinführung am 8. Oktober).

1.2.2003
Inkrafttreten des  

Vertrags von Nizza

29.3.2004
Beitritt Estlands  

zur NATO

1.5.2004
Beitritt  
zur EU

2.2.1920
Russisch-estnischer Friedensvertrag (Vertrag 
von Dorpat [Tartu]); Anerkennung der Unab-

hängigkeit Estlands durch Sowjetrussland

12.9.1934
Baltische Entente mit  
Lettland und Litauen

28.8.1939
Sowjetisch-estnischer 

Beistandspakt

6.8.1940
Estland wird  

Sowjetrepublik.

1941
Besetzung Estlands  

durch die Nazis.

16.11.1988
Erklärung der Souveränität 

Estlands durch den Obersten 
Sowjet Estlands (Ülemnõukogu)

3.3.1991
Volksabstimmung über die Unabhängig-

keit (77,8 % Ja-Stimmen)

14.9.1991
Beitritt  

zur OSZE

17.9.1991
Beitritt  

zur UNO

20.6.1992
Einführung der Estnischen Krone EEK 

(Eesti kroon), estnische Währung

14.10.1992
Unterzeichnung der  

Schlussakte von Helsinki

1994
Assoziiertes  

Mitglied der WEU

September 1994
Freihandelsabkommen der 

drei baltischen Staaten

13.11.1999
Mitglied  
der WTO

16.-17.4.2003
Unterzeichnung des  

Beitrittsvertrags in Athen

14.9.2003
Volksabstimmung zum EU-Beitritt 

(66,84 % Ja-Stimmen)

29.10.2004
Unterzeichnung des Vertrags über 

eine Verfassung für Europa

Die Etappen des Dezentralisierungsprozesses

1918
Erstes nationales 

Gesetz zur kommunalen 
Selbstverwaltung. Ein 

System mit zwei Ebenen 
wird eingeführt.

1934
Die kommunale 

Selbstverwaltung mit 
einer Ebene wird 

eingeführt.

1940-1990
Während der so-

wjetischen Besetzung 
werden verschiedene 
Reformen durchge-

führt.

1989
Verabschiedung eines 

Rahmengesetzes über die 
Kommunalverwaltung; 
Wiedereinführung der 
Gebietskörperschaften

28.6.1992
Annahme einer neuen 

Verfassung durch Volksabstim-
mung und dadurch Einführung 
einer einstufigen kommunalen 

Selbstverwaltung

1993
Gesetze über die 

kommunale Selbstver-
waltung, die Haushalte der 
Landgemeinden und Städte 

und die Beziehungen zwischen 
dem Staatshaushalt und den 

Haushalten der Landge-
meinden und Städte

1994
Gesetz über die 

Kommunalsteuer

2002
Gesetz über lokale 

Wählervereinigungen; 
neues Gesetz über die 

Kommunalwahlen

Präsident der Republik 
für fünf Jahre von der Riigikogu (estnisches Parlament) oder 
einer Wahlmännerversammlung in geheimer Wahl gewählt

Nationale 
Ebene

Regionale 
Ebene

Kommunale 
Ebene

Einkammerparlament (Riigikogu – 
„Staatsversammlung“) (Legislative) 

101 für vier Jahre in freien und geheimen Wahlen nach 
dem Verhältniswahlrecht gewählte Mitglieder

Regierung (Exekutive)
Ministerpräsident
vom Präsidenten der Republik ernannt; er benötigt min-
destens die Mehrheit der Stimmen des Parlaments, um 
eine Regierung bilden zu können.

Regierungskabinett
die Minister (maximal 15) werden auf Vorschlag 
des Ministerpräsidenten vom Präsidenten ernannt.

Oberster Gerichtshof (Riigikohus, Judikative)

Setzt sich aus 19 auf drei Kammern verteilten Richtern zu-
sammen; höchste gerichtliche Instanz des Staates; neben der 
höchstinstanzlichen Prüfung richterlicher Entscheidungen 
äußert er sich zur Verfassungskonformität von Gesetzen.
 
Präsident des Obersten Gerichtshofs
von der Riigikogu auf Vorschlag des Präsidenten ernannt

Richter
von der Riigikogu auf Vorschlag des Präsidenten des Obersten 
Gerichtshofs auf Lebenszeit ernannt

15 Regierungsbezirke (Maakonnad)

Regierungspräsident 
von der Regierung auf Vorschlag des Ministerpräsidenten und nach 
Anhörung der Vertreter der kommunalen Gebietskörperschaften des 
jeweiligen Bezirks ernannt

241 Gemeinden, darunter 39 Städte und 202 Landgemeinden

Stadtrat/Gemeinderat (Volikogu) (Beschlussorgan)
setzt sich aus mindestens sieben bis 31 Mitgliedern zusammen (abhängig 
von der Einwohnerzahl: 63 in der Hauptstadt Tallinn), für drei Jahre (ab 
2005 für vier Jahre) in allgemeiner und direkter Wahl gewählt; der 
Vorsitzende wird von den Mitgliedern des Rates gewählt.

Bürgermeister (ausführendes Organ)
vom Stadtrat/Gemeinderat auf drei Jahre 
gewählter Vertreter der Gemeindeexekutive 
(Valitsus)

Der Regierungsbezirk ist gegenüber der 
Zentralregierung verantwortlich; Letztere organisiert 

und koordiniert die Arbeit der Regierungsbezirke

wählt

ernennt den Ministerpräsidenten und die Minister

ernennt

                                         ernennt den Präsidenten und die Richter des Obersten Gerichtshofes

Zuständigkeiten
Nationale 

Ebene

Regionale 
Ebene

Kommunale 
Ebene

Zuständigkeiten der nationalen Ebene:
Alleinige Rechtssetzungsbefugnis durch das Parlament
Allgemeine Verwaltungsbefugnisse in den Bereichen der nationalen Souveränität: Justiz, 
Auswärtiges, Landesverteidigung, Finanzen, Überwachungsfunktionen
•   Aufrechterhaltung der öffentlichen Ord-

nung, Feuerwehr und Rettungsdienste
•   Entwicklung und Unterhalt der Infra-

struktur
•   Industrie und Handel
•   Bildungswesen

•   arbeitsmarktpolitische Maßnahmen
•   Gesundheitsfürsorge
•   Nationalstraßen

Zuständigkeiten der Ebene der Regierungsbezirke:
Regierungsbezirke sind Verwaltungseinheiten, die die Zentralregierung auf regionaler Ebene vertreten; 
eine gewählte regionale Ebene gibt es nicht.
•   Umweltverwaltung
•   wirtschaftliche Entwicklung und Raumplanung
•   Überwachung über einzelne Gesetze der kommunalen Selbstverwaltungen
•   Koordinierungsfunktion in Notfallsituationen

Zuständigkeiten der kommunalen Ebene:
Gemäß der Verfassung werden alle kommunalen Fragen von den Gebietskörperschaften autonom behan-
delt und geregelt, falls dazu vom Gesetz nicht andere Personen zuständig sind. Die Städte und Gemeinden 
verfügen über einen eigenen Haushalt.

•   Bildungswesen (Vor-, Grund- und Sekundarschulen)
•   Unterhalt öffentlicher Anlagen
•   Sozialhilfe und soziale Dienste
•   Sozialfürsorge für ältere Menschen
•   Wohnungswesen und Versorgungsunternehmen
•   Wasserversorgung und Unterhalt der Kanalisation
•   Raumplanung
•   Unterhaltung der öffentlichen Nahverkehrswege

•   öffentlicher Personennahverkehr
•   Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung
•   Kommunalbibliotheken und Museen
•   Infrastruktur im Sport- und Freizeitbereich

Rolle der Gebietskörperschaften im 
europäischen Einigungsprozess und bei den 
grenzüberschreitenden Beziehungen  
(anhand von Beispielen)

1992
Artikel 159 der Verfassung er-

mächtigt die kommunalen Gebiets-
körperschaften zur Bildung von 
Zusammenschlüssen und inter-
kommunalen Zweckverbänden.

1993
Gesetz über die Organisation der kom-
munalen Selbstverwaltung, Artikel 13: 

Die Kommunen dürfen Mitglieder 
entsprechender internationaler Organi-
sationen werden und mit solchen Orga-

nisationen zusammenarbeiten.

1993
Beginn der Zusammenar-
beit der Subregionen des 
Ostseeraums (BSSSC)

4.11.1993
Unterzeichnung der Europäischen 
Charta der kommunalen Selbst-
verwaltung (vgl. Europarat) (In-

krafttreten am 10.4.1995)

1994
Kooperationsabkommen 
zwischen estnischen und 
polnischen Regionen und 
Kommunalverwaltungen

1996
Gründung der „Baltic Sea 

Seven Islands – B 7“
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Dezentralisierungsprozess: Finnland
Geschichtlicher 
Überblick

Die Etappen des  
Dezentralisie-
rungsprozesses

6.12.1917
Unabhängigkeit  

Finnlands

17.7.1919
Finnische 

Verfassung

1921
Konvention von London: Die Åland-In-

seln werden Finnland zugesprochen.

1940
Frieden von Moskau: Finnland ver-

liert ein Zehntel seines Staatsgebiets.

November 1939
Sowjetischer Angriff und starker 

finnischer Widerstand

1941
Zweiter  

Weltkrieg

1944
Juho Paasikivi  

wird Staatspräsident

September 1944
Der Zweite Weltkrieg geht für 

Finnland zu Ende.

1947
Friedensvertrag  

von Paris

1955
UN-Mitglied und Mitglied  

des Nordischen Rates

1956
Urho Kekkonen  

wird Staatspräsident.

1961
Assoziiertes Mitglied 

der EFTA

1973
Freihandelsabkommen 

mit der EU

1975
Erste Konferenz über Sicherheit und Zusam-

menarbeit in Europa (KSZE) in Helsinki

1982
Mauno Koivisto  

wird Staatspräsident.

1987
Mitgliedschaft  
in der EFTA

1989
Mitglied  

des Europarates

1991
Mitglied des Europäischen  

Wirtschaftsraums, 1994 in Kraft

1994
Wahl von Martti Ahtisaari zum Staatsprä-
sidenten in allgemeiner und direkter Wahl

16.10.1994
Referendum über den Beitritt zur  

Europäischen Union, 57 % Ja-Stimmen

1.1.1995
Mitglied der  

Europäischen Union

1.1.1999
Inkrafttreten des Vertrags  

von Amsterdam

2000
Tarja Halonen wird 
Staatspräsidentin.

1.2.2003
Inkrafttreten des  

Vertrags von Nizza

29.10.2004
Unterzeichnung des Vertrags über 

eine Verfassung für Europa

1865 und 1873
Gesetz über die kommunale 

Selbstverwaltung, Grundlage 
des gegenwärtigen Systems der 

Kommunalverwaltung

1917
Allgemeines und direktes 

Gemeindewahlrecht

1976
Gesetz über die kommunale 

Selbstverwaltung; Stärkung der 
lokalen Demokratie und der 

Kommunalverwaltung

1991 
Gesetz 1144/1991 über die 

Autonomie der  
Åland-Inseln

1993
Gesetz 1135/1993 über die 

Regionalentwicklung; Errich-
tung der Regionalräte in den 19 

Regionen, verantwortlich für die 
allgemeine Entwicklung der 

Regionen

1995
Gesetz über die kommunale 

Selbstverwaltung; Zuständig-
keiten, Rechte und Pflichten der 

kommunalen Gebietskörper-
schaften

1997
Gesetz 1159/1997 über die 

Aufteilung in Regionen, die für 
die regionale Entwicklung und 
die Territorialplanung zustän-

dig sind.

1999
Gesetz 132/1999 über die 

Territorialplanung

2002
Gesetz 602/2002 über die 

Regionalentwicklung; tritt an 
die Stelle des alten Regionalent-

wicklungsgesetzes 1135/1993. 
Die Möglichkeit zur Errichtung 

von kleineren Gebietseinhei-
ten wird eingeräumt.

Februar 2003 (in Kraft seit 1.1.2005)
Durch das Gesetz über die versuchsweise regionale Selbstverwaltung in Kainuu 

werden einem direkt gewählten Regionalrat Verwaltungskompetenzen übertragen, die 
traditionell in der Zuständigkeit der staatlichen Verwaltung und ihrer regionalen Vertreter lagen; 

die regionale Verwaltung wird über die Mittel bestimmen, die für das Experiment aus dem Staats-
haushalt zugewiesen werden; die Zuständigkeit für soziale Fürsorge wurde von der Gemeinde-

ebene auf die regionale Ebene übertragen, die Verantwortung für ihre Finanzierung liegt 
jedoch weiterhin bei den Gemeinden.

Staatspräsident 
in allgemeiner und direkter Wahl für sechs Jahre gewählt
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Parlament (Eduskunta)
Regierung

Premierminister

ernennt

Regierung dem Parlament gegenüber verantwortlich

unter der Aufsicht natio-
naler Ministerien

19 Regionalräte (Maakunnan liitto)

•   Regionale Zusammenarbeitsstruktur zwischen Lokalbehörden 
(Interkommunale Zweckverbände)

•   Regionalentwicklungsbehörde, zuständig für Regionalpolitik und -planung.  
Als Entscheidungsorgan fungierende Versammlung, setzt sich aus von den 
Gemeinden der betroffenen Regionen gewählten Mitgliedern zusammen. 
Mitglieder sind lokale Mandatsträger.

•   Regionalförderung im Rahmen der wirtschaftlichen Entwicklung
•   Zuständig für die Regionalplanung und die Verteilung der von der 

Zentralregierung und aus den Strukturfonds zugewiesenen Mittel

ernennt

Zentren für Beschäftigung und 
Unternehmensentwicklung

Sechs Regierungsbezirke (Läänit);  
rein administrative Gliederung

Regierungspräsidien; unter Leitung 
eines Regierungspräsidenten 

(Maaherra), vom Staatspräsidenten 
ernannt. Dezentrales Staatsorgan

Autonome Provinz 
Åland (1921)

schwedischsprachig

in allgemeiner und direkter 
Wahl gewähltes Parlament 
(Lagting), mit 
Legislativbefugnissen in 
einigen spezifischen 
Bereichen wie 
Gesundheitsschutz, 
Bildungswesen und Kultur

Leitungsgremium der 
Provinz (Landskapsstyrelse) 
(die eigentliche 
Regionalregierung)

16 Gemeinden

432 Gemeinden (Kunta)

Gemeinderat (Kunnanvaltuusto); in allgemeiner und 
direkter Wahl für vier Jahre gewählte Mitglieder, 
Verhältniswahl

Beschlussfassungsorgan

Gemeindevorstand (Kunnanhallitus);  
Mitglieder vom Gemeinderat aus seiner Mitte gewählt

Sonstige ständige oder nichtständige Ausschüsse

Gemeindeverwaltung

Zuständigkeiten
Zuständigkeiten des Zentralstaates
Ausschließliche Legislativgewalt des Zentralstaates, außer in Fällen, 
in denen diese mit der Autonomen Provinz Åland geteilt wird
Allgemeine Verwaltungszuständigkeit in den hoheitlichen Bereichen 
Justiz, Außenpolitik, Verteidigung und Finanzen
Geteilte Verwaltungszuständigkeit in den anderen Bereichen; stark 
beschränkte Zuständigkeit des Zentralstaates auf der lokalen Ebene 
(Selbstverwaltung der Gemeinden)

Regionalräte
•  Regionalpolitik
•  Regional- und Territorialplanung

Regierungspräsidien
Der Regierungspräsident hat die Aufgabe, die Verwaltung des Regie-
rungsbezirks zu leiten.

Zentren für Beschäftigung und Unternehmensentwicklung
Förderung der wirtschaftlichen Entwicklung durch Personal- und Un-
ternehmensentwicklungsmaßnahmen (dezentrale staatliche Stellen)

Zuständigkeiten der Gemeinden

Gesetzliche Kompetenzen:
•   Gesundheitsschutz und soziale Sicherheit
•   Bildungswesen (Schulverwaltung, Erwachsenenbildung usw.)
•   Jugendschutz
•   Raumplanung
•   Umweltschutz

Allgemeine Zuständigkeiten im Rahmen der Gemeindeverwaltung:

•   Kultur
•   Freizeit und Erholung
•   Förderung der lokalen Wirtschaftsentwicklung
•   Instandhaltung der Straßen, Wasser- und Stromversorgung usw.

Rolle der Gebietskörperschaften im 
europäischen Einigungsprozess und bei den 
grenzüberschreitenden Beziehungen  
(anhand von Beispielen)

1962
Vertrag von Helsinki: Rechtsgrundlage 
für die Zusammenarbeit zwischen den 
nordischen Staaten in den Bereichen 
Recht, Kultur, Infrastrukturen und 

Umweltgesetzgebung

1977
Kooperationsabkommen 
zwischen den nordischen 
Staaten, Zusammenarbeit 

zwischen Gemeinden

1980
Europäisches Rahmenabkommen 

über die grenzüberschreitende 
Zusammenarbeit zwischen 

Gebietskörperschaften bzw. deren 
Behörden, Madrid

3.6.1991
Ratifizierung der Europäischen 

Charta der kommunalen 
Selbstverwaltung (Inkrafttreten am 

1.10.1991)

1994
Gesetz über die Regionalentwicklung 

§ 3; die Regionalräte erhalten 
Zuständigkeiten für internationale 

Angelegenheiten und 
Außenbeziehungen.

März 1997
Einsetzung der B7-

Gruppe; Zusammenarbeit 
zwischen den 
Ostseeinseln.

200 in allgemeiner und direkter Wahl  
für vier Jahre gewählte Abgeordnete
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Dezentralisierungsprozess: Frankreich
Geschichtlicher 
Überblick

Die Etappen des 
Dezentralisierungs-
prozesses

13.10.1946
Gründung  

der IV. Republik

18.4.1951
Unterzeichnung des Vertrags von Paris über die Gründung der 

Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl (EGKS)

1954
Ende des Indochina-Kriegs

25.3.1957
Unterzeichnung der Verträge zur Gründung der Europäischen  

Wirtschaftsgemeinschaft (EWG) und Euratom (EAG)

Dezember 1958
Charles de Gaulle  

wird Staatspräsident.

4.10.1958
Gründung der V. Republik

28.10.1962
Annahme einer Verfassungsänderung per Volksbefragung 

zur allgemeinen, direkten Wahl des Staatspräsidenten

18.3.1962
Unabhängigkeit Algeriens, 

Verträge von Evian

1966
Rückzug Frankreichs aus der integrierten 

Befehlsstruktur der NATO

22. Januar 1963
Unterzeichnung des Elysée-Vertrags zur 
deutsch-französischen Zusammenarbeit

Mai 1968
Soziale Unruhen  

in Frankreich

27.4.1969
Scheitern der Volksbefragung zur Reform  

des Senats. Rücktritt von Staatspräsident de Gaulle

15.6.1969
Georges Pompidou  

wird Staatspräsident.

19.5.1974
Valéry Giscard d’Estaing  

wird Staatspräsident.

10.5.1981
François Mitterand  

wird Staatspräsident.

März 1986
Jacques Chirac  

wird Premierminister.

8.5.1988
François Mitterand wird erneut 

zum Präsidenten gewählt.

1993
Édouard Balladur  

wird Premierminister.

1.11.1993
Inkrafttreten des EU-Vertrags 

(Maastricht)

7.5.1995
Jacques Chirac 

 wird Staatspräsident.

1997
Lionel Jospin  

wird Premierminister.

1997
Ratifizierung des  

Vertrags von Amsterdam

1.5.1999
Inkrafttreten des Vertrags  

von Amsterdam

September 2000
Verfassungsänderung per Volksbefragung in Bezug auf 

die Amtszeit des Präsidenten (fünf Jahre)

Juni 2001
Ratifizierung des Vertrags von Nizza durch 

die Nationalversammlung und den Senat

5.5.2002
Jacques Chirac wird erneut  
zum Präsidenten gewählt.

17.6.2002
Jean-Pierre Raffarin wird 

Premierminister.

1.2.2003
Inkrafttreten des Vertrags  

von Nizza

29.10.2004
Unterzeichnung des Vertrags über eine 

Verfassung für Europa

Gesetz über die 
Departements vom 

10.8.1871:
Das Departement wird 

zur Gebietskörper-
schaft.

Gemeindegesetz 
vom 5.4.1884:

Die Wahl der Bür-
germeister durch die 
Gemeinderäte wird 

endgültig festgeschrieben. 
Der Gemeinderat erhält 

Allgemeinzuständigkeit und 
regelt künftig „durch seine 
Beschlüsse die kommuna-

len Angelegenheiten“.

Gesetz vom 
22.3.1890:

Der kommunale 
Zweckverband, die erste 
öffentliche Einrichtung 
zur interkommunalen 

Zusammenarbeit, wird 
geschaffen.

Artikel 72 der Ver-
fassung von 1958: Der 

Grundsatz der Selbstver-
waltung der Gebietskör-

perschaften (Gemeinden, 
Departements und überseei-
sche Gebiete) durch gewählte 

Räte unter Kontrolle eines 
staatlichen Vertreters wird 

festgeschrieben

(Rechtsver-
ordnung vom  

5.1.1959:
Möglichkeit der 

Gründung kommunaler 
Zweckverbände mit meh-
reren Aufgaben (SIVOM). 
Die Stadtbezirke werden 

eingeführt.)

(Gesetz vom 
31.12.1966:

Schaffung des Stadt-
Umland-Verbands, 

einer Struktur, die die 
Probleme der großen 

Ballungsräume 
lösen soll)

Referendum 
vom 27.4.1969: 
Scheitern des 

Entwurfs für ein 
Verfassungsgesetz 

zur Regionalisierung 
und zur Umwand-
lung des Senats in 

eine beratende 
Versammlung

(Gesetz 
vom 

16.7.1971: über 
den Zusammen-
schluss und die 

Zusammenlegung 
von Gemeinden. 

Die Zahl der 
Zusammen-

schlüsse bleibt 
gering.)

(Gesetz 
vom 5.7.1972:

Schaffung 
öffentlicher regio-
naler Einrichtun-
gen mit zunächst 
noch begrenzten 
Zuständigkeiten 
auf regionaler 

Ebene)

Gesetz vom 2.3.1982:
Mit dem Gesetz zu den 

„Rechten und Befugnissen der 
Gemeinden, Departements und 

Regionen“ wird die Dezentralisierung 
eingeleitet. Die Zweckmäßigkeitskon-
trolle des Handelns der Gebietskörper-

schaften durch die Staatsverwaltung wird 
abgeschafft. Die Exekutivgewalt für das 
Departement bzw. die Region wird dem 
Präsidenten des Generalrates bzw. des 
Regionalrates übertragen; die Region 

wird zu einer Gebietskörperschaft, 
die von einer in allgemeinen Wahlen 

gewählten beschlussfassenden 
Versammlung verwaltet 

wird.

1982:
Zahlreiche Gesetze wie 

das Gesetz vom 10.7.1982 
zur Einrichtung der regionalen 

Rechnungskammern, das Gesetz 
vom 19.11.1982 zur Einführung eines 

gemischten Systems aus Mehrheitswahl 
und Verhältniswahl für Gemeinden mit 

mehr als 3500 Einwohnern oder das 
Gesetz vom 31.12.1982 (PLM), zur 
Änderung des Verwaltungssystems 

von Paris, Lyon und Marseille

Gesetze vom 
7.1. und 22.7.1983 
zur Aufteilung der 
Zuständigkeiten 

zwischen Gemein-
den, Departements, 

Regionen und Staat. Die 
Zuständigkeiten wer-
den nach Sachgebieten 

aufgeteilt.

Gesetz vom 
26.1.1984:
Schaffung 

eines öffentlichen 
Dienstes mit 

Sonderstatus für 
die Gebietskör-

perschaften

16.4.1986:
Erste Wahl der 
Mitglieder der 
Regionalräte in 
allgemeinen 

Wahlen

Gesetz vom 
6.2.1992:

Orientierungsgesetz über 
die Gebietsverwaltung der 

Republik (ATR) vom 6.2.1992: 
Förderung der interkommunalen 
(Gemeindeverbände und Stadt-
verbände) und interregionalen 

Zusammenarbeit; Stärkung der lokalen 
Demokratie, indem die Möglichkeit 
kommunaler Volksbefragungen mit 
beratender Funktion geschaffen wird 
und die Opposition in den gewählten 
Versammlungen der Gebietskörper-
schaften zusätzliche Rechte erhält. 

Weitere staatliche Dekonzen-
tration zur Flankierung der 

Dezentralisierung

(Or-
gangesetz 

vom 12.4.1996 
zum Status von 

Französisch-Poly-
nesien:

Der Begriff 
„zunehmende 

Selbstverwaltung» 
soll sanktioniert 

und für Polynesien 
entsprechend 
seinem Status 

angepasst 
werden.)

(20.7.1998:
Verfassungs-
änderung in 
Bezug auf 

Neukaledo-
nien)

Gesetz vom 12.7.1999 zur 
Vereinfachung der inter-

kommunalen Zusammenarbeit: 
Die Stadtverbände und Bezirke 
werden abgeschafft; für Gebiete 

mit mindestens 50 000 Einwohnern 
um eine Kerngemeinde mit 15 000 
Einwohnern wird der Verband städ-
tischer Ballungsgebiete eingeführt. 

Finanzielle Anreize sollen die 
Schaffung von interkommunalen 

Verbänden fördern.

(Die Vereinbarung 
vom 27.1.2000 über 

die Zukunft von 
Mayotte, gefolgt vom 

Gesetz vom 9.5.2000 zur 
Veranstaltung einer An-
hörung der Bevölkerung 
von Mayotte, zeigt den 
Willen, den proviso-
rischen Status dieser 
Gebietskörperschaft 

aufzuheben.)

Organgesetz Nr. 
2000-294 und 

einfaches Gesetz 
Nr. 2000-295 vom 
5.4.2000 betreffend 

die Häufung von 
Ämtern und 

Funktionen als 
gewählter 
Vertreter

(Gesetz 
vom 6.6.2000 
zur Förderung 

des gleichberech-
tigten Zugangs von 

Frauen und Männern zu 
Ämtern und Funktionen 
als gewählte Vertreter: 

Anwendung des Paritäts-
prinzips, das seit der 

Revision vom 8.7.1999 
in der Verfassung 

verankert ist)

17.10.2000:
Bericht des 

Mauroy-Aus-
schusses zur 

Dezentralisie-
rung

Orientie-
rungsgesetz vom 
13.12.2000 für die 

überseeischen Gebiete: Die 
überseeischen Departements kön-
nen sich unterschiedlich entwick-

eln. Es besteht die Möglichkeit zur 
Anhörung der örtlichen Bevölkerung 

zu Fragen des institutionellen Aufbaus 
und zur Aufteilung der Zuständig-
keiten zwischen Staat und Gebiets-
körperschaften. Zudem enthält das 
Gesetz zahlreiche wirtschaftliche 
und soziale Bestimmungen zum 

Ausgleich der schwierigen 
Beschäftigungslage in 

den überseeischen 
Gebieten.

 
 

Gesetz 
vom 27.2.2002 

zur bürgernahen 
Demokratie sieht 
Instrumente zur 

partizipativen Demo-
kratie vor, verbessert 

den Status der gewählten 
Mandatsträger und weist 

den Gebietskörper-
schaften, insbesondere 

den Regionen, neue 
Zuständigkei-

ten zu.

 
 
 
 
 

(Gesetz vom 19.2.2003 
zur Reform der Haus-
halts- und Rechnungs-
legungsvorschriften für 

die Departements)

 

Gesetz vom 
28.3.2003 über den 
dezentralen Aufbau 
der Republik: Das 

Dezentralisierungsprin-
zip und die finanzielle 
Selbstverwaltung der 

Gebietskörperschaften 
erhalten mit dem neuen 

Artikel 72 Verfas-
sungsrang.

Gesetz vom 
11.4.2003 

zur Wahl der 
Regionalräte und 

der Vertreter im Eu-
ropäischen Parlament 
sowie zur staatlichen 

Parteienfinan-
zierung

6.7.2003:
Die korsischen 

Wähler sprechen 
sich gegen den 

Ersatz der derzeitigen 
Verwaltungseinheit 

und der zwei 
Departements 

durch eine einzige 
Verwaltungsein-

heit aus.

 

Gesetz vom 21.7.2003 
für die überseeischen 

Gebiete: Die wirtschaftliche 
Entwicklung der überseeischen 
Gebiete soll über drei Schwer-
punkte vorangetrieben werden: 
Schaffung von Arbeitsplätzen, 

Wiederankurbelung der 
privaten Investitionen und 
Stärkung der territorialen 
Einheit zwischen den über-

seeischen Gebieten und 
dem Mutterland

Organgesetz 
vom 1.8.2003 

über experimentel-
le Regelungen für die 

Gebietskörperschaften: 
Die Gebietskörperschaf-

ten, werden versuchs-
weise ermächtigt, von 

den Rechtsvorschriften 
zur Ausübung ihrer 

Zuständigkeiten 
abzuweichen.

Organgesetz 
vom 1.8.2003 zum 
lokalen Volksent-

scheid: Festlegung der 
Bedingungen für die 

Abhaltung von „lokalen 
Volksentscheiden“ auf 

ausschließliche Initiative 
einer Gebietskörperschaft 
(Gemeinde, Departement 
oder Region), wobei der 

Ausgang Beschlus-
skraft hat

 
 
 

29.7.2004
Organgesetz 

über die finanzielle 
Selbstverwaltung der 
Gebietskörperschaften 

(in Anwendung der 
Bestimmungen des 

Verfassungsgesetzes 
vom 28.3.2003)

 
 
 
 
 

13.8.2004 
Gesetz über die Rechte 
und Zuständigkeiten der 
Gemeinden. In diesem 
Gesetz werden die den 
Gebietskörperschaften 

am 1.1.2005 vom Staat zu 
übertragenden Kompe-

tenzen aufgelistet.

Dezentralisierter französischer Einheitsstaat (nach 1982)

Nationale 
Ebene

Regionale 
Ebene

Zwischen-
ebene

Lokale 
Ebene

Staatspräsident

Nationalversammlung 
die Abgeordneten werden 
in direkten, allgemeinen 
Wahlen gewählt.

Senat 
die Senatoren werden in 
indirekten, allgemeinen 
Wahlen gewählt.

Parlament; gesetzgebende Gewalt

Regierung Verfassungsrat

Neun Mitglieder; der Staatspräsident 
und die Präsidenten der beiden Kam-
mern ernennen je drei Mitglieder.

22 Regionen (bestehend aus mehreren Departements)  
(21 Regionen auf dem Festland und eine Region mit Sonderstatus (Korsika) und vier überseeische Regionen)

Regionalrat
die Mitglieder werden in allgemeinen, direkten Wahlen auf sechs Jahre gewählt. Es handelt sich um ein gemischtes 
Wahlsystem mit zwei Wahlgängen. Die Liste, die die absolute Mehrheit der Stimmen erhalten hat, erhält ein Viertel 
(nach oben aufgerundet) der zu vergebenden Sitze. Anschließend werden die übrigen Sitze nach dem Verhältniswahl-
recht und der Methode des größten Durchschnitts unter allen Listen aufgeteilt. Der von den Mitgliedern des Regional-
rates aus ihrer Mitte gewählte Präsident ist das Exekutivorgan der Region sowie der Leiter der Regionalverwaltung.

Regionalverwaltung

Regionalpräfekt
Vertreter des Staates in der 

Region und zugleich Präfekt 
des Departements, in dem die 

Hauptstadt der jeweiligen 
Region liegt.

96 Departements und vier überseeische Departements

Generalrat
die Mitglieder werden in allgemeinen, direkten Wahlen auf sechs Jahre gewählt. Alle drei Jahre wird 
die Hälfte der Mitglieder erneuert. Es handelt sich um ein Mehrheitswahlsystem mit zwei Wahlgängen. 
Den Vorsitz des Generalrates führt der von den Mitgliedern aus ihrer Mitte gewählte Präsident. Der 
Präsident ist das Exekutivorgan des Departements und der Leiter der Departementsverwaltung.

Departementsverwaltung
Präfekt 
Vertreter des Staats 
im Departement; 
ein von der 
Regierung 
ernannter Präfekt 
pro Departement

36 763 Gemeinden

Gemeinderat
die Mitglieder werden in allgemeinen, direkten Wahlen auf 
sechs Jahre gewählt; es handelt sich für Gemeinden mit weniger 
als 3500 Einwohnern um ein Mehrheitswahlsystem und für 
Gemeinden mit mehr als 3500 Einwohnern um ein gemischtes 
Wahlsystem: Mehrheitswahlen für eine Hälfte der Sitze; Verhält-
niswahlen für die zweite Hälfte der Sitze mit Zusatzmandaten 
für die führende Liste

Den Vorsitz im Gemeinderat führt der Bür-
germeister, der von den Mitgliedern des 
Gemeinderates aus ihrer Mitte gewählt 
wird; er ist Exekutivorgan, Leiter der Ge-
meindeverwaltung und Vertreter des Staates 
bei der Ausführung der Gesetze.

Die Gemeindeverwaltung untersteht dem Gemeindegeneralsekretär, einem Beamten der Gebietskörperschaft.

Überseeische 
Departements:  

Sie sind 
gleichzeitig Region 
und Departement.

Metropolen
Paris, Lyon, Marseille (Gesetz 82-1169 vom 
31.12.1982, novelliert durch das Gesetz 2002-276 vom 
27.2.2002)
•  Stadtrat; geleitet vom Bürgermeister
•  Stadtbezirksrat mit beratender Funktion gegenüber 

dem Stadtrat in Fragen der Raumplanung
•  Stadtviertelrat (eingeführt durch das Gesetz über 

bürgernahe Demokratie vom 27.2.2002) mit beraten-
der Funktion auf lokaler Ebene

Korsika 
Region mit 
Sonderstatus und 
vor der Territori-
alversammlung 
verantwortlichem 
Exekutivorgan

Neukaledonien 
Gebietskörperschaft mit 
Sonderstatus, die über 
gesetzgeberische Autono-
mie verfügt

Vier überseeische Gebietskörperschaften: Sie haben einen 
unterschiedlichen, durch ein Organgesetz festgelegten Status.

Öffentliche Einrichtungen für die interkommunale 
Zusammenarbeit:
•  Stadt-Umland-Verband: am stärksten integrierte Form für die 

großen Ballungsgebiete
•  Ballungsgebietsverband: für mittelgroße Gemeinden
•  Gemeindeverband: für den ländlichen Raum, weshalb für seine 

Gründung keine Mindesteinwohnerzahl vorgeschrieben ist
•  Die kommunalen Zweckverbände (mit einer oder mehreren 

Aufgaben) sorgen für gemeindeübergreifende Dienstleistungen.
•  Die Zweckverbände neuer Ballungsräume, die zur Deckung der 

Bedürfnisse der neuen Städte eingerichtet wurden, werden nicht 
weiterentwickelt.

•  Die anderen Gemeindezusammenschlüsse, wie Stadtverbände 
oder Bezirke, werden durch die Aufnahme in eine der 
voraufgehenden Kategorien aufgelöst.

ggf. Kontrolle der Verfassungsmäßigkeit von Gesetzen

ernennt

ernennt

ernennt

freie Verwaltung der Gebietskörperschaften

freie Verwaltung der Gebietskörperschaften

nachträgliche Kontrolle

nachträgliche Kontrolle

Zuständigkeiten des Staates:Nationale 
Ebene

Regionale 
Ebene

Zwischen-
ebene

Lokale 
Ebene

Sozial- und Gesundheitswesen: Leistungen (Beihilfen) im Rahmen 
der nationalen Solidarität; Aufsicht und Kontrolle über die staatli-
chen Gesundheitseinrichtungen; allgemeine Zusatzkrankenversi-
cherung (CMU); Kontrolle der Gesundheitsämter

Berufliche Fortbildung und Lehre: Beschluss von Maßnahmen von 
allgemeiner Tragweite

Unterrichtswesen: Ausarbeitung der Lehrpläne; Vergütung des Per-

sonals und Organisation der Ausbildung; Hochschulen
Wirtschaftshilfe: Verantwortung für die wirtschaftliche Entwicklung
Stadtplanung: Staatliche Kontrolle; Richtlinien für die Gebietskör-

perschaften; nationale städtebauliche Vorschriften; Schutz des 
architektonischen Erbes; Nationalparks

Umwelt: Nationale Naturschutzgebiete
Kulturelle Maßnahmen: Staatliche Kontrolle

Gemeinrechtliche Zuständigkeiten der Regionen (2003):
Berufliche Fortbildung und Lehre: Regionalplan zur Entwicklung 

von Berufsausbildungsgängen; Durchführung von Maßnahmen zur 
Aus- und Weiterbildung für Jugendliche und Erwachsene; Lehre

Unterrichtswesen: Einrichtung, Bau und Instandhaltung von Gymna-
sien (lycées) und Fachschulen

Raumplanung und -ordnung: Ausarbeitung des regionalen Entwick-
lungs- und Raumordnungsplans; Planungsverträge zwischen Staat 
und Regionen

Schultransport: Regionalplan; Verbindungen von allgemeinem Interesse
Eisenbahnverkehr: Regionaler Personenverkehr auf der Schiene
Wirtschaftshilfe: Direkte Beihilfen (unter Einhaltung der Gemein-

schaftsbestimmungen); indirekte Unternehmensbeihilfen; Beteili-
gung an Gesellschaften zur Regionalentwicklung und an Gesell-
schaften zur Regionalfinanzierung

Stadtplanung: Regionale Naturparks
Umwelt: Umweltschutz; Kollegium für Kulturerbe und Kulturstätten 

(collège du patrimoine et des sites), Verzeichnis historischer 
Denkmäler; Regionalplan für Luftqualität; Klassifizierung der 
regionalen Naturschutzgebiete

Kulturelle Maßnahmen: Regionale Archive; regionale Museen; 
Schutz des Kulturerbes und Verzeichnis der Denkmäler und 
Kunstschätze (2003: Versuchsstadium)

Gemeinrechtliche Zuständigkeiten der Departements (2003):

Sozial- und Gesundheitswesen: Jugendhilfe; Sozialhilfe für Famili-
en; Unterbringung behinderter und älterer Menschen; Aufsicht 
über die sozialen Einrichtungen des Departements

Unterrichtswesen: Einrichtung, Bau und Instandhaltung der Sekun-
darschulen (collèges)

Raumplanung und -ordnung: Hilfsprogramm für die Entwicklung 
des ländlichen Raums; Beteiligung an den Planungsverträgen 
zwischen Staat und Regionen

Schultransport: Finanzierung und Organisation außerhalb des Stadt-
gebiets

Personenverkehr zwischen den Städten: Verkehrsplan des Departe-
ments; Personenverkehr zwischen den Städten

Wirtschaftshilfe: Direkte Beihilfen zur Ergänzung der regionalen 
Beihilfen (nach Vereinbarung); indirekte Unternehmensbeihilfen 
(darunter Kreditbürgschaften und Sicherheitsleistungen)

Stadtplanung: Festlegung von Wanderwegen
Umwelt: Abfallwirtschaftsplan für das Departement
Kulturelle Maßnahmen: Archive des Departements; Museen des 

Departements; zentrale Leihbücherei

Gemeinrechtliche Zuständigkeiten der Gemeinden (2003):
Sozial- und Gesundheitswesen: Freiwillige Leistungen (Krippen, 

Aufnahme von Obdachlosen); kommunale Gesundheitsstellen
Unterrichtswesen: Einrichtung, Bau, Instandhaltung und Betrieb von 

Grundschulen und Kindergärten
Raumplanung und -ordnung: gemeindeübergreifende Entwicklungs-

chartas; gemeindeübergreifende Initiativen
Schultransport: Finanzierung und Organisation innerhalb des Stadt-

gebiets
Wirtschaftshilfe: Direkte Beihilfen zur Ergänzung der regionalen 

Beihilfen (nach Vereinbarung); indirekte Unternehmensbeihil-

fen (darunter Kreditbürgschaften und Sicherheitsleistungen)
Stadtplanung: Ausarbeitung der Pläne für den territorialen Zu-

sammenhalt (SCOT); örtliche Stadtplanung; Erteilung von 
Baugenehmigungen und weiteren Flächennutzungsgenehmi-
gungen

Umwelt: Abwasserentsorgung; Trinkwasserversorgung; Abfuhr 
und Beseitigung von Hausmüll

Kulturelle Maßnahmen: Kunstschulen; Stadtarchive; städtische 
Museen; Musikkonservatorium

Rolle der Gebietskörperschaften im 
europäischen Integrationsprozess und 
bei den grenzüberschreitenden 
Beziehungen  
(anhand von Beispielen)

15.10.1985:
Unterzeichnung 

der Europäischen 
Charta der kom-
munalen Selbst-

verwaltung

6.2.1992:
Orientierungsgesetz über die 
Gebietsverwaltung der Repu-

blik (ATR): Ermächtigung 
der Gebietskörperschaften 
zum Abschluss grenzüber-

schreitender Abkommen und 
zur Errichtung grenzüber-
schreitender Strukturen

Rundschreiben vom 
26.5.1994:

Leitfaden für die Behör-
den, die mit der Gesetz-
mäßigkeitskontrolle der 

im Rahmen der dezentra-
lisierten Zusammenarbeit 
geschlossenen Vereinba-
rungen beauftragt sind

Orientierungsgesetz Nr. 95-
115 vom 4.2.1995 für Raum-
ordnung und -entwicklung: 
Aufnahme der Rechtsvor-

schriften zur dezentralisier-
ten Zusammenarbeit in das 
Allgemeine Gesetzbuch der 

Gebietskörperschaften 
(CGCT)

Orientierungsgesetz Nr. 99-533 
vom 25.6.1999 zur nachhalti-

gen Raumordnung und  
-entwicklung:

Lockerung der Vorschriften 
von Artikel L. 1112-4 des 

CGCT zur Beteiligung franzö-
sischer Gebietskörperschaften 
an Einrichtungen, die auslän-

dischem Recht unterliegen

Gesetz zur städtischen Soli-
darität und Stadterneuerung 
vom 13.12.2000: Vereinfa-

chung der Beteiligung auslän-
discher (und nicht mehr nur 
angrenzender) Gebietskör-

perschaften an lokalen 
gemischtwirtschaftlichen 
Gesellschaften (SEML)

Orientierungsgesetz zu den 
überseeischen Gebieten vom 
13.12.2000: Ermächtigung 
bestimmter Gebietskörper-

schaften (überseeische 
Regionen und überseeische 
Departements), unter be-
stimmten Bedingungen 

direkt mit den Nachbarstaa-
ten zu verhandeln

Rundschreiben vom 20.4.2001:
Erläuterungen zu den Begriffen „Zustän-

digkeit“ und „lokales Interesse“ im 
Rahmen der dezentralisierten Zusammen-

arbeit, zu den Fragen der jeweiligen 
Zuständigkeiten der Gemeinden und ihrer 

Zusammenschlüsse im Bereich der 
Vereinbarungen mit ausländischen 

Partnern sowie zur rechtlichen Entwick-
lung der grenzüberschreitenden dezentra-

lisierten Zusammenarbeit

Gesetz vom 2.1.2002 
zur Modernisierung 

der Satzung der lokalen 
gemischtwirtschaftli-
chen Gesellschaften

nachträgliche Kontrolle
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Dezentralisierungsprozess: Deutschland
Geschichtlicher 
Überblick

Entstehung des deutschen 
Föderalismus

23.5.1949
Geburtsstunde der Bundesrepublik Deutschland  

(Verkündung des Grundgesetzes)

7.10.1949
Gründung der Deutschen  

Demokratischen Republik (DDR)

1951
Die Bundesrepublik wird  
Mitglied des Europarates.

1957
Römische  
Verträge

15.10.1963
Elysée-Vertrag  

(deutsch-französische Zusammenarbeit)

21.10.1969-6.5.1974
Willy Brandt 
ist Kanzler.

16.5.1974-1.10.1982
Helmut Schmidt  

ist Kanzler.

März 1979
EWS

9.11.1989
Fall der Berliner 

Mauer

3.10.1990
Vereinigung 
Deutschlands

21.12.1992
Änderung des Grundgesetzes (insbesondere des 

Artikels 23 über die Europäische Union)

27.10.1998
Gerhard Schröder  

wird Kanzler.

1.2.2003
Inkrafttreten des  

Vertrags von Nizza

15.9.1949-15.10.1963
Konrad Adenauer  

ist Kanzler.

18.4.1951
Mitglied  

der EGKS

1955
Mitglied  

der NATO

13.8.1961
Bau der Berliner  

Mauer

16.10.1963-1.12.1966
Ludwig Erhard  

ist Kanzler.

1.12.1966-1969
Kurt Georg  

Kiesinger ist Kanzler.

1973
Die Bundesrepublik und die Deutsche  

Demokratische Republik werden Mitglied der UNO.

1.10.1982-1998
Helmut Kohl  
ist Kanzler.

Juli 1990
Währungsunion von Bundesre-

publik und DDR

20.6.1991
Berlin wird  

Bundeshauptstadt.

1.11.1993
Inkrafttreten des EU-Vertrags 

(Maastricht)

1.5.1999
Inkrafttreten des Ver-
trags von Amsterdam

29.10.2004
Unterzeichnung des Vertrags 

über eine Verfassung für Europa

1945-1947
Bildung der deutschen 

Länder in der amerikanischen, 
britischen, französischen und 

sowjetischen Besatzungs-
zone

1949
Artikel 20 GG („ein 

demokratischer und sozialer 
Bundesstaat“)

Artikel 28 GG (Gewährleistung 
der Länderverfassungen und 

der kommunalen Selbst-
verwaltung)

1952
Auflösung der Län-

der in der DDR durch 
Gesetzesbeschluss der 

Volkskammer

25.7.1955
Gemeindeordnung des Bundes-

landes Baden-Württemberg: Verfas-
sung und Aktionsmöglichkeiten der 

Gemeinden (als Beispiel für die in allen 
Bundesländern bestehende Gemein-

deordnung)

14. Mai 1990
Gemeindeverfassungs-
gesetz der DDR-Volks-

kammer

Juli 1990
Verfassungsgesetz 

zur Bildung von Län-
dern in der Deutschen 

Demokratischen 
Republik

21.12.1992
Grundgesetzän-

derung mit dem Ziel 
einer weiterreichenden 

europapolitischen 
Einbindung der 

Länder

Gesetz vom 
12.3.1993 und Vertrag 

vom 29.10.1993 zwischen 
der Bundesregierung und den 

Regierungen der Länder über die 
Zusammenarbeit in EU-spe-
zifischen Angelegenheiten 

(am 8.6.1998 in Kraft 
getreten)

11.11.1999
Urteil des Bundesverfas-

sungsgerichts zur Neufassung 
des Finanzausgleichsgesetzes 
(das Finanzausgleichgesetz ist 
als Übergangsrecht bis Ende 

2004 weiter anwendbar)

 
28.1.2001

Ländervereinba-
rung zur Reform 
des föderativen 
Steuersystems

23.6.2001
Die Länder eini-

gen sich mit dem Bund 
auf eine ab dem 1.1.2005 

gültige und bis Ablauf 
2019 befristete Neurege-

lung des Finanzaus-
gleichs.

26.7.2002
Gesetz zur Änderung 
des Grundgesetzes mit 

Auswirkungen auf die Auf-
teilung der Befugnisse in der 

Rechtsprechung zwischen 
Bund und Ländern

2003
„Agenda 2010“: 

Die Bundesregierung 
verkündet die Reform des 

kommunalen Steuerwesens 
mit dem Ziel, den Investiti-
onsspielraum von Städten 

und Gemeinden zu 
vergrößern.

15.10.2003
Einsetzung einer Kommis-

sion zur Modernisierung 
der bundesstaatlichen 

Ordnung

Bund

Nationale 
Ebene

Regionale 
Ebene

Zwischen-
ebene

Kommunale 
Ebene

Bundespräsident  
(wird in allgemeiner, indirekter 

Wahl für fünf Jahre gewählt)

Bundesversammlung  
(Mitglieder des Bundestags und von den Landtagen 

gewählte Vertreter)

Bundesrat 
(die Regierungen der einzelnen Bundesländer 
entsenden drei bis sechs ihrer Mitglieder in 

den Bundesrat)

Bundestag 
(seine Mitglieder werden in allge-

meiner, unmittelbarer Wahl für vier 
Jahre gewählt)

Bundesregierung

Bundeskanzler 
(wird vom Bundestag gewählt und vom 

Bundespräsidenten ernannt)
Bundesminister

wählt den Bundespräsidenten

Der Bundestag wählt den Bundeskanzler; 
Bundesregierung ist dem Bundestag gegenüber verantwortlich.

Einige Minister nehmen an den Debatten teil.
Zustimmungsbedürftig sind 

Gesetze, die die Interessen der 
Länder in besonderer Weise 

berühren (vor allem aus Arti-
kel 84, Absatz 1 GG).

16 Bundesländer Flächenbundesstaaten (13 Länder)

Landtag  
(wird in allgemeiner, unmit-

telbarer Wahl gewählt)

Landesregierung; Ministerpräsident 
(wird vom Landtag gewählt) Landesminister

In einigen Ländern Regierungsbezirk 
(Landesverwaltung); wird vom Regierungspräsidenten 
geleitet, der vom Ministerpräsidenten ernannt und bei 

seinen Aufgaben von Beamten unterstützt wird; 
Aufsichtsbehörde für Landkreise und kreisfreie Städtewählt den Ministerpräsidenten überwacht

Rechtsaufsicht

Überprüfung der Gesetzmäßigkeit 
(a posteriori)

Überprüfung der Gesetzmäßigkeit 
(a posteriori)

Überprüfung der Gesetzmäßigkeit 
(a posteriori)

Landesregierung verantwortlich 
gegenüber dem Landtag

Stadtstaaten  
(drei Länder: Berlin, 
Hamburg, Bremen)

Interne Strukturen: Mischform 
aus Landes- und 

Gemeindeverwaltung. An der 
Spitze der Stadtstaaten steht in 

Hamburg der „Erste 
Bürgermeister“, in Bremen der 
„Bürgermeister“ und in Berlin 

der „Regierende Bürgermeister“, 
die Präsidenten des jeweiligen 

Senats sind.

Landkreise
323 Landkreise

Kreistag, dessen Mitglieder in allgemeiner, unmittelbarer Wahl (in 
der Regel nach dem Mehrheitswahlrecht in einem Wahlgang) gewählt 
werden. Seine Zuständigkeit erstreckt sich auf alle Angelegenheiten 
des Landkreises, soweit die Kompetenz laut Gesetz nicht ausdrück-

lich beim Landrat liegt.
Erlässt Verordnungen, verabschiedet den Haushalt, stellt Personal ein 

und wählt den Vorsitzenden.

Landrat (gewählter Beamter)
•   wird direkt gewählt
•   führt den Vorsitz im Kreistag (ist stimmberechtigt; kann sein Veto gegen 

gesetzwidrige Beschlüsse des Kreistags einlegen)
•   leitet das Landratsamt als Exekutive des Landkreises (Gebietskörperschaft) 

und als unterste Staatsbehörde

Landratsamt (Verwaltung des Landkreises)

•   ist Verwaltung des Landkreises und unterste 
Staatsbehörde

Überprüfung der Zweckmäßigkeit (a priori) der 
Verwaltungshandlungen der Gemeinden durch 

das Landratsamt im Rahmen der vom Staat 
delegierten Zuständigkeit (Fachaufsicht)

Überprüfung der Gesetzmäßigkeit (a posteriori) durch 
das Landratsamt als Verwaltung des Landkreises und 

staatliche Behörde (des Landes) (Rechtsaufsicht)

Städte und Gemeinden Etwa 12 500 Städte und Gemeinden; Grundlage für das kommunale Selbstverwaltungsrecht ist Artikel 28 Grundge-
setz; die Verfassungstypen werden von den Ländern festgelegt. Es bestehen mehrere Typen, die häufigsten sind:

112 kreisfreie 
Städte

Sind gleichzeitig mit 
Gemeinde- und 
Landkreiskompetenzen 
ausgestattet

Haben den Status von 
Städten, die einem 
Landkreis gleichgestellt 
sind

In einigen Ländern besteht eine unterhalb der Kreise angesiedelte Zwischenebene: Verbandsge-
meinde (Rheinland-Pfalz), Gesamtgemeinde (Niedersachsen), Ämter (Schleswig-Holstein und 
ostdeutsche Länder), Landschaftsverbände (Nordrhein-Westfalen), Bezirke (Bayern).

Unechte Magistratsverfassung (Hessen)

Kommunalver-
waltung

Vorsitzender des 
Rates; ehrenamt-

liche Tätigkeit

Gemeinderat (wird in 
allgemeiner, unmittel-

barer Wahl für vier 
Jahre gewählt)

Magistrat; als Kollegium 
agierendes Exekutivorgan, 

das sich aus dem Bürgermeis-
ter und seinen Beigeordne-

ten zusammensetzt (für sechs 
Jahre gewählte Beamte, die 

jeweils für einen bestimmten 
Bereich zuständig sind) und 

die Beschlüsse ausführt

führt den Vorsitz

wählt aus  
seiner Mitte

wählt und 
überwacht

Einspruchsrecht bei gesetz-
widrigen Beschlüssen

leitet und verwaltet

Ratsverfassung

Beigeordnete

Gemeinderat; wird in 
allgemeiner, unmittel-
barer Wahl für über-
wiegend fünf Jahre 
gewählt; fasst Be-

schlüsse und erlässt 
Gemeindeverordnungen

Kommunal-
verwaltung

Bürgermeister (wird in allgemeiner, 
unmittelbarer Wahl für fünf bzw. 

acht Jahre gewählt; ist mit sehr weit 
reichenden und wichtigen Befugnis-
sen ausgestattet; bereitet die Ratssit-
zungen, die von ihm geleitet werden, 

vor; führt die Beschlüsse aus und 
erlässt in dringenden Fällen einst-
weilige Verfügungen; ist Leiter der 

Verwaltung)

17 höhere Kommunalverbände

wählt
überwacht

führt den Vorsitz (Stimm- und Vetorecht)

leitet

z. B. die Landschaftsverbände Westfalen-Lippe und Rheinland (NRW), die Bezirke (Bayern), 

die Landeswohlfahrtsverbände (Baden-Württemberg, Hessen und Sachsen);

Mitglieder dieser Verbände sind die Kreise und kreisfreien Städte;

•   erfüllen als Träger kommunaler Selbstverwaltung die Aufgaben, die eine Gemeinde/ein Kreis 

mangels Wirtschaftlichkeit, Spezialkenntnissen oder Finanzkraft nicht sinnvoll alleine wahr-

nehmen kann

•   Versammlung als oberstes Beschlussorgan, Ausschuss als beschließendes Arbeitsgremium, 

Direktor leitet Verwaltung

•   finanzieren sich durch Finanzzuweisungen des Landes und Erhebung einer Umlage von Krei-

sen und kreisfreien Städten

•   stützen sich auf historisch gewachsene Regionen und

•   wirken als Ausgleichsfaktor zwischen strukturschwachen und strukturstarken Räumen ihres 

Gebietes

Im Einzelnen bestehen regionale Besonderheiten.

Zuständigkeiten

Nationale 
Ebene

Regionale 
Ebene

Gesetzgebungs- und Verwaltungskompetenz des Bundes

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes ist auf die ausdrücklich im Grundgesetz genannten Bereiche beschränkt (Artikel 70 bis 
75 GG). Sie umfasst in Artikel 73 GG insbesondere die klassischen Zuständigkeiten eines souveränen Staatswesens (Außenpolitik, 
Verteidigung und Währungswesen sowie öffentlicher Dienstleistungssektor). Artikel 74 GG enthält einen umfangreichen Katalog 
an Gesetzgebungsgegenständen, in denen dem Bund die Gesetzgebung zusteht, soweit eine bundesgesetzliche Regelung zur Her-
stellung gleichwertiger Lebensverhältnisse oder zur Wahrung der Rechts- und Wirtschaftseinheit erforderlich ist (Justiz, öffentli-
che Fürsorge, bürgerliches Recht, Strafrecht, Arbeitsrecht, Wirtschaftsrecht usw.). Daneben besteht eine Rahmengesetzgebungs-
kompetenz des Bundes (Artikel 75 GG) u. a. für die Bereiche Hochschulwesen, Presse, Naturschutz und Raumordnung.
Die Wahrnehmung von Verwaltungsaufgaben durch bundeseigene Behörden beschränkt sich nach Artikel 87 Grundgesetz auf 
wenige Bereiche wie z. B. den Auswärtigen Dienst und die Bundesfinanzverwaltung.

Gesetzgebungs- und Verwaltungskompetenz der Bundesländer

•   Die Ausübung der staatlichen Befugnisse und die Erfüllung der staatlichen Aufgaben ist Sache der Länder (Artikel 30 GG), so-
weit das Grundgesetz keine andere Regelung trifft.

•   Die Durchführung der Bundesgesetze obliegt nach Artikel 83 GG regelmäßig den Ländern.
•   Die Gesetzgebungsbefugnis der Länder erstreckt sich auf alle Rechtsgebiete, in denen das Grundgesetz keine ausschließliche Ge-

setzgebung des Bundes vorsieht.
•   Die Länder können in Konkurrenz zum Bund auf den Rechtsgebieten des Artikels 74 GG gesetzgeberisch tätig werden, solange 

und soweit der Bund nicht von seiner Gesetzgebungsbefugnis Gebrauch gemacht hat.
•   In einigen Bereichen (Kultur, Schul- und Bildungswesen, Rundfunk/Fernsehen, Kommunalwesen und Polizeiwesen) sind die Län-

der mit eigenen Kompetenzen ausgestattet.

Verwaltungskompetenz der Landkreise
 
Überörtliche, ergänzende Aufgaben (eine Art zwischengemeindliche Zusammenarbeit mit obligatorischem Charakter)

1.  Obligatorische Aufgaben (aufgrund von Bundes- oder 
Ländergesetzen)

•   Bau und Unterhaltung zwischengemeindlicher Straßen
•   Raumplanung innerhalb des Kreisgebiets
•   Pflege von Naturschutzgebieten
•   Sozialhilfewesen, Jugendhilfe
•   Bau und Unterhaltung von Krankenhäusern
•   Bau und Unterhaltung von höheren und Berufsschulen
•   Hausmüllabfuhr und -entsorgung

2.  Freiwillige Aufgaben (aufgrund des kommunalen Selbst-
verwaltungsprinzips)

•   Förderung kultureller Aktivitäten
•   Bau von Fuß- und Radwegen
•   Förderung des Schüleraustauschs
•   Bau und Unterhaltung öffentlicher Bibliotheken
•   Wirtschafts- und Fremdenverkehrsförderung
•   Verwaltung der Volkshochschulen

Verwaltungsaufgaben der Gemeinden

Die Gemeinden sind in der Regel für die Stadtplanung und die Regelung aller Angelegenheiten der örtlichen Gemeinschaft zuständig.

1.  Freiwillige Aufgaben

•   Förderung der lokalen Wirtschaft
•   Förderung des Wohnungsbaus, Schaffung von Infrastruktu-

ren mit sozialem Charakter
•   Schaffung und Wartung öffentlicher Verkehrsinfrastrukturen
•   kulturelle Angelegenheiten und Sportförderung
•   Leitung von Energieversorgungsunternehmen
•   Partnerschaften mit ausländischen Gemeinden

2.  Obligatorische Aufgaben (aufgrund von Bundes- oder 
Ländergesetzen)

•   Stadtplanung, Bau und Unterhaltung des kommunalen Stra-
ßen- und Wegenetzes

•   Bau und Unterhaltung der Grundschulen
•   Unterhaltung und Verwaltung der Wasserwege, Abwasserent-

sorgung
•   Sozialhilfewesen, Jugendhilfe
•   Bau von Spielplätzen
•   Erstellung von Bodennutzungs- und Stadtsanierungsplänen

3.  Aufgaben des Staates, die die Stadtkreise, Kreisstädte 
und mittleren Städte aufgrund von Zuständigkeitsübertra-
gungen wahrnehmen

•   Standesamt, Erstellung von Ausweispapieren
•   Durchführung von Wahlen
•   Volkszählungen; Ausländerpolizei
•   Regelung des Stadtverkehrs
•   Überwachung von Nahrungsmitteln und Gaststätten

Gesetz vom 
27.7.1957 
über die 

Römischen 
Verträge

1958
Gründung der Euregio 
zwischen Deutschland 
und den Niederlanden 

(älteste grenzüberschrei-
tende Struktur der EU)

Vertrag vom 14.11.1957 
zwischen der Bundesre-
gierung und den Bundes-
ländern über das Recht 

des Bundes auf den 
Abschluss von Verträgen 

(Lindauer Vertrag)

1963
Gründung der Euregio 

Rhein-Waal (grenzüber-
schreitende öffentliche 
Einrichtung zwischen 
Deutschland und den 

Niederlanden)

1970
Einrichtung des 

deutsch-dänischen 
Ausschusses für 

grenzüberschreiten-
de Zusammenarbeit

1972
Gründung der Arbeits-
gemeinschaft „ARGE-
ALP“, in der elf Regio-
nen (aus Deutschland, 
Italien, Österreich und 

der Schweiz) zusammen-
geschlossen sind

1980
Schaffung der grenz-

überschreitenden 
Zusammenarbeit Saar-
Lor-Lux –Rheinland-

Pfalz – Wallonien

17.5.1980
Ratifizierung der Eu-
ropäischen Charta der 

kommunalen Selbstver-
waltung (am 1.9.1988 in 

Kraft getreten)

Vertrag vom 
27.10.1988 über die 
Beobachterrolle der 

Bundesländer bei 
den Europäischen 
Gemeinschaften

1988

Schaffung der 
grenzüberschrei-
tenden deutsch-
französischen 
Struktur „Pa-

mina“

Mai 1991
grenzüberschreitendes Abkom-
men zwischen Deutschland und 

den Niederlanden (Rahmen-
abkommen, das den lokalen 
Gebietskörperschaften die 

Möglichkeit gibt, grenzüber-
schreitend öffentlich-rechtliche 
oder privatrechtliche Verträge 

abzuschließen)

Februar 1996
Karlsruher Abkommen zwi-
schen Deutschland, Frank-
reich, Luxemburg und der 

Schweiz zur grenzüberschrei-
tenden Zusammenarbeit 

zwischen Gebietskörperschaf-
ten und örtlichen Stellen

Städte und Gemeinden  

Selbstverwaltung

Zwischen-
ebene

Kommunale 
Ebene

Rolle der Gebietskörperschaf-
ten im europäischen Integrati-
onsprozess und bei den grenz-
überschreitenden Beziehungen  
(anhand von Beispielen)
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Dezentralisierungsprozess: Griechenland
Geschichtlicher 
Überblick

1830
Erklärung eines unabhängigen griechischen Königreichs 

(bis 1829 war Griechenland unter osmanischer Herrschaft)

1834
Verlegung der Hauptstadt von 

Nauplia nach Athen

1844
Erste Verfassung des unabhängigen griechischen 

Staates, durch die ein Unterhaus (vouli) und ein Se-
nat (yerousia) eingeführt wird; 20 Jahre in Kraft

1864
Neue Verfassung, durch die das all-
gemeine Wahlrecht eingeführt wird

1875
Einführung eines  

parlamentarischen Systems

1864
Annexion der  

Ionischen Inseln

1881
Annexion Thessaliens und 

eines Teils von Epirus

1911
Revision der Verfassung durch Venizelos, durch die der 

ständige Status von Beamten eingeführt wird. Einführung 
der Rechtsstaatlichkeit in Griechenland

1912-13
Balkankriege

1913
Annexion  

Makedoniens

1.11.1913
Endgültiger Zusammen-
schluss Kretas mit dem 

griechischen Staat

1920
Annexion  
Thrakiens

25.3.1924
Ausrufung  

der Republik

1922
Niederlage im Krieg gegen die Türkei in Kleinasien. 

1,5 Millionen Griechen fliehen aufs Festland.

1935
Wiedereinführung der Monar-
chie unter König Giorgios II.

3.6.1927
Verfassung der „Zweiten 
griechischen Republik“

1941-1944
Besetzung durch  
deutsche Truppen

1949
Beitritt zum  
Europarat

1952
Revision  

der Verfassung

1958
Revision  

der Verfassung

21.4.1967
Staatsstreich des Militärs, Verban-

nung der politischen Führung

1936-1941
Diktatur unter  

I. Metaxas

1946-1949
Bürgerkrieg

1951
NATO-Beitritt

1956
Erstmalige Wahlbeteiligung der grie-
chischen Frauen (unter der Regierung 

von Konstantin Karamanlis)

1961
Assoziationsabkommen 

mit der EWG

Dezember 1967
Verbannung von König  
Konstantin nach Italien

1973
Zusammenbruch des diktatorischen  

Regimes unter einem internen Militärstreich

1974
Rücktritt des Militärregimes infolge der Zypernkrise und 

Referendum zugunsten einer parlamentarischen Demokratie. 
Rückkehr Karamanlis’ und Papandreous nach Griechenland

1974
Wahlsieg  

von Karamanlis

1980
Wiedereintritt  

Griechenlands in die NATO

11.6.1975
Verabschiedung der neuen 

Verfassung, die die parlamentarische 
Demokratie wieder einführt

1987
Einheitliche  

Europäische Akte

1981
EG-Beitritt

1987
Derzeitige Gebietseinteilung 

in Griechenland

1992
Unterzeichnung des Vertrags 
über die Europäische Union

1.11.1993
Inkrafttreten des Vertrags über die 

Europäische Union (Maastricht)

März 1998
Beitritt Griechenlands 

zum Europäischen  
Währungssystem (EWS)

Juni 2000
Zulassung  

zur Euro-Zone

1.5.1999
Inkrafttreten  

des Vertrags von  
Amsterdam

29.10.2003
Unterzeichnung des Vertrags über 

eine Verfassung für Europa

1.2.2003
Inkrafttreten des Vertrags 

von Nizza

 

Die Etappen des Dezentralisierungsprozesses

1972
Gesetz Nr. 1147 unter-

teilt die Präfektur Attika 
in vier Präfekturbezirke

1833
Präsidentialver-

ordnung vom 
6.4.1833: Unterteilung 

Griechenlands in 
zehn Präfekturen 

und 47 Regio-
nen

1833
Mit dem Gesetz 

vom 27.12.1833 wird 
die Stadt (demos) als 

einzige Form der loka-
len Verwaltung auf 
einer Ebene einge-

führt.

1912
Mit dem ΔΝΖ-
Gesetz von 1912 

wird die Gemeinde 
(koinotita) als eine 

Form der lokalen Ver-
waltung parallel zur 

Stadt eingeführt.

1975
Mit der Verfassung von 

1975 wird ein dezentrali-
siertes Verwaltungssystem 

eingeführt, in dem die Städte 
und Gemeinden verfassungs-

rechtlich als erste lokale 
Verwaltungsebene veran-

kert sind.

1955
Per Gesetz 

Nr. 3200 wird ein 
dezentralisiertes System 
der Verwaltungsorgani-
sation des Staates (no-
marchia) eingeführt.

1994
Mit dem Gesetz Nr. 2218/94, geändert und 

ergänzt durch die Gesetze Nr. 2240/94 und 2307/1995 
und kodifiziert durch Präsidialverordnung Nr. 30/1996, 

wird eine zweite lokale Selbstverwaltungsebene eingeführt, 
indem die Präfekturen zu Gebietskörperschaften (lokale 
Verwaltungsbehörden) mit einem gewählten Rat erhoben 

werden; nicht erschöpfende Aufzählung der Zuständigkeits-
bereiche der Städte und Gemeinden. Die Regionen bleiben 

dezentralisierte Einheiten der staatlichen Verwaltung 
(Artikel 49 des Gesetzes Nr. 2218/1994).

1986
Mit dem Gesetz 

Nr. 1622/1986 wird die 
zweite Ebene der Verwal-

tungsdezentralisierung (perife-
ria) eingeführt. Artikel 61 dieses 
Gesetzes sieht zwecks Vorberei-
tung planerischer Ausgestaltung 

und Koordinierung der regio-
nalen Entwicklung die 
Schaffung von Regio-

nen vor.

1980
Mit dem Gesetz 
Nr. 1065/1980 

wird der „Städte- 
und Gemeindeko-
dex“ eingeführt.

1987
Mit der Präsidial-

verordnung Nr. 51/
1987 werden 13 Ent-
wicklungsregionen 

eingeführt.

1997
„Gesetz Kapodi-
stria“ (Nr. 2539/

1997), obligatorischer 
Zusammenschluss 
von Städten und 

Gemeinden

1998-2001
Gesetz zur Über-
tragung von Kom-
petenzen auf die 

Regionen und 
lokalen Verwal-

tungen

2001
Per Gesetz Nr. 2946/

2001 wird die Möglichkeit 
der Schaffung von Kommu-
nalverbänden (sympolitia) 
zwischen Städten und Ge-

meinden mit mehr als 
10 000 Einwohnern 

eingeführt.

2004
Initiierung eines 

Entwicklungspro-
gramms für lokale 

Verwaltungen 
(„Theseas“-Pro-

gramm)

2001
Verfassungsrevision: 

Stärkung der regionalen 
Organe des Staates und 
Einführung von zwei 

lokalen Verwaltungsebe-
nen (Artikel 101 und 

102)

1997
Mit dem Gesetz Nr. 2503/1997 

wird das System der Verwaltungs-
dezentralisierung des Staates völlig 

umorganisiert, und die Regionen wer-
den zu konsolidierten dezentralisier-

ten Einheiten der staatlichen Ver-
waltung. Sie stellen nun die 
einzige Dezentralisierungs-

ebene dar.

Situation vor Erlass der Gesetze Nr. 2218/1994, 2240/1994, 2539/1997

Parlament, 300 in allge-
meiner und direkter Wahl 

für vier Jahre gewählte 
Abgeordnete

Staatspräsident  
vom Parlament für fünf Jahre 

gewählt Regierung

vorherige und 
nachträgliche Kontrolle 
von Rechtsakten

wählt

ernennt  
den  

Premierminister

Regierung verantwortlich gegenüber dem Parlament

ernennt

ernennt

Zweite Dezentralisierungsebene
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13 Periferies (Regionen)

Regionalrat
Generalsekretär, fungiert 

als Organ des Staates 
in der Region

Erste Dezentralisierungsebene

54 Nomarchies (Präfekturen)

Präfekt 
fungiert als Organ des Staates 
in der Präfektur, hat die 
Zuständigkeiten des General-
sekretärs auf Präfekturebene 
inne.

Erste Selbstverwaltungsebene (einzige lokale Verwaltungsebene)

377 Dimoi (Städte)

Stadtrat Stadtkommission Bürgermeister

5318 Kinotites (Gemeinden)

Gemeinderat Gemeinderatsvorsitzender

Situation nach Erlass der Gesetze Nr. 2218/1994, 2240/1994 und 2539/1997
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Parlament 
300 in allgemeiner und direkter Wahl für vier Jahre 

gewählte Abgeordnete

Staatspräsident 
in allgemeiner indirekter Wahl vom Parlament für fünf Jahre gewählt Regierung

Innenminister

Dezentralisierte  
Verwaltungsebene

13 Periferies (Regionen)
Periferiako Simvoulio (Regionalrat)
Kollegiales Organ der dezentralisierten staatlichen 
Verwaltung,
wird geleitet vom Generalsekretär der Region;
setzt sich zusammen aus den einzelnen Präfekten, 
einem Vertreter der dezentralen Vereinigungen der 
Städte und Gemeinden, Vertretern der Berufsfach-
verbände bzw. -kammern

Genikos Grammateas (Generalsekretär der Region)
Wird von der Zentralregierung ernannt, ist ein hoher 
Beamter, der den Verwaltungsdiensten vorsteht, 
fungiert als Organ des Staates auf regionaler Ebene 
und Aufsichtsorgan über die lokalen Verwaltungsbe-
hörden (Städte und Gemeinden). Er vertritt die Re-
gierung.

Zweite Selbstverwaltungsebene 51 Nomarchiakes Autodioikiseis (zweite Ebene der Verwaltungsdezentralisierung); die Präfektur Attika ist in vier Präfekturbezirke unterteilt.
Nomarchiako Simvoulio (Präfekturalrat)
21 bis 37 Mitglieder, in allgemeiner und direkter Wahl für 
vier Jahre gewählt (3/5 der Sitze werden mit Kandidaten 
der Liste, die die Mehrheit errungen hat, 2/5 nach dem 
Stimmenverhältnis besetzt)
Hat ausführende und Regelungsbefugnisse

Nomarchiaki Epitropi (Präfekturalausschuss)
Setzt sich aus fünf bis sieben auf zwei Jahre bestellten Mit-
gliedern zusammen; Vorsitzender ist der Präfekt oder sein 
Stellvertreter (vom Präfekten bestellt). Alle Mitglieder wer-
den vom Präfekturalrat gewählt.

Nomarchis (Präfekt)
Zum Präfekten wird der Spitzenkandidat der Liste gewählt, die die 
meisten Stimmen auf sich vereinigen kann.
Führt die Beschlüsse des Präfekturalrates und der Präfekturalkom-
mission aus
Leiter der Behörden und des Personals
Der Präfekt vertritt die Präfektur gerichtlich und außergerichtlich.

Erste Selbstverwaltungsebene 900 Dimoi (Städte)
Dimotiko Simvoulio (Stadtrat)
Elf bis 41 in allgemeiner und direkter Wahl auf vier Jahre ge-
wählte Mitglieder (3/5 der Sitze werden mit Kandidaten der 
Liste, die die Mehrheit errungen hat, 2/5 der Sitze nach dem 
Stimmenverhältnis besetzt)
Beschlussfassungsorgan

Dimarchiaki Epitropi (Stadtkommission)
Die Kommission wird vom Bürgermeister oder dem von 
ihm bestellten Stellvertreter geleitet und umfasst zwei 
bis sechs Mitglieder. Stellt den Haushaltsplan auf, führt 
die Vorprüfung der Jahresabschlüsse durch, befindet 
über öffentliche Ausgaben und Mittelausstattungen. 
Entscheidet auch über die bei den Verwaltungsbehörden 
einzulegenden Rechtsmittel.

Dimarchos (Bürgermeister)
Der Spitzenkandidat der Wahlliste, die die meisten Stimmen erhält, 
wird Bürgermeister.
Nimmt an den Sitzungen des Stadtrates teil, hat aber kein Stimm-
recht.
Führt die Beschlüsse des Stadtrates und der Stadtkommission aus. 
Ist Vorgesetzter des Personals, stellt Bescheinigungen und Geneh-
migungen aus.

133 Kinotites (Flächengemeinden)
Simvoulio (Gemeinderat)
Sieben bis elf in allgemeiner und direkter Wahl für vier Jahre gewählte Mitglieder (nach dem 
gleichen Verfahren wie bei den Städten)
Beschlussfassungsorgan, geleitet vom Präsidenten des Gemeinderates

Proedros Kinotitas (Gemeindepräsident)
Der Gemeindepräsident vertritt die Gemeinde, setzt die Beschlüsse des Gemeinderates um und 

ist Leiter der Gemeindeverwaltung.

wählt

ernennt den Premierministe

Regierung verantwortlich gegenüber dem Parlament

ernennt und kontrolliert im Nachhinein die Rechtsakte

kontrolliert im Nachhinein die Verwaltungsakte des Präfekten und kann sie für nichtig erklären

Staatliche Zuständigkeiten
Allgemeine Zuständigkeit in sämtlichen Fragen im Zusammenhang mit der Landeshoheit, insbesondere auf dem 
Gebiet der Verteidigung, der Außenpolitik, Finanzen und Justiz sowie in denjenigen Bereichen, die nicht die Verwal-
tung lokaler Angelegenheiten betreffen. Die Regierung bestimmt und führt unter Achtung der Verfassung und der 
Gesetze die allgemeine Politik des Landes. Der Premierminister sichert den Zusammenhalt der Regierung und leitet 
ihre Arbeit sowie die der öffentlichen Verwaltung ganz allgemein mit dem Ziel, die Regierungspolitik umzusetzen.

Alleinige Gesetzgebungskompetenz
Die Halbinsel Ayion Oros (Berg Athos) in Chalkidiki stellt eine selbstverwaltete Klostergemeinschaft dar, die jedoch 
einen von der Regierung ernannten Zivilgouverneur hat, der für die öffentliche Ordnung außerhalb der Klöster zustän-
dig ist.

Regionale Zuständigkeiten
Die 13 Regionen sind lediglich staatliche Verwaltungseinheiten. Die ihnen zugewiesenen Aufgaben sind: a) die 
regionale Entwicklung und b) die vertikale Koordinierung der wirtschaftspolitischen Maßnahmen.
Die Region stellt heute die einzige dezentralisierte Verwaltungsebene des Staates dar, ist an der nationalen Programm-
planung beteiligt und steckt in dieser Funktion die politischen Maßnahmen für die wirtschaftliche, soziale und kultu-
relle Entwicklung ab, gestaltet sie planerisch aus und führt sie durch. Die Region wird von einem Generalsekretär 
geleitet, der den Staat und die Regierung vertritt.

Zuständigkeiten der Präfekturen (zweite lokale Verwaltungsebene)
Mit dem Gesetz Nr. 2218/1994 in geänderter Fassung und ergänzt durch die Gesetze Nr. 2240/1994 und 2307/1995 
wurden die Präfekturen zu Gebietskörperschaften der zweiten Selbstverwaltungsebene erhoben. Es handelt sich dabei 
um juristische Personen des öffentlichen Rechts, die für die wirtschaftliche, soziale und kulturelle Entwicklung des 
jeweiligen Gebiets zuständig sind. Sie sorgen für die Verwaltung der lokalen Angelegenheiten auf der Ebene der 
Präfektur und üben die ihnen per Gesetz übertragenen Kompetenzen aus. Die ihnen nicht zugewiesenen Aufgaben 
fallen in den Zuständigkeitsbereich des Verteidigungs-, Außen-, Wirtschafts- und Justizministeriums sowie des 
nationalen Amts für Statistik. Sie übernehmen auch keine Städte- und Gemeindeaufsicht. Die Präfekturen werden von 
einem Präfekturalrat und einem vom Volk auf vier Jahre gewählten Präfekten geleitet.

Zuständigkeiten der Städte und Gemeinden (erste lokale Verwaltungsebene)
Am 1.1.1999 nahmen die 900 Städte und 133 Gemeinden, die auf das gesamte Staatsgebiet verteilt sind, ihre Arbeit 
auf. Sie sind juristische Personen des öffentlichen Rechts und für lokale Fragen zuständig. Ihre Hauptaufgabe besteht 
darin, für ihre Einwohner wirtschaftlichen und sozialen Fortschritt zu gewährleisten und dafür zu sorgen, dass deren 
kulturelle und religiöse Interessen gewahrt werden.

Rolle der Gebietskörperschaften im 
europäischen Einigungsprozess und bei 
den grenzüberschreitenden Beziehungen 
(anhand von Beispielen)

6.9.1989
Ratifizierung der Europäischen Charta 
der kommunalen Selbstverwaltung (die 

am 1.1.1990 in Kraft tritt)

1992
Schaffung einer Ad-hoc-Struktur für Zu-
sammenarbeit „Kastoria-Korce“ zwischen 
Griechenland und Albanien, grenzüber-
schreitende Zusammenarbeit (kulturelle 

Begegnungen)

Januar 1992
Programm für die grenzüberschreitende 
Entwicklung von Unternehmen im Rah-

men von Interreg I und dem Europäischen 
Sozialfonds: Handelskammer Drama 

(Griechenland/Bulgarien)

Innenminister
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Dezentralisierungsprozess: Ungarn
Geschichtlicher 
Überblick

Die Etappen des Dezentralisierungsprozesses

16.11.1918
Gründung der Republik Ungarn,  

Präsident Mihály Károly

21.3.1919
Ausrufung der Volksrepublik  

durch Béla Kun

1920-1944
Autoritäres Regime unter Führung von 

Konteradmiral Miklós Horthy

4.6.1920
Unterzeichnung des Friedensvertrags von Tria-
non; Ungarn verliert zwei Drittel seines Staats-

gebietes und drei Viertel seiner Bevölkerung

Herbst 1938
Münchner Abkommen und 1. 

Wiener Schiedsspruch: Ungarn 
erhält die Südslowakei zurück.

März 1939
Ungarn erhält die Subkarpaten  

(heute Ukraine) zurück.

30.8.1940
2. Wiener Schiedsspruch: Ungarn erhält 

Nordsiebenbürgen zurück

April 1941
Batschka, Muraköz, Baranya-Dreieck 

(heute Serbien) fallen wieder an Ungarn.

19.3.1944
Deutscher Einmarsch 

in Ungarn

1944-1945
Besetzung Ungarns  

durch die Sowjetarmee

1.2.1946
Ausrufung der  

Republik Ungarn

10.2.1947
Friedensvertrag von Paris, der die 
Grenzen von 1920 wiederherstellt

1949-1953
Totalitäres stalinistisches Regime 

unter Mátyás Rákosi

18.8.1949
Verabschiedung einer neuen sowjeti-

schen Verfassung; Volksrepublik

20.10.1949
Ausrufung  

der Volksrepublik

4.7.1953
Imre Nagy neuer Regierungschef,  

für die Entstalinisierung

14.12.1955
Beitritt  

zur UNO

4.11.1956
Ungarischer Volksaufstand, nieder-

geschlagen durch sowjetische Panzer

25.6.1973
Gründungsmitglied 

der OSZE

23.10.1989
Ausrufung der  

3. Ungarischen Republik

1989
Revision der  

Verfassung von 1949

1990
Freiwilliger Verzicht der Kommunisten auf die 
Macht und Rückzug der sowjetischen Truppen

6.11.1990
Beitritt zum  
Europarat

16.12.1991
Unterzeichnung eines Assoziations-

abkommens EU/Ungarn

1994
Assoziierter Partner  

der WEU

12.3.1999
Mitglied 

der NATO

23.3.1999
Assoziiertes Mitglied  

der WEU

4.8.2000
Ferenc Mádl  

wird Präsident der Republik.

1.2.2003
Inkrafttreten des  

Vertrags von Nizza

12.4.2003
Volksbefragung zum EU-Beitritt  

(83,76 % Ja-Stimmen)

16./17.4.2003
Unterzeichnung des  

Beitrittsvertrags in Athen

1.5.2004
Beitritt zur  

Europäischen Union

29.10.2004
Unterzeichnung des Vertrags über eine 

Verfassung für Europa

Oktober 1989
Umfangreiche Änderungen der 

Verfassung von 1949, insbesondere 
bezüglich der Gebietskörperschaften

1990
Gesetz Nr. 64 (Gesetz Nr. 

64/1990) über die Wahl des Bürger-
meisters und der Vertreter der kommu-

nalen Gebietskörperschaften; 
Gesetz Nr. 65 (Gesetz Nr. 65/1990) 

über die Gebietskörperschaften

1994
Gesetz Nr. 62/1994 

Novelle zum Gesetz Nr. 65/1990: Direkt-
wahl der Bürgermeister, Ausbau der Kom-
petenzen der Kreise und Einrichtung von 

Ämtern für Öffentliche Verwaltung

1996 
Gesetz Nr. 21/1996

Gesetz über die Regionalplanung und 
-entwicklung: Die Kreise können sich zu 

größeren Regionen zusammenschließen, die von 
dem aus Vertretern der Zentralregierung und 

nachgeordneter Behörden bestehenden Rat für 
Regionalentwicklung verwaltet werden.

1999 
Gesetz Nr. 41/1999

Novelle zum Gesetz über die Regionalplanung 
und -entwicklung: Die Kreise müssen sieben 

größere Verwaltungsregionen bilden. Ausbau der 
Kompetenzen der Räte für Regionalentwicklung. 

Stärkung des Gewichts der Vertreter der Zen-
tralregierung in den Räten
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Präsident der Republik 
vom Parlament in geheimer Wahl mit Zweidrittelmehrheit auf fünf 

Jahre gewählt, einmalige Wiederwahl möglich

Nationalversammlung (Orszaggyűlés) (Legislative)

386 Abgeordnete, die in allgemeiner, direkter und geheimer Wahl auf vier Jahre gewählt 
werden. 176 werden nach dem Persönlichkeitswahlrecht, die verbleibenden 210 erstens 
über 20 Regionallisten und zweitens über eine nationale Ausgleichsliste gewählt, die aus 
Parteien besteht, die mindestens sieben Regionallisten aufgestellt haben. (152 Sitze können 
über Regionallisten, 58 über die übrige Liste besetzt werden. Der Wahl 2004 zufolge sind 
140 Abgeordnete über Regionallisten und 70 über die übrige Liste gewählt worden.)

Präsident; von den Parlamentsmitgliedern in geheimer Wahl gewählt

Regierung (Exekutive)

Ministerpräsident; vom Parlament auf Vorschlag des Präsi-
denten der Republik mit einfacher Mehrheit gewählt

Ministerien; Ernennung und Entlassung der Minister durch 
den Staatspräsidenten auf Vorschlag des Ministerpräsidenten

Verfassungsgericht  
(Judikative)

besteht aus elf vom Parlament mit 
Zweidrittelmehrheit auf neun Jahre 
gewählten Mitgliedern und entschei-
det über die Verfassungsmäßigkeit 
der Gesetze

Sieben Verwaltungsregionen

Die Regionen entsprechen NUTS-2-Einheiten. Sie 
werden vom Rat für Regionalentwicklung verwal-
tet, der aus Vertretern zentraler und nachgeordne-
ter Behörden besteht.

Dezentralisierte staatliche Verwaltungen

Diesen an die 30 Verwaltungen, die übergeordneten Verwaltungsbehörden 
unterstehen und ihre Befugnisse unabhängig von den Kreisen und Gemeinden 
ausüben, obliegen diejenigen Verwaltungsangelegenheiten, die nicht in die 
Zuständigkeit der Gebietskörperschaften fallen.

Ämter für staatliche Verwaltung

Diese Ämter wurden 1994 geschaffen und haben folgende Aufgaben:
•   Überwachung der Gesetzmäßigkeit der Arbeit der kommunalen Gebietskörperschaften
•   ggf. Kontrolle der Haushaltsführung der kommunalen Gebietskörperschaften
•   Koordinierung der Aktivitäten der sonstigen dezentralisierten staatlichen Verwaltungen
•   technische Unterstützung der kommunalen Gebietskörperschaften

19 Komitate/Kreise (megyék)

Komitatstag (beschlussfassendes Organ); in 
direkter Verhältniswahl auf vier Jahre gewählt

Präsident des Komitatstags (ausfüh-
rende Gewalt); dieser wird aus der 
Mitte des Komitatstags auf vier Jahre 
gewählt.

Kreisfreie Städte; jede Stadt mit mehr als 50 000 Einwohnern kann zur kreis-
freien Stadt erklärt werden. In diesem Fall sind in der neuen Struktur die 
Befugnisse einer Gemeinde und eines Kreises zusammengefasst, und es 

können Stadtbezirke eingerichtet werden.

3169 Gemeinden; zu diesen Gemeinden zählen 233 Städte und 2889 Dörfer, 23 kreisfreie Städte und die 
Hauptstadt Budapest, die einen Sonderstatus hat und aus 23 Stadtbezirken besteht.

Gemeinderat (beschlussfassendes Organ); in den Gemeinden mit 
weniger als 10 000 Einwohnern direkt und in denen mit mehr als 
10 000 Einwohnern nach einem gemischten System (halb Persönlich-
keitswahl, halb Listenwahl) auf vier Jahre gewählt

Bürgermeister (ausführende Funktion) (Polgármester); in den 
Gemeinden mit weniger als 10 000 Einwohnern direkt und in 
denen mit mehr als 10 000 Einwohnern vom Gemeinderat auf 
vier Jahre gewählt; er setzt die Beschlüsse des Gemeinderates 
um und ist für die politische und administrative Leitung der 
Gemeinde zuständig.

Zuständigkeiten

Das Parlament wählt den Präsidenten 
der Republik.

Die dezentralisie
rten sta

atlichen Verwaltungen unterste
hen unmittelbar der Regierung.

Der Innenminister ernennt die Leiter der Ämter für staatliche Verwaltung, erteilt ihnen 
Weisungen und überwacht ihre Tätigkeit.

Die Ämter für staatliche Verwaltung kontrollieren und überwa-
chen die Komitate und Gemeinden.

Nationale 
Ebene

Kommunale 
Ebene

Das Parlament verfügt über Gesetzgebungsbefugnisse in allen Bereichen. Für die Gebietskörperschaften bestimmt es den 
rechtlichen Status, die Aufgaben und Funktionen, die Funktionsgarantien, die Finanzmittel und die wirtschaftlichen Grundre-
geln sowie den rechtlichen Status ihrer Vertreter, die Bestimmungen für ihre Wahl sowie ihre Rechte und Pflichten.

 

•  Regionalentwicklungspolitik
•  Verwaltung der Gemeinschaftsmittel

Komitatsebene (megyék)

Pflichtaufgaben:

•  Raumplanung
•  Umweltschutzfragen
•  Einrichtung von Informationssystemen zur Raumplanung
•  Förderung des Fremdenverkehrs

Den Komitaten können weitere Aufgaben übertragen werden.

Kommunale Ebene

Gemeinden sind juristische Personen, können Verordnungen und Verfügungen erlassen und die örtlichen Angelegenheiten 
regeln.

Regionale 
Ebene

•  Standesamt
•  Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung
•  Kataster
•  Lokale Entwicklung
•  Wasserversorgung und Abwasserbeseitigung
•  Müllabfuhr
•  Zusammenarbeit mit den Versorgungsunternehmen
•  Verwaltung öffentlicher Anlagen
•  Friedhöfe
•  Brandbekämpfung und -verhütung
•  Wohnungswesen
•  Infrastruktur der Gemeinde

•   Verkehr im Gemeindegebiet (Straßenverkehr und Binnen-
schifffahrt)

•  Stadtplanung
•   Erziehung und Bildung (Krippen, Kindergärten, Primar- 

und Sekundarschulen)
•   Gesundheitswesen (Zentren für medizinische Grundver-

sorgung)
•  Sport
•  Kultur
•  Schutz der Rechte nationaler und ethnischer Minderheiten
•  Städtischer Verkehr

Rolle der Gebietskörperschaften im 
europäischen Einigungsprozess und bei den 
grenzüberschreitenden Beziehungen 
(anhand von Beispielen)

6.4.1992
Unterzeichnung der Europäischen Charta der kommunalen Selbstverwal-

tung (vgl. Europarat) (am 1.7.1994 in Kraft getreten)

Unterzeichnung des Europäischen Rahmenübereinkommens über die 
grenzüberschreitende Zusammenarbeit zwischen Gebietskörperschaften 

(Europarat) (am 22.6.1994 in Kraft getreten)

19.3.1995
Unterzeichnung eines Vertrags über gutnachbarschaftliche Beziehungen und 

Zusammenarbeit mit der Slowakei, der die Unverletzlichkeit der Grenzen 
zwischen den beiden Staaten sowie die Rechte der 600 000 in der Slowakei 

lebenden Ungarn garantiert.
(Ungarn hat bereits mit der Ukraine, Rumänien und Polen so genannte  

„Verträge über gutnachbarschaftliche Beziehungen und Zusammenarbeit“ 
unterzeichnet.)

wählt

wählt
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 Dezentralisierungsprozess: Irland
Geschichtlicher 
Überblick

Die Etappen des Dezentralisierungsprozesses

1801
Vereinigung Großbritanniens und Irlands 

zum Vereinigten Königreich

1920
Irland wird durch den „Government of Ireland Act“ geteilt.  

Für den Norden und den Süden werden getrennte Parlamente eingerichtet.

18.4.1949
Irland  

wird Republik.

1959
Irland wird  

EFTA-Mitglied.

1.1.1973
Irland wird  

EWG-Mitglied.

Dez. 1991
Irland unterzeichnet den Vertrag  

über die Europäische Union.

1.11.1993
Inkrafttreten des Vertrags über  

die Europäische Union (Maastricht)

1.5.1999
Inkrafttreten des Vertrags 

von Amsterdam

20.10.2002
Zweites Referendum über den Vertrag von 

Nizza: 62,89 % Ja-Stimmen

29.10.2004 
Unterzeichnung des Vertrags über eine 

Verfassung für Europa

1916-1922
Irische  

Revolution

1922
Unabhängigkeit  

Irlands

1937
Verfassung von Eire (demokratischer, unab-

hängiger und souveräner Staat)

14.12.1955
Irland wird  

UN-Mitglied.

1965
Abschaffung der Zölle im  

Warenaustausch mit Großbritannien

März 1979
Beitritt zum Europäischen  
Währungssystem (EWS)

Juni 1992
Zustimmung zum Vertrag über die Europäische Uni-

on in einem Referendum mit 69 % der Stimmen

7.6.2001
Referendum über den Vertrag von Nizza: 

53,87 % Nein-Stimmen

1.2.2003
Inkrafttreten des  

Vertrags von Nizza

1992
Gesetz über Umwelt-
schutz, Schaffung von 

Umweltagenturen, Übertra-
gung von Befugnissen der 

zentralen Ebene

1983
Im Gesetz über 

die Raumplanung 
und Entwicklung wer-

den die Befugnisse 
der lokalen Ebene 

festgelegt.

1991
Durch das Gesetz 

über die lokale 
Verwaltung werden 
die Regionalorgane 

geschaffen.

1963
Das Gesetz über die 

lokale Verwaltung (Planung 
und Entwicklung) setzt die lo-

kalen Gebietskörperschaften als 
Planungsbehörden mit Befugnissen 
zur Aufstellung und Änderung von 

Entwicklungsplänen für ihren 
Zuständigkeitsbereich ein.

1941 und 
1946

Das Gesetz über die 
lokale Verwaltung sieht 
die Aufsicht der Zentral-

verwaltung über die 
lokalen Behörden 

vor.

1925
Neufassung des 

Gesetzes über die 
lokale Verwaltung: 
Abschaffung der 
ländlichen Be-

zirke

1898
Gesetz über die 

lokale Verwaltung: 
Grundlage des heuti-

gen Systems

1994
Einrichtung von 
acht regionalen 
Gebietskörper-

schaften

1996
Veröffentlichung 

des nationalen Pro-
grammpapiers „Better 
Local Government“ zur 
Reform und Neuorga-
nisation der lokalen 

Verwaltung

1999
Einsetzung von 
zwei Regional-
versammlun-

gen

Juni 1999
Änderung der Verfassung 

durch ein Referendum, um der 
lokalen Verwaltung zum ersten 

Mal eine Verfassungsgrundlage zu 
geben: Der neue Artikel 28A sieht 
mindestens alle fünf Jahre Direkt-
wahlen für die lokalen Gebietskör-

perschaften vor.

2000
Einrichtung von 

Entwicklungsausschüssen 
auf Grafschaftsebene (County 

Development Boards), die sich aus 
Vertretern der Kommunen und Vertre-
tern verschiedener öffentlicher Organe 

der lokalen Ebene zusammensetzen. 
Ihr Auftrag besteht darin, eine so-

zial- und wirtschaftspolitische 
Strategie für die Region 

zu entwickeln.

2001
Kommunalgesetz (Local 

Government Act):
• Die Stadtbezirksräte (Urban District 
Councils) und Stadtkommissionsämter 

(Town Commissioners Boards) werden durch 
75 Stadträte (Town Councils) ersetzt;

• Vorschlag zur Direktwahl der Bürgermeister 
im Jahr 2004;

• Einrichtung von Ausschüssen für strategische 
Planung (Strategic Policy Committees), die 
sich aus Kommunalvertretern zusammen-

setzen und deren Vorsitzende die 
„Corporate Policy Group“ bilden, die 

als Kabinett der lokalen 
Gebietskörperschaften 

fungiert.

2003
Local Government Act 2003

• Abschaffung der Kumulation 
von Parlaments- und Gemeinderats-
mandat ab den Wahlen im Jahr 2004. 
Parlamentsabgeordnete dürfen nicht 

mehr bei Kommunalwahlen kandidieren. 
Kommunale Mandatsträger können nicht 

mehr ins Parlament (Dáil) gewählt 
werden;

• Aufhebung von Bestimmungen für 
die Direktwahl von Stadtrats- 

und Grafschaftsratsvorsit-
zenden

Parlament (Oireachtas)
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Senat (Seanad Eireann): 60 Mitglieder; davon 
werden elf vom Premierminister (Taoiseach) 
ernannt, sechs von Absolventen bestimmter Uni-
versitäten gewählt und 43 in proportionalen Antei-
len aus fünf Kandidatenlisten von den Mitgliedern 
der neugewählten Abgeordnetenkammer, den 
Mitgliedern des bisherigen Senats und den Mit-
gliedern sämtlicher Grafschafts- und Stadträte 
gewählt.

Abgeordnetenkammer (Dáil 
Eireann): 166 in allgemeiner und 
direkter Wahl nach dem Verhält-
niswahlrecht auf fünf Jahre ge-
wählte Vertreter

Präsident der Republik 
(Uachtarán – na h-Éireann) 
in allgemeiner und direkter Wahl  

auf sieben Jahre gewählt Regierung  
und Premierminister 

(Taoiseach)

Ministerium für Umweltfragen, Kultur-
erbe und örtliche Selbstverwaltung  
(Aufsichtsbehörde für die lokalen und regiona-
len Gebietskörperschaften)

Acht regionale Gebietskörperschaften (seit 1.1.1994)
Sie setzen sich auf NUTS-III-Ebene aus gewählten Ratsmitgliedern zusammen, die von 
den konstituierten Grafschafts- und Stadträten entsandt werden; für die Überarbeitung 
der Entwicklungspläne der lokalen Gebietskörperschaften, Ausarbeitung der regionalen 
Planungsleitlinien und der regionalen wirtschaftlichen und sozialen Strategien zuständig 
(keine gesetzgebenden Befugnisse)

Zwei Regionalversammlungen (seit dem 21.7.1999) 
Southern & Eastern Regional Assembly (41 Mitglieder) / Border, Midlands & Western 

Regional Assembly (29 Mitglieder)

Sie verwalten auf NUTS-II-Ebene die Regionalprogramme, die unter den Nationalen Entwicklungsplan 
fallen, und überwachen die allgemeinen Auswirkungen aller EU-Förderprogramme in ihren Regionen. 
Ferner sollen sie die Koordination der Erbringung öffentlicher Dienstleistungen fördern.

26 Grafschaften (Counties)
29 Grafschaftsräte (County Councils): davon je einer in 24 Grafschaften, zwei für Tip-
perary (Nord und Süd), drei für Dublin; je 20 bis 46 in allgemeiner und direkter Wahl für 
fünf Jahre gewählte Mitglieder; zuständig für „vorbehaltene Aufgaben“ wie z. B. Aufstel-
lung jährlicher Voranschläge der Ausgaben, Aufnahme von Darlehen, Aufstellung und 
Änderung von Entwicklungsplänen, Entsendung von Mitgliedern in Ausschüsse oder 
andere öffentliche Gremien sowie die Verabschiedung, Aufhebung oder Widerrufung von 
örtlichen Vorschriften.

Grafschaftsdirektoren (County Manager) (29) (Verwaltungsebene)

Leiter der Lokalverwaltung, der von den Mitgliedern des Grafschaftsrates auf Empfehlung einer unabhängigen Zentralstelle (Local Appointments Commission) für eine 
Amtszeit von sieben Jahren bestellt wird. Sämtliche Aufgaben, die nicht zu den „vorbehaltenen Aufgaben“ zählen, sind Exekutivaufgaben, die unmittelbar vom Graf-
schaftsdirektor wahrgenommen werden. Hierzu gehören: Einstellung von Personal, Auftragsvergabe, Ausfertigung von Verträgen, Erteilung von Zulassungen und Pla-
nungsgenehmigungen für Entwicklungsvorhaben sowie Beratung und Unterstützung der Mitglieder des Grafschaftsrates bei der Ausübung ihrer Aufgaben.

Die Grafschaftsdirektoren leiten nicht nur die Grafschaftsräte, sondern darüber hinaus auch 
sämtliche Stadtgemeinde- und Stadträte in der betreffenden Grafschaft.

Fünf Stadträte (City Councils): Je einer in den fünf größten 
Städten; 15 bis 52 in allgemeiner und direkter Wahl für fünf 
Jahre gewählte Mitglieder nehmen dieselben „vorbehaltenen 
Aufgaben“ wahr wie die Mitglieder der Grafschaftsräte.

Oberstadtdirektor (City Manager) (5) (Verwaltungsebene)

Fünf Stadtgemeindeverwaltungen (Borough Corporations)
in fünf der größeren Städte; sie bestehen aus zwölf in allgemeiner und 

direkter Wahl für fünf Jahre gewählten Mitgliedern, die ähnliche 
Aufgaben wie die Mitglieder der Grafschaftsräte und Stadtgraf-

schaftsräte wahrnehmen.

75 Stadträte (Town Councils) (Local Government Act 2001)
Sie bestehen aus neun bis zwölf in allgemeiner und direkter Wahl für fünf Jahre 
gewählten Mitgliedern und nehmen ähnliche Aufgaben wie die Grafschafts- und 

Stadtgrafschaftsräte wahr.

Stadtdirektor (Town Clerk) (Verwaltungsebene)
Leiter eines Stadtgemeinde- oder Stadtrates. Stadtdirektoren haben ähnliche Aufgaben wie Grafschaftsdirektoren, sind diesen jedoch unterstellt.

Zuständigkeiten des Staates

Seine gesetzgebende Gewalt ist uneingeschränkt.

Er verfügt über die meisten Verwaltungsbefugnisse, da die Selbstverwaltung der 
Gebietskörperschaften sehr eingeschränkt ist und der Staat eine umfassende Aufsicht 
über die Gebietskörperschaften ausübt.

Regionale Zuständigkeiten
Auf regionaler Ebene bestehen keine dezentralisierten Organe.
•   Lediglich Koordinierung der öffentlichen Dienstleistungen auf regionaler Ebene 

und Aufstellung von Leitlinien für die Raumordnung
•   Weiterleitung der Programme und Pläne der Zentralregierung an die Ebenen unter-

halb des Zentralstaats
•   Verwaltung regionaler Programme und Überprüfung der Umsetzung sonstiger 

Gemeinschaftsprogramme auf regionaler Ebene, insbesondere im Zusammenhang 
mit den Strukturfonds

ernennt den Premierminister (Taoiseach) nach Nominierung  
durch die Abgeordnetenkammer (Dáil)

Regierung der Abgeordnetenkammer (Dáil) verantwortlich

umfassende Aufsicht (Zustimmungspflicht und Legalitätsprüfung)

umfassende Aufsicht 
(Zustimmungspflicht und 
Legalitätsprüfung)

umfassende Aufsicht 
(Zustimmungspflicht und 
Legalitätsprüfung)

umfassende Aufsicht 
(Zustimmungspflicht und 
Legalitätsprüfung)

Überwachung

Kommunale Zuständigkeiten
Sehr schwach ausgeprägte Autonomie der 
Gebietskörperschaften
Die auf kommunaler Ebene wahrgenomme-
nen Zuständigkeiten sind in acht Pro-
grammbereiche unterteilt:
•   Wohnungsbau und Bauwesen: Durchset-

zen von Mindestnormen, Unterstützung 
bei der Bereitstellung von Wohnraum für 
diejenigen, die diesen nicht selbst finan-
zieren können;

•   Straßenverkehr und Straßenverkehrssi-
cherheit: Bau, Ausbau und Instandhal-
tung von Straßen sowie weitere Aufgaben 
im Verkehrsbereich;

•   Wasserver- und -entsorgung: Bereitstel-
lung von Wasserversorgungs-, Abwasser- 
und Entwässerungsanlagen;

•   Anreize und Kontrollmechanismen für 
die Entwicklung: Aufstellung und Umset-
zung von Entwicklungsplänen für ihren 
Bereich, Kontrolle der Entwicklung 
sowie Erhaltung und Verbesserung der 
Infrastruktur;

•   Umweltschutz: Müllabfuhr und -entsor-
gung, Straßenreinigung, Gewässerschutz, 
Maßnahmen zur Eindämmung der Um-
weltverschmutzung, Bereitstellung der 
Feuerwehr und Förderung der Umwelthy-
giene;

•   Freizeitangebote und -einrichtungen: 
Bereitstellung von Schwimmbädern, 
Parkanlagen, Grünflächen, Bibliotheken 
und Gemeindezentren;

•   Landwirtschaft, Bildung, Gesundheitswe-

sen und Sozialfürsorge: Fällt zwar nicht 
mehr unter die wesentlichen Aufgaben 
der kommunalen Gebietskörperschaften, 
aber diese gewähren Zuschüsse zur 
Hochschulausbildung;

•   verschiedene Dienstleistungen: u. a. 
Wähler- und Geschworenenverzeichnisse, 
Bereitstellung von Gerichtsgebäuden und 
Asylen.

Die kommunalen Gebietskörperschaften 
stützen sich bei ihrer Arbeit auf so genann-
te „Strategic Policy Committees“ (Strate-
gieausschüsse). Diesen Ausschüssen gehö-
ren gewählte Mitglieder und Vertreter 
örtlicher Interessen an, die von den Sozial-
partnern und nichtstaatlichen Organisatio-
nen benannt werden. Sie unterbreiten den 
kommunalen Gebietskörperschaften Emp-
fehlungen für die Gestaltung ihrer Politik. 
Eines der Hauptziele dieser Ausschüsse soll 
die bessere Verzahnung von lokaler Ent-
wicklung und lokaler Verwaltung sein.
Zwar hat die Zentralregierung die Zustän-
digkeiten der kommunalen Gebietskörper-
schaften immer stärker beschnitten, indem 
sie verschiedene Agenturen mit Aufsichts- 
und Legislativbefugnissen eingesetzt hat, 
aber gleichzeitig wurde die zentrale Kon-
trolle in Bereichen wie Personalplanung, 
Haushaltsaufsicht und Finanzzuweisung 
gelockert. Außerdem wurden neue Systeme 
für die Finanzierung der kommunalen 
Gebietskörperschaften eingeführt.

Rolle der Gebietskörperschaften im 
europäischen Einigungsprozess und bei den 
grenzüberschreitenden Beziehungen 
(anhand von Beispielen)

1979
„Cooperation North“, 
eine Organisation zur 

Annäherung von Indus- 
trie- und Handelsun-

ternehmen aus Nordir-
land und der Republik 

Irland

1980
Europäisches Rah-

menabkommen über 
grenzüberschreiten-
de Zusammenarbeit 
zwischen Gebiets-
körperschaften und 

deren Behörden 
(Madrid)

1993
Europäische Wirtschaftli-
che Interessenvereinigung 
ECOM (European Cham-

ber of Commerce) zur 
Förderung der Zusammen-
arbeit zwischen Nordirland 

und der Republik Irland

Belfaster Abkommen (1998):
•   Nord-Süd-Ministerrat: Einrichtung, die den Rahmen für Treffen zwischen 

den gesetzgebenden Organen Nordirlands und der Republik Irland bietet 
und die Konsultation, die Zusammenarbeit und das gemeinsame Handeln 
auf der irischen Insel fördern soll.

•   Britisch-Irischer Rat: Einrichtung, in deren Rahmen Vertreter der beiden 
Regierungen und der dezentralisierten Verwaltungen aus Nordirland, 
Schottland und Wales zusammenkommen, um Informationen auszutau-
schen und Kooperationsvereinbarungen zu erzielen.

2.12.1999
Sechs durch ein internationales Abkommen zwischen der irischen 

und britischen Regierung eingesetzte Umsetzungsorgane (Implemen-
tation Bodys) zur Durchführung der von den Ministern des Nord-
Süd-Ministerrates vereinbarten politischen Maßnahmen: 1. Foyle, 
Carlingford and Irish Lights Commission; 2. InterTradeIreland; 

3. North/South Language Body; 4. safefood – Food Safety Promotion 
Board; 5. Special European Union Programmes Body (SEUPB – EU-

Sonderprogrammstelle); 6. Waterways Ireland.
Die SEUPB ist die Verwaltungsbehörde für die Programme Nord-

Süd-Interreg und PEACE.

14.5.2002
Ratifizierung der Euro-

päischen Charta der 
kommunalen Selbstver-
waltung (Inkrafttreten 

am 1.9.2002)
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Dezentralisierungsprozess: Italien
Geschichtlicher 
Überblick

Die Etappen des Dezentralisierungs- 
prozesses

1946
Referendum über die Staatsform: Abschaffung der Monarchie, Ausrufung 
der Italienischen Republik und Wahl der Konstituierenden Versammlung

1948
Inkrafttreten der italie-

nischen Verfassung

1951
Unterzeichnung des EGKS-Vertrags,  

Italien ist Gründungsmitglied.

1949
Italien tritt  

der NATO bei.

1955
Italien tritt  

der UNO bei.

1968-1983
Strategie der Spannung, Terroranschläge linksextremer und blutige  

Anschläge rechtsextremer Organisationen

1957
Unterzeichnung des EWG- und des Euratom-Vertrags in 

Rom, Italien ist Gründungsmitglied.

1970
„Südtirol-Paket“ zwischen  

Italien und Österreich

1978
Entführung und Ermordung des Parteivorsitzenden der Democra-

zia Cristiana und ehemaligen Ministerpräsidenten Aldo Moro

1984
Neues Konkordat zwischen der Italie-

nischen Republik und dem Vatikan

1993
Referendum über die Wahlsysteme der Abgeordnetenkammer und des Senats und anschließende Verabschiedung der Gesetze zur Reform 

des Wahlsystems der Abgeordnetenkammer (Gesetz Nr. 277/93) und des Senats (Gesetz Nr. 276/93) mit überwiegendem Mehrheitswahlrecht

1.11.1993
Inkrafttreten des Vertrags  

von Maastricht (EU-Vertrag)

1.5.1999
Inkrafttreten des Vertrags  

von Amsterdam

1.2.2003
Inkrafttreten des  

Vertrags von Nizza

29.10.2004
Unterzeichnung des Vertrags über eine 

Verfassung für Europa in Rom

1971
Gesetz Nr. 1102/1971: Schaffung von Berggemeinde-

verbänden (comunità montane).
Das italienische Parlament verabschiedet ein neues Statut 

der Region Trentino-Oberetsch, wodurch die beiden Provinzen 
Trient und Bozen zahlreiche Legislativbefugnisse erhalten, die 
bis dahin der Region und dem Zentralstaat vorbehalten waren. 
Neuerungen, die mit diesem Statut eingeführt wurden: Schutz 

nicht nur der deutschsprachigen, sondern auch der anderen 
Minderheiten (wie der Ladiner) auf dem Gebiet der Region. 

Hauptelemente des Autonomiesystems: Zweisprachigkeit 
und Proporz der Sprachgruppen bei Arbeitsplätzen im 

öffentlichen Dienst und beim Zugang zu einigen 
sozialen Vergünstigungen

1972 
und 1977
Übertragung 

von Ver-
waltungs-

befugnissen 
auf die 

Regionen 
mit Normal-

statut und 
die lokalen 
Gebietskör-
perschaften

1990
Gesetz Nr. 142/1990: 

Anerkennung des 
Autonomiestatuts der 

Gebietskörperschaften; 
Umverteilung der Zu-

ständigkeiten; Schaffung 
von Metropolregionen 

(Aree metropolitane) und 
Planung von Stadtverbän-
den (Città metropolitane, 
„Großstädte mit besonde-
rem Status“); Abschaffung 
der vorherigen Kontrolle 

der Maßnahmen der 
lokalen Gebietskör-

perschaften

1990
Gesetz 
Nr. 241/

1990 
über die 
Reform 

der 
öffentli-

chen 
Verwal-

tung

1993
Gesetz 
Nr. 81/
1993: 

Direkt-
wahl der 
Bürger-
meister 
und der 

Präsiden-
ten der 
Provin-

zen

1995
Gesetz 
Nr. 43/

1995 zur 
Ände-

rung des 
Gesetzes 
Nr. 108/

1968 
über die 

Regional-
räte

1997
Gesetz Nr. 59/
1997 („Gesetz 
Bassanini“): 

Übertragung von 
Verwaltungs-

funktionen und 
-aufgaben auf 
die Regionen, 
Gemeinden 

und Provinzen. 
Aufzählung der 
Verwaltungs-
befugnisse des 

Staates

1997
Gesetz Nr. 127/
1997 („Gesetz 
Bassanini II“): 

Änderungen 
an Aufbau und 
Arbeitsweise 

der Gebietskör-
perschaften und 

Vereinfachung der 
Kontrollverfahren 
für Maßnahmen 

der Gebietskörper-
schaften

1945/
1946

Schaffung der 
Autonomen 

Region Aosta-
tal und Verab-
schiedung des 
Sonderstatuts 
für Sizilien

1948
Verabschiedung 
der Statuten von 
vier Regionen 

mit Sonderstatut 
– Sizilien, 
Sardinien, 

Aostatal und 
Trentino-Ober-
etsch – durch 
Verfassungs-
gesetze (die 

unverzüglich in 
Kraft treten)

1953
Gesetz 

Nr. 62/1953 
zu den Verfas-
sungsbestim-
mungen und 
zur Funkti-

onsweise der 
Regionalor-
gane in den 

Regionen mit 
Normalstatut

1968
Gesetz 

Nr. 108/
1968 zur 

Festlegung 
des Wahl-
systems 
für die 

Regional-
räte der 

Regionen 
mit Nor-
malstatut

1970
erste 

Wahl der 
Regio-
nalräte 

der 
15 Regio-
nen mit 
Normal-

statut

1963
Schaffung eines Son-

derstatuts für die Region 
Friaul-Julisch Venetien (in 
diesem Statut wurden die 
Gleichberechtigung und 

Gleichbehandlung aller Bürger 
und die Achtung der jeweili-

gen ethnischen und kulturellen 
Eigenheiten der friaulisch-, 

der slowenisch- und der 
deutschsprachigen Bevölke-

rungsgruppe festgeschrieben); 
Schaffung der Region 
Molise als 15. Region 

mit Normalstatut

1999
Verfassungsgesetz Nr. 1/1999: Direktwahl der Präsidenten der Regionen mit 

Normalstatut und Stärkung des Autonomiestatus der Regionen.
Die Statuten der Regionen mit Normalstatut werden nicht mehr vom italienischen Parlament 
per Gesetz, sondern durch ein verstärktes Regionalverfahren verabschiedet; der Zentralstaat 

kann lediglich anschließend die Verfassungsmäßigkeit des Regionalstatuts vor dem Verfassungsge-
richtshof anzweifeln.

Gesetz Nr. 482/1999 mit Bestimmungen zum Schutz der alteingesessenen sprachlichen Minderheiten: 
Die Republik schützt die Sprache und Kultur der albanischen, katalanischen, deutschsprachigen, 

griechischen, slowenischen, kroatischen, französischsprachigen, frankoprovenzalischen, fri-
aulischen, ladinischen, okzitanischen und sardischen Minderheit. Dieses Gesetz ergänzt die 
Zweisprachigkeitsregelungen und den fortgeschrittenen Minderheitenschutz, die bereits in 

den Statuten der Autonomen Regionen Aostatal, Trentino-Südtirol und Friaul-Julisch 
Venetien enthalten sind.

1998
Legislativdekret (decreto 

legislativo) Nr. 112/1998 über 
die Verteilung der dem Zentralstaat 

vorbehaltenen und der den Regionen, 
Provinzen und Gemeinden zuzuweisen-

den Befugnisse nach einzelnen Bereichen. 
Durch das Gesetz Nr. 128/1998 erhalten 
auch die Regionen mit Normalstatut die 
Befugnis, EU-Richtlinien umzusetzen 

in Bereichen, für die sie aus-
schließlich oder konkurrie-

rend zuständig sind.

1948
Mit Inkrafttreten der Verfas-
sung werden 14 Regionen mit 
Normalstatut und mit eigenen 

oder konkurrierenden Legislativ-
befugnissen (die jedoch erst ab 

1970 zu funktionieren beginnen) 
sowie die fünf Regionen mit 

Sonderstatut eingeführt.

1944 
„Einheits-

text“ (Konso-
lidierung) der 
Bestimmun-
gen über die 

Rechtsstellung 
der Gebiets-
körperschaf-

ten

2001
Verfassungsgesetz Nr. 3/2001 zur Reform von Titel V 

der Verfassung; darin werden die Gesetzgebungsbefugnisse 
zwischen dem Staat und den Regionen mit Normalstatut aufgeteilt. 

Das neue Verfassungsgesetz legt fest, in welchen Bereichen die Regionen 
bzw. der Staat ausschließliche Gesetzgebungsbefugnisse haben, und zählt 17 
Bereiche auf, in denen sie konkurrierende Gesetzgebungsbefugnisse haben, 

d. h., die Regionen müssen bei ihrer Rechtsetzung die vom Staat festgelegten 
Grundprinzipien beachten. Die Regionen haben das Recht, Außenpolitik 
zu betreiben. Die Autonomen Provinzen Trient und Bozen erhalten eine 

ausdrückliche verfassungsmäßige Anerkennung. Die Unterschiede 
zwischen Regionen mit Normalstatut und Regionen mit Sonder-

statut werden abgeschwächt.

2004
Neue Regionalstatuten (in Arbeit 

oder bereits verabschiedet; der Staat hat 
die Verfassungsmäßigkeit einiger dieser 

Statuten angezweifelt).
Vorschlag einer Verfassungsreform, in erster 
Lesung von beiden Kammern verabschiedet 

und derzeit in zweiter Lesung vom Senat 
beraten; darin wird u. a. eine bundesstaat-

liche Zusammensetzung des Senats 
vorgesehen).

2005
Gesetz zur Re-

form des Gesetzes 
86/1989 mit allge-
meinen Bestim-
mungen über die 

Teilnahme Italiens 
am EU-Rechtset-
zungsprozess und 
an den Verfahren 
zur Durchführung 
der EU-Verpflich-

tungen

2001
Verfassungsgesetz 

Nr. 2/2001: Ausdehnung 
der allgemeinen Direktwahl 
der Präsidenten der Regio-
nen auf die Regionen mit 
Sonderstatut und Ausdeh-

nung der Selbstverwaltung.
Die Region Aostatal und 
die xAutonome Provinz 
Bozen-Südtirol behalten 
das bisherige Wahlsys-

tem bei.

2003
Gesetz 

Nr. 131/2003 
(„Gesetz La 

Loggia“) 
mit Bestim-
mungen zur 

Anpassung der 
Staatsordnung 
an die Reform 
von Titel V der 

Verfassung.

2000
Legislativdekret 

Nr. 267/2000: konso-
lidierter Einheitstext 
der Gesetze über die 

Gebietskörperschaften; 
danach können innerhalb 

von Metropolregionen 
(Aree metropolitane) 
Stadtverbände (Città 

metropolitane) gebildet 
werden, und es werden 
Inselgebiete (die auch 
Archipele umfassen 

können) einge-
führt.

Präsident der Republik Ministerpräsident

Regierung

Ministerien Innenminister

Parlament
Senat der Republik: 315 für fünf Jahre in allgemeiner 
und direkter Wahl gewählte Mitglieder (75 % nach 
Mehrheitswahlrecht auf regionaler Basis; Gesetz Nr. 
276/1993), fünf vom Präsidenten der Republik ernannte 
Senatoren auf Lebenszeit (Artikel 59 der Verfassung) 
sowie die ehemaligen Präsidenten der Republik

Abgeordnetenkammer: 630 Mitglieder, für fünf Jahre 
in allgemeiner und direkter Wahl gewählt (75 % nach 
Mehrheitswahlrecht und 25 % nach Verhältniswahl-
recht; Gesetz Nr. 277/1993)

15 Regionen (Regioni) mit Normalstatut, fünf Regionen mit Sonderstatut  
und zwei Autonome Provinzen Bozen und Trient

Die Organe der Region sind: der Regionalrat (Consiglio regionale), der Regionalausschuss (Giunta regionale) und 
dessen Vorsitzender, der Präsident der Region ist. Der Regionalrat übt die Legislativbefugnisse der Region aus. Der 

Regionalausschuss ist das Vollzugsorgan der Region und wird vom Präsidenten der Region ernannt und abgesetzt; der 
Präsident der Region kann auch Personen zu Mitgliedern des Regionalausschusses ernennen, die nicht dem Regional-

rat angehören. Der Präsident der Region wird in allgemeiner und direkter Wahl gewählt, sofern das Regionalstatut 
nichts Gegenteiliges bestimmt; er vertritt die Region und verkündet die Regionalgesetze und -verordnungen. 

Regionalrat (Consiglio Regionale)
wird gemäß den in den jeweiligen Regionalgesetzen festgelegten Modalitäten gewählt (Gesetz Nr. 165/2004). Sofern 

keine solchen erlassen wurden, findet das bisherige System weiterhin Anwendung: 80 % der Mitglieder werden in 
allgemeiner und direkter Wahl mit Verhältniswahlrecht auf der Grundlage von Provinzlisten gewählt, 20 % in allge-

meiner und direkter Wahl mit Mehrheitswahlrecht auf der Grundlage von Regionallisten (Gesetz Nr. 43/1995, Artikel 
1). Der Regionalrat hat Legislativ- und Kontrollbefugnis. Seine Mitglieder wählen seinen Vorsitzenden aus ihrer 

Mitte; dieser leitet die Arbeiten.

Die Regionen mit Sonderstatut und die Autonomen Provinzen 

verfügen je nach ihrem Sonderstatut, das durch Verfassungsgesetz verab-
schiedet wurde, über besondere Formen und Arten von Autonomie. Insbe-
sondere kann ein Präsident einer Region mit Sonderstatut dem Ministerrat 

angehören.

104 Provinzen (Province) mit Ausnahme von Aosta (einzige Provinz der Region Aostatal), deren Aufgaben als Provinz 
von der Regionalverwaltung wahrgenommen werden, sowie die Autonomen Provinzen Trient und Bozen.

Provinzrat (Consiglio provinciale): Mitglieder in 
allgemeiner und direkter Wahl gewählt; besitzt 

lediglich eine allgemeine politische Richtlinien-
funktion; Beschlussfassungsorgan; billigt den 

Haushaltsvoranschlag und den Haushaltsabschluss

Provinzausschuss (Giunta provinciale): 
Vollzugsorgan der Provinz, weitgehende 

Zuständigkeiten für die Umsetzung der vom 
Provinzrat festgelegten Leitlinien

Präsident der Provinz: in 
allgemeiner und direkter 

Wahl gewählt

Präfektur (Prefettura) 
Regierungsamt auf Provinzebene (Legislativdekret 29/2004), 

vertritt die Regierung auf Provinzebene. Der Präfekt (Prefetto) 
ist für die öffentliche Sicherheit und Ordnung sowie für Dring-

lichkeitsmaßnahmen zuständig; der Präfekt in der Regional-
hauptstadt ist gleichzeitig Vertreter des Staates, was die Bezie-
hungen zum lokalen Selbstverwaltungssystem anbelangt. Der 
zum Leiter des Regierungsamtes auf Provinzebene ernannte 
Präfekt untersteht verwaltungsmäßig dem Innenministerium, 

aufgabenmäßig jedoch der gesamten Regierung. In der Region 
Aostatal werden die Aufgaben des Präfekten vom Präsidenten 

der Region wahrgenommen.

8100 Gemeinden (Comuni)
Gemeinderat (Consiglio comuna-
le): in Gemeinden mit weniger als 
15 000 Einwohnern in allgemeiner 
und direkter Wahl nach dem Mehr-
heitswahlrecht gewählt; in Gemein-
den ab 15 000 Einwohnern nach 
dem Verhältniswahlrecht gewählt; 
hat allgemeine Zuständigkeiten und 
genehmigt die Haushaltspläne; 
Beschlussfassungsorgan.

Gemeindeausschuss  
(Giunta comunale): vom 
Bürgermeister ernannt, der 
ihm einige seiner Befug-
nisse abtritt und aufgrund 
der vom Gemeinderat 
festgelegten Leitlinien 
handelt.

Bürgermeister: In Gemeinden mit bis zu 15 000 Einwohnern 
wird der Bürgermeister in allgemeiner und direkter Wahl nach 
dem Mehrheitswahlrecht gewählt (bei Stimmengleichheit 
Stichwahl zwischen den beiden Kandidaten mit den meisten 
Stimmen); in Gemeinden mit mehr als 15 000 Einwohnern 
wird der Bürgermeister in allgemeiner und direkter Wahl mit 
absoluter Mehrheit der gültigen Stimmen gewählt. Wenn kein 
Kandidat die absolute Mehrheit erhält, findet ein zweiter 
Wahlgang statt (Gesetz Nr. 81/1993, Artikel 5 und 6).

14 Metropolregionen 
(Aree metropolitane) 

eingeführt durch das Gesetz Nr. 
142/1990. Ihre Befugnisse sind im 
Legislativdekret Nr. 267/2000 fest-
gelegt. Fünf dieser Metropolregio-
nen werden von den Regionen mit 
Sonderstatut festgelegt (Legislativ-
dekret Nr. 267/2000, Artikel 22).

Berggemeindeverbände (Comunità montane), 
mit dem Gesetz Nr. 1102/1971 geschaffen. Die 
Berggemeindeverbände bestehen aus Bergge-
meinden und Gemeinden, die nur zum Teil in 

Berggebieten liegen. Sie können sich auch 
über mehrere Provinzen erstrecken. Die Mit-
glieder des Berggemeinderates werden von 
den Gemeinderäten der beteiligten Gemein-
den gewählt. Der Berggemeindeverband ist 
eine offizielle lokale Gebietskörperschaft in 
Form eines Gemeindeverbands. Der Bergge-

meinderat ernennt den Berggemeindeaus-
schuss und den Berggemeindepräsidenten 
(Legislativdekret Nr. 267/2000, Artikel 27 

und 28).

Das Parlament und eine Delegation von Regional-
räten wählen den Präsidenten der Republik.

ernennt ernennt

ernennt

Die Regierung benötigt das Vertrauen des Parlaments.

kontrolliert die Maßnahmen der Regierung

Kontrollinstanz

Zuständigkeiten

Zuständigkeiten des Staates
Gemäß dem neuen Artikel 117 der Verfassung hat der Staat die ausschließliche Gesetzge-
bungsbefugnis in folgenden Bereichen:
Außenpolitik und internationale Beziehungen des Staates, Beziehungen des Staates zur 
Europäischen Union, Asylrecht und Rechtsstellung von Nicht-EU-Bürgern; Zuwanderung; 
Beziehungen des Staates zu den religiösen Konfessionen; Verteidigung und Streitkräfte; 
Währung, Schutz der Spartätigkeit und Kapitalmärkte, Steuersystem und Finanzausgleich; 
Staatsorgane, Wahlen zum Europäischen Parlament; Staatsordnung und -verwaltung; öf-
fentliche Ordnung und Sicherheit; Staatsbürgerschaft und Personenstand; Straf-, Zivil- und 
Verwaltungsjustiz; Festlegung der Mindestniveaus bei Leistungen im Rahmen der bürgerli-
chen und sozialen Rechte; allgemeine Vorschriften im Bildungsbereich und der sozialen 
Sicherheit; Wahlgesetzgebung, Organe und Hauptaufgaben der Gemeinden, Provinzen und 
Stadtverbände; Zoll; Koordinierung des Statistik- und Informatiksystems; Umwelt und 
Kulturgüter.

In einigen anderen Bereichen, die in Artikel 117 aufgezählt sind, übt der Staat ferner eine 
konkurrierende Gesetzgebungsbefugnis mit den Regionen aus (s. u.).
Der Staat kann seine Regelungsbefugnis nur in den Bereichen ausüben, in denen er über 
ausschließliche Gesetzgebungsgewalt verfügt, außer wenn er diese Befugnis an die Regio-
nen delegiert (Artikel 117 Ziffer 6).
Um die Koordinierung zwischen den verschiedenen Regierungs- und Verwaltungsebenen 
zu verbessern, wurden folgende Organe geschaffen:
•   Konferenz Staat–Regionen (per Dekret des Ministerpräsidenten (DPCM) vom 12. Okto-

ber 1983);
•   Ständige Konferenz Staat–Städte und lokale Gebietskörperschaften (per DPCM von 

2. Juli 1996);
•   Vereinigte Konferenz (Konferenz Staat–Regionen und Ständige Konferenz Staat–Städte 

und lokale Gebietskörperschaften) (per Legislativdekret Nr. 281/1997 unter Anwendung 
von Artikel 9 des Gesetzes Nr. 59/1997).

Zuständigkeiten der Regionen
Die Regionen können ihr eigenes Statut verabschieden (Artikel 123 der Verfassung).
Gemäß Artikel 117 Absatz 4 der Verfassung haben die Regionen die ausschließliche Ge-
setzgebungsgewalt in sämtlichen Bereichen inne, die nicht ausdrücklich dem Staat vorbe-
halten sind und nicht unter die konkurrierenden Befugnisse fallen.
Artikel 117 Absatz 3 sieht eine Reihe von Bereichen mit konkurrierenden Befugnissen vor, 
in denen sich der Staat auf die Vorgabe von Grundprinzipien beschränkt:
Internationale Beziehungen und Beziehungen zur Europäischen Union; Außenhandel; 
Arbeitsschutz und -sicherheit; Schulwesen; wissenschaftliche Forschung; Gesundheits-
schutz; Ernährung; Sportgesetzgebung; Zivilschutz; Raumordnung; Häfen und Zivilflug-
häfen; Aufwertung der Kultur- und Umweltgüter; große Verkehrs- und Schifffahrtsnetze; 
Energie; Ergänzungsvorsorge usw.
Die Regionen sowie die Autonomen Provinzen Trient und Bozen verfügen auch über 
„horizontale“ Befugnisse, die sie in ihren Befugnisbereichen unter Achtung der vom Staat, 

der Substitutionsgewalt besitzt, vorgegebenen Verfahrensnormen ausüben können (Artikel 
117 Absatz 5):
•   Beteiligung an Entscheidungen, die auf die Bildung normativer Gemeinschaftsakte 

abzielen;
•   Umsetzung und Ausführung internationaler Abkommen und der Akte der Europäischen 

Union.
Auf Ersuchen einer Region oder Autonomen Provinz und in deren Zuständigkeitsbereich 
hat die Regierung vor dem EuGH ein Klagerecht gegen Gemeinschaftsakte. Sie ist zur 
Klage verpflichtet, wenn die Konferenz Staat–Regionen dies mit absoluter Mehrheit der 
Regionen und Autonomen Provinzen fordert (Artikel 5 des Gesetzes Nr. 131/2003).
Die Regelungsbefugnis liegt in allen Bereichen, die nicht unter die ausschließliche Befug-
nis des Staates fallen, bei den Regionen (Artikel 117 Absatz 6 der Verfassung).
Artikel 123 der Verfassung gestattet den Regionen die Bildung eines Rates der lokalen 
Gebietskörperschaften (mit beratender Funktion).

Zuständigkeiten der Provinzen
Die Provinzen können ihr eigenes Statut verabschieden (Artikel 6 des Legislativdekrets 
Nr. 267/2000).
Die Provinzen sind hauptsächlich für die dezentrale Wahrnehmung staatlicher Aufgaben 
zuständig, jedoch auch für suprakommunale örtliche Verwaltungsaufgaben.
Die Provinz nimmt gesetzgeberische Aufgaben in folgenden Bereichen wahr:
•  Raumordnung
•  Umweltschutz
•  Zivilschutz
•  Schutz der Wasser- und Energievorkommen
•  Pflege von Kulturgütern
•  Straßen- und Verkehrswesen

•  Schutz von Flora und Fauna
•  Naturparks und -reserven
•  Jagd und Fischerei in Binnengewässern
•  Arbeitsvermittlung
•  Schulwesen
•  Datenerhebung und -verarbeitung
•  verwaltungstechnische Unterstützung der lokalen Gebietskörperschaften
•  lokale Wirtschaftsentwicklung
•  soziale und territoriale Planung
Die Provinzen besitzen eine Regelungsbefugnis für die Organisation und Durchführung 
ihrer Aufgaben (Artikel 117 Absatz 6 der Verfassung).

Zuständigkeiten der Gemeinden
Die Gemeinden können ihr eigenes Statut verabschieden (Artikel 6 des Legislativdekrets 
Nr. 267/2000).
Die Verwaltungsaufgaben obliegen nach dem Subsidiaritätsprinzip den Gemeinden (Arti-
kel 118 der Verfassung), außer wenn sie zur Gewährleistung ihrer einheitlichen Ausfüh-
rung auf die Provinzen, Stadtverbände, Regionen oder den Staat übertragen werden.
Gemäß Artikel 13 des Legislativdekrets Nr. 267/2000 nehmen die Gemeinden folgende 
Aufgaben wahr:
1.  Aufgaben im Bereich personenbezogener Dienstleistungen (Beispiele):
•  Fürsorge für Personen und die Gemeinschaft
•   mit dem Erziehungswesen zusammenhängende Dienstleitungen (Kantinen, Schulbusse, 

Unterstützung für Behinderte)
•  Kinderkrippen, Kindergärten
•  Kultur (Museen, Ausstellungsräume, Kulturinitiativen, Theater)
2.  Aufgaben der Verwaltung des Gemeindegebiets (Beispiele):
•   Städtebau, Instandhaltung der Gemeindestraßen
•  Organisation des örtlichen Verkehrs
•  Wohnungen
•  Erstellung von Handelsplänen

•  Umwelt und Abfallwirtschaft
•  Verwaltungspolizei
•  Kataster
3.  Aufgaben zur Unterstützung der Wirtschaftsentwicklung und der Produktionstätigkeit 
(Beispiele):
•  Planung und Regelung gewerblicher Aktivitäten
•  Einrichtung und Verwaltung von Industrie- und Gewerbegebieten
•   Planung, Durchführung und Verwaltung der öffentlichen Dienste auf lokaler Ebene
Im Rahmen der Bereiche, die unter die Zuständigkeit des Staates fallen, nimmt die Ge-
meinde folgende Verwaltungsaufgaben wahr (Artikel 14 des Legislativdekrets Nr. 267/
2000):
•  Wahlen
•  Personenstand
•  Wehrdienst
•  Statistik
•  Standesamt
Die Gemeinden besitzen eine Regelungsbefugnis für die Organisation und Durchführung 
der ihnen übertragenen Aufgaben (Artikel 117 Absatz 6 der Verfassung).

Zuständigkeiten der Berggemeindeverbände
Die Berggemeindeverbände sind für die Entwicklung der Berggebiete zuständig. Sie üben eigene, 
ihnen übertragene Aufgaben aus und sind an der Erfüllung der Gemeindeaufgaben beteiligt (Einheits-
text Nr. 267/2000, Artikel 27 Absatz 1, und Gesetz Nr. 131/2003, Artikel 7 Absatz 1). Die Berggemein-
deverbände haben die ihnen per Gesetz übertragenen Aufgaben und sind für die von der EU oder in 
Staats- oder Regionalgesetzen festgelegten Sondermaßnahmen zugunsten der Berggebiete zuständig 

(Einheitstext Nr. 267/2000, Artikel 28 Absatz 2). Die Berggemeindeverbände verabschieden Mehrjah-
respläne für Bauarbeiten und sonstige Maßnahmen und bestimmen die geeigneten Instrumente zur 
Verfolgung der sozioökonomischen Entwicklungsziele, einschließlich jener der EU, des Staates und der 
Region (Einheitstext Nr. 267/2000, Artikel 28 Absatz 3).
Die Berggemeindeverbände sind befugt, sich ein Statut zu geben und Vorschriften zu erlassen (Gesetz 
Nr. 131/2003, Artikel 4 Absatz 5).

Rolle der Gebietskörper-
schaften im europäischen 
Einigungsprozess und bei 
den grenzüberschreiten-
den Beziehungen  
(anhand von Beispielen)

1972
Arbeitsgemein-
schaft ARGE-

ALP (Zentralal-
penregionen 

Deutschland/Ita-
lien/Österreich/
Schweiz): grenz-
überschreitende 
Zusammenarbeit

1978
Arbeitsgemeinschaft 

Alpen-Adria (Ostalpen-
regionen Deutschland/

Italien/Österreich/Sloweni-
en/Ungarn/Schweiz/Kroa-
tien): Zusammenarbeit im 

Rahmen der regionalen 
Selbstverwaltung, Regio-

nalplanung

1980
Europäisches Rahmen-

übereinkommen von 
Madrid über die grenz-

überschreitende Zu-
sammenarbeit zwischen 
Gebietskörperschaften

April 1982
Arbeitsge-

meinschaft der 
Westalpenregio-
nen (Frankreich/

Schweiz/Ita-
lien): grenz-

überschreitende 
Zusammenarbeit

1988
Start des Projekts „Vier 
Motoren für Europa“: 

Zusammenarbeit 
zwischen der Lombar-
dei, Katalonien, Ba-

den-Württemberg und 
Rhône-Alpes

1989
Gesetz „La Pergola“ Nr. 86/1989 über die Beteiligung 

Italiens am EU-Rechtsetzungsprozess und an den Verfah-
ren zur Erfüllung der gemeinschaftlichen Verpflichtungen 

durch das neue „Gemeinschaftsgesetz“.
Erstmals erhalten (nur) die Regionen mit Sonderstatut das 
Recht, EU-Empfehlungen und -Richtlinien umzusetzen.

1990
Gründung der gemischt-
wirtschaftlichen Gesell-
schaft Menton-Ventimi-
glia (Frankreich/Italien): 

Ausbau gemeinsamer 
Initiativen und der 

grenzüberschreitenden 
Zusammenarbeit

11.5.1990
Ratifizierung der 

Europäischen Charta 
der kommunalen 
Selbstverwaltung 

(am 1.9.1990 in Kraft 
getreten)

1994
Gesetz vom 22.2.1994 
über die Erfüllung der 

Verpflichtungen, die sich 
aus der Zugehörigkeit 

Italiens zu den Europä-
ischen Gemeinschaften 

ergeben

31.3.1994
Dekret des Präsidenten 
der Republik: Leitlinien 
und Koordinierung der 

auswärtigen Beziehungen 
der Regionen und Auto-

nomen Provinzen

1996
Durch das Gesetz 
Nr. 52/1996 erhal-
ten die Regionen 
die Möglichkeit, 

Verbindungsbüros 
bei den EU-Institu-
tionen zu eröffnen.

2003
Laut Gesetz Nr. 131/2003 können die Regionen an den Arbeiten 
des Rates der EU und an den Ausschüssen und Arbeitsgruppen 
des Rates und der Kommission teilnehmen. Den nationalen De-
legationen im Rat kann ein Vertreter der Regionen vorstehen.
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Dezentralisierungsprozess: Lettland
Geschichtlicher 
Überblick

Bis 1914
Lettische Provinzen unter Verwaltung  

des Zarenreichs

1914
Erster Weltkrieg, Lettland kämpft  

an der Seite Russlands.

3.3.1918
Vertrag von Brest-Litowsk; Russland tritt die drei 

baltischen Staaten an Deutschland ab.

18.11.1918
Unabhängigkeit Lettlands;  

Karlis Ulmanis Ratspräsident

23.6.1919
Versailler Vertrag; Deutschland  

räumt die baltischen Staaten.

11.8.1920
Frieden von Riga; Sowjetunion erkennt  

die Unabhängigkeit Lettlands an.

15.2.1922
Annahme einer neuen parlamentarischen 

Verfassung (Satversme)

5.2.1932
Sowjetisch-lettischer  

Nichtangriffspakt

15.5.1934
Staatsstreich durch Ministerpräsident  

Karlis Ulmanis

12.9.1934
Baltische Entente  

mit Estland und Litauen

5.10.1939
Sowjetisch-lettischer Beistandspakt; Einrichtung 

sowjetischer Militärstützpunkte

23.8.1939
Deutsch-sowjetischer Pakt (Molotow-Ribbentrop) und gehei-
mes Zusatzprotokoll über die Interessensphären der UdSSR 

und des Deutschen Reiches in den östlichen Ländern

5.8.1940
Ausrufung der Sozialistischen  

Sowjetrepublik Lettland (SSRL)

17.6.1940
Sowjetische Panzer  
dringen in Riga ein.

1944-1991
Sozialistische 

Republik

17.6.1941-10.1944
Besetzung durch Deutschland; Lettland 
stellt sich an die Seite Deutschlands, um 

dem sowjetischen Joch zu entrinnen.

3.3.1991
Volksabstimmung über die  

Unabhängigkeit (73,7 % Ja-Stimmen)

4.5.1990
Der Oberste Sowjet Lettlands  

stimmt für die Unabhängigkeit.

21.8.1991
Unabhängigkeit Lettlands und der beiden anderen 

baltischen Staaten

4.5.1991
Ausrufung der 

Unabhängigkeit Lettlands

17.9.1991
Beitritt  

zur UNO

6.9.1991
Anerkennung der Unabhängigkeit Lettlands durch 

die internationale Gemeinschaft

14.2.1994
Beitritt zur Nato-Partnerschaft  

für den Frieden

6.3.1992
Gründungsmitglied  
des Baltischen Rates

9.5.1994
Assoziiertes  

Mitglied der WEU

1998
Weitgehende Änderun-

gen der Verfassung

1.2.2003
Inkrafttreten des  

Vertrags von Nizza

20.9.2003
Volksabstimmung über den EU-

Beitritt (67 % Ja-Stimmen)

1.5.2004
Beitritt zur  

Europäischen Union

30.4.1994
Abzug der russischen 

Truppen

31.1.1995
Beitritt  

zum Europarat

8.7.1999
Vaira Vīķe-Freiberga wird 
Präsidentin der Republik.

16./17.4.2003
Unterzeichnung des Bei-

trittsvertrags in Athen

29.10.2004
Unterzeichnung des Vertrags über eine 

Verfassung für Europa

Die Etappen des Dezentralisierungsprozesses

24.5.1994
Gesetz (Vestnesis) 

Nr. 61 über die loka-
len Gebietskörper-

schaften

1994
Wahlgesetz für die 
Kreise, Großstädte 

und Städte

1995
Gesetz über die 

Kommunalhaushalte

1997
Änderung der Zusam-

mensetzung der Bezirksrä-
te; sie bestehen nunmehr 
aus gewählten Vertretern 

der Kommunen.

30.10.1998
Gesetz (Vestnesis) 

Nr. 322 über die terri-
toriale Verwaltungs-

reform
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Präsident der Republik 
für vier Jahre vom Saeima (lettisches Parlament) in ge-
heimer Wahl mit absoluter Mehrheit gewählt; er kann 

höchstens einmal wiedergewählt werden.
Einkammerparlament (Saeima) (Legislative)

100 in allgemeinen und direkten Wahlen nach dem Verhältniswahlrecht für eine vierjäh-
rige Mandatsperiode gewählte Mitglieder

Regierung (Exekutive)
Der Staatspräsident nominiert den Kandidaten für den Posten des Ministerpräsidenten und 

ersucht Minister um ihre Teilnahme an der Regierung. Wenn der Kandidat für den Posten des 
Ministerpräsidenten dem Saeima die Liste der an der Regierung beteiligten Minister mitsamt 
dem Regierungsprogramm vorgelegt und der Saeima ihm das Vertrauen ausgesprochen hat, 
treten der Ministerpräsident und das Regierungskabinett ihr Amt an und beginnen mit der 

Führung der Regierungsgeschäfte.

Ministerpräsident
Stellvertretende(r) 

Ministerpräsident(en); vom 
Ministerpräsidenten ernannt

Minister; vom 
Ministerpräsidenten 

ernannt

Staatlicher  
Rechnungshof  
(Exekutive). Unab-

hängige Rechnungs-
prüfung. Die staatli-

chen Rechnungs-
prüfer werden vom 

Saeima ernannt.

Verfassungsgericht (Judikative)

setzt sich aus sieben Richtern zusammen, von denen drei vom Saei-
ma, zwei von der Regierung und zwei vom Plenum des Obersten 

Gerichtshofes bestätigt werden; prüft die Verfassungskonformität 
von Gesetzen

Gerichtswesen mit 
drei Instanzen. Die 
Richter werden vom 

Saeima ernannt.

26 Bezirke (Rajons)

Bezirksrat, der sich aus den Vorsitzenden der kommunalen 
Verwaltungsräte zusammensetzt (Räte der Städte, ländlichen 

Gemeinden und der Verbundsgemeinden (Novads).

Ratsvorsitzender; von den Ratsmitgliedern aus ihrer Mitte 
gewählt

Sieben freie Städte 

füllen sowohl lokale wie regionale 
Verwaltungsfunktionen aus.  

Sie stehen außerhalb der 
Bezirksverwaltung.

530 Städte und Gemeinden, darunter sieben Freie Städte, 53 Städte und 444 Landgemeinden (pagasts)  
und 26 Verbundsgemeinden (novads).

Kommunale Exekutive; in allgemeiner und direkter  
Wahl nach dem Verhältniswahlrecht für vier Jahre gewählt

Vorsitzender des Rates; für vier Jahre von der kommunalen  
Exekutive gewählt

wählt

Die Regierung ist dem Saeima gegenüber verantwortlich.
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Der Staat hat die Rechtsetzungsbefugnis in sämtlichen Bereichen. Im Bereich der Regionalpolitik ist die Regierung gehalten, die Vertreter 
der lokalen Gebietskörperschaften vor der Annahme jeglicher Entscheidung, die sich auf diese auswirken, zu konsultieren.

•   Aufrechterhaltung der öffentlichen Ord-
nung

•   Raumplanung
•   Verwaltung der öffentlichen Versorgung:
    −  Energie
    −  Telekommunikation
    −  Post
    −  Eisenbahn
•   Infrastruktur für den Transport

•   Wohnungspolitik
•   Wirtschaftspolitik und wirtschaftliche 

Entwicklung
•   Höhere Bildung (Lehrergehälter) und 

Wissenschaft
•   Gesundheitswesen
•   Sozialhilfe
•   Kultur
•   Umwelt

•   Zivilschutz
•   Steuern
•   Außenpolitik
•   Verteidigung

Die Bezirksebene (Rajons)

Die Bezirksregierung sorgt über den Bezirksrat dafür, dass die gesetzlich vorgeschriebenen Funktionen bzw. die an die lokalen Gebietskör-
perschaften delegierten Aufgaben erfüllt werden, unter Wahrung der Interessen des Staates und der Bewohner des jeweiligen Gebietes.

•   Katastrophenschutz
•   öffentliche Verkehrsmittel
•   Vertretung der Selbstverwaltungen bei der Bezirkskrankenversicherung
•   Weiterbildung des pädagogischen Personals

Die Bezirksregierungen haben gesetzlich reglementierte legislative Rechte (das Recht, verbindliche Verordnungen zu erlassen).

Die sieben Freien Städte mit Sonderstatus verfügen über die Befugnisse der regionalen und der lokalen Ebene.

Die kommunalen Selbstverwaltungen haben gesetzlich reglementierte legislative Rechte (das Recht, verbindliche Verordnungen zu erlassen).

•   Standesamt
•   Aufrechterhaltung der öffentlichen Ord-

nung
•   Grundbuchdienste
•   Raumplanung
•   Pflege öffentlicher Anlagen
•   Zivilschutz
•   Umwelt

•   Verwaltung der öffentlichen Versorgung
    − Heizung
    −  Wasserversorgung und -bewirtschaf-

tung
    − Haushaltsabfälle
•   Beleuchtung öffentlicher Wege
•   Straßen
•   Friedhöfe
•   Wohnungswesen

•   wirtschaftliche Entwicklung und Wirt-
schaftspolitik

•   Bildungswesen (vorschulische Erziehung, 
Grundschule, Sekundarstufe I)

•   Sicherstellung der Gesundheitsversor-
gung

•   Krankenhäuser
•   Sozialhilfe
•   Kultur

Rolle der Gebietskörperschaften im 
europäischen Einigungsprozess und bei 
den grenzüberschreitenden Beziehungen 
(anhand von Beispielen)

5.12.1996
Unterzeichnung der „Europäischen Charta der regionalen 
Selbstverwaltung“ des Europarates (seit 1.4.1997 in Kraft)

16.10.1998
Verabschiedung des Gesetzes zu dem „Europäischen Rah-

menübereinkommen über die grenzüberschreitende Zusam-
menarbeit zwischen Gebietskörperschaften oder Behörden 
und seiner Zusatzprotokolle“ (seit dem 22.10.1998 in Kraft)

Die kommunalen Selbstverwaltungen verfügen jeweils über einen eigenen Haushalt und über Eigentum, getrennt von der nationalen  
und regionalen Ebene.



EUROPÄISCHE UNION

Ausschuss 
der 

Regionen

EUROPÄISCHE UNION

Ausschuss 
der 

Regionen

Direktion Beratende Arbeiten
Referat für Politik-Analysen, Studien und interinstitutionelle Planung des Legislativprogramms

Rue Belliard 101 — B-1040 Brüssel
Tel. (32-2) 282 22 11 — Fax (32-2) 282 23 30

Q
G
-69-05-731-D

E-C

Dezentralisierungsprozess: 
Litauen

CoR – Studien – 1/2005 – 20 

Brüssel, Januar 2005



�

 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

  

Dezentralisierungsprozess: Litauen
Geschichtlicher 
Überblick

Die Etappen des Dezentralisierungsprozesses

16.2.1918
Unabhängigkeits- 

erklärung

2.11.1918
Litauen  

wird Republik.

12.7.1920
Freundschaftsvertrag zwischen Litauen und der 

UdSSR, die die litauische Unabhängigkeit anerkennt

10.1.1920
Sonderstatus für das Memelgebiet (Klaipeda) 
aufgrund des Versailler Vertrags (Artikel 99)

20.4.1920
Pilsudskis Polen annektiert  

die Hauptstadt Vilnius.

1.8.1922
Annahme einer Verfassung, die ein modernes politisches System 
und die demokratische Struktur der Zivilgesellschaft begründet

1923-1932
Der Völkerbund entscheidet bezüglich Vilnius’ zugunsten 

Polens; Litauen erkennt die Entscheidung nicht an.

8.5.1924
Vertrag zwischen dem Völkerbund und Litauen („Memelkonvention“), der aus 
dem Memelgebiet (Klaipeda) ein autonomes Gebiet im litauischen Staat macht

15.5.1928
Annahme einer 

neuen Verfassung

12.5.1938
Letzte Verfassung der  

Zwischenkriegszeit angenommen

22.3.1939
Deutsches Ultimatum zur Rückgabe  

des Memelgebiets (Klaipeda); Litauen nimmt 
das Ultimatum an.

20.5.1939
Litauen wird vertraglich eine freie 

Zone um Memel (Klaipeda) gestattet.

10.10.1939
Sowjetisch-litauischer Nichtangriffspakt. Rückgabe Vilnius‘ durch die Sowjetu-
nion im Austausch gegen die Errichtung von sowjetischen Militärstützpunkten

15.6.1940
Einmarsch der  

sowjetischen Truppen

21.7.1940
Erzwungene Ausrufung der 
Litauischen Sowjetrepublik

3.8.1940
Annexion Litauens durch  

die Sowjetunion

23.8.1987
Erste massive Protestaktion in Vilnius gegen das gehei-

me Zusatzprotokoll des Molotow-Ribbentrop-Paktes

23.8.1989
Baltische Kette 

(Solidaritätsaktion)

11.3.1990
Annahme des Gesetzes zur Wiederherstellung  

der Unabhängigkeit Litauens durch den Obersten Rat  
der Republik Litauen

9.2.1991
Volksabstimmung über die Unab-
hängigkeit (90,4 % Ja-Stimmen)

11.2.1991
Island ist das erste Land, das 
die litauische Unabhängigkeit 

de jure anerkennt.

23.8.1991
Verbot der  

KP Litauens

27.8.1991
Litauen wird von den  

Europäischen Gemein- 
schaften anerkannt.

14.5.1993
Beitritt  

zum Europarat

12.6.1995
Assoziationsabkommen  

zwischen der EU und Litauen

21.11.2002
Litauen wird zu Verhand-

lungen über die NATO-Mit-
gliedschaft eingeladen.

16.4.2003
Unterzeichnung des  

Beitrittsvertrags in Athen

10./11.5.2003
Volksabstimmung  

über den EU-Beitritt  
(89,5 % Ja-Stimmen)

1.5. 2004
Beitritt zur  

Europäischen Union

11.11.2004
Ratifizierung des Vertrags über eine Ver-
fassung für Europa durch das Parlament 

(Seimas) der Republik Litauen

17.9.1991
Beitritt  

zur UNO

25.10.1992
Annahme einer neuen 

Verfassung

27.1.1994
Beitritt zur Partnerschaft  

für den Frieden mit der NATO

1.2.1998
Litauen wird offiziell 
ein mit der EU assozi-

iertes Land.

1.2.2003
Inkrafttreten des Ver-

trags von Nizza

26.3.2003
Unterzeichnung des Beitrittsproto-
kolls zum Vertrag von Washington

29.3.2004
NATO- 

Mitgliedschaft

29.10.2004
Unterzeichnung des Vertrags über eine 

Verfassung für Europa

25.10.1992
Annahme der neuen 

litauischen Verfassung, die 
die Schaffung einer zentralen, 

regionalen und lokalen Verwal-
tungsstruktur vorsieht (mit 
Änderungen in den Jahren 

1996, 2002 und 
2004).

Juli 1994
Schaffung eines Ministe-
riums für Verwaltungsre-
form und lokale Behörden

7.7.1994
Gesetz über die 

kommunale Selbstver-
waltung (in den Jahren 

1997, 2000 und 2003 geän-
dert), das die Grundlage 

der lokalen Selbstver-
waltung bildet

7.7.1994
Gesetz über die Wahl der Ge-

meindevertretung (1996 und 2003 
geändert aufgrund der Verlänge-

rung der Mandatsperiode von 
zwei auf vier Jahre)

19.7.1994
Schaffung von zehn 

durch den Staat verwalteten 
Regierungsbezirken durch das 

Gesetz über die übergeordneten 
Verwaltungseinheiten der 

Republik Litauen und deren 
Abgrenzung

15.12.1994
Gesetz über die Verwal-

tung der Regierungsbezirke, 
in dem die vom Staat über-
tragenen Zuständigkeiten 

festgeschrieben sind

17.10.2000
Das Ministerium für die 
Reform der öffentlichen 

Verwaltung und die lokalen 
Behörden wird aufgelöst, und 
seine Funktionen werden dem 

Innenministerium über-
tragen.

20.7.2000
Gesetz zur Regional-

entwicklung

14.5.1998
Gesetz über die Verwaltungs-
aufsicht der Gemeinden zur 

Kontrolle der Umsetzung der 
Regierungsbeschlüsse auf kom-

munaler Ebene

25.6.2003
Die Regierung billigt das Konzept der 

Dezentralisierung und der Dekonzentration 
bei einigen Aufgaben, die von den Institutionen 

der Zentralregierung wahrgenommen wurden. Ziel 
ist die bessere Aufgabenverteilung zwischen den 
zentralen, regionalen und lokalen Behörden und 

die Demokratisierung der Machtausübung in 
den Bezirken.

28.4.2004
Strategie zur Entwick-
lung der öffentlichen 
Verwaltung bis 2010

Präsident der Republik 
in allgemeiner, direkter und geheimer Wahl  

für fünf Jahre gewählt

N
at

io
na

le
 

Eb
en

e
R

eg
io

na
le

 
Eb

en
e

K
om

m
un

al
e 

Eb
en

e

Einkammerparlament (Seimas) (Legislative)

141 für vier Jahre in allgemeiner, gleicher, 
direkter und geheimer Wahl gewählte Abge-
ordnete

Präsident; von den Mitgliedern des Parla-
ments gewählter Präsident

Regierung (Exekutive)

Ministerpräsident; mit Zustim-
mung des Seimas vom Präsi-
denten der Republik ernannt 
bzw. entlassen

Minister; auf Vorschlag des 
Ministerpräsidenten vom Präsi-
denten der Republik ernannt

Verfassungsgericht (Konstitucinis Teismas)

besteht aus neun Richtern, von denen alle drei Jahre jeweils drei für ein nicht 
erneuerbares Mandat von neun Jahren vom Parlament unter den vom Präsi-
denten der Republik, dem Parlamentspräsidenten und dem Präsidenten des 
Obersten Gerichtshofs vorgeschlagenen Bewerbern ausgewählt werden; 
überprüft die Verfassungskonformität der Gesetze. Der Seimas ernennt den 
Präsidenten des Verfassungsgerichtes nach Nominierung durch den Präsiden-
ten der Republik aus der Mitte der Richter.

Regionen

Regionale Entwicklungsräte, die sich aus Regierungspräsidenten, Bürgermeistern, Mitgliedern der Stadt- 
bzw. der Gemeinderäte und Vertretern des territorialen Arbeitsaustausches zusammensetzen

Zehn Regierungsbezirke (Apskritys)

Regierungspräsident und stellvertretender Regierungspräsident; 
der Regierungspräsident wird von der Regierung auf Empfehlung 
des Ministerpräsidenten ernannt und abberufen. Zur Erfüllung der 
ihm übertragenen Aufgaben nimmt der Regierungspräsident die 
Ernennung im Bereich der Verwaltung sowie die Leitung der 
Verwaltungsarbeit wahr.

60 Städte und Gemeinden (Savivaldybes)

Stadt-/Gemeinderat (gewählte Vertretung); für 
vier Jahre in allgemeiner, direkter und geheimer 
Wahl von der Bevölkerung gewählt

Bürgermeister und stellvertretende(r) Bürger-
meister; der für vier Jahre in geheimer Wahl 
vom Stadt-/Gemeinderat gewählte Bürgermeis-
ter ist Vorsitzender dieses Rates.

Stadt-/Gemeindedirektor (Exekutivorgan); 
durch den Stadt- bzw. Gemeinderat auf Vor-
schlag des Bürgermeisters und auf politischer 
Basis ernannt

Stadt- oder Gemeindekämmerer (Kontrollin-
stanz); überwacht die Einhaltung des kommuna-
len Haushalts und führt interne Wirtschaftsprü-
fungen der kommunalen Finanzen durch; auf 
fünf Jahre ernannt

Der Ministerpräsident wird mit Zustimmung des Parla-
ments vom Präsidenten der Republik ernannt.

Die Regierungspräsidenten werden von der Regierung auf Empfehlung des Ministerpräsidenten ernannt und abberufen.

Die Regierung ist dem Parlament, dem „Seimas“, gegenüber verantwortlich. Zuständigkeiten

Nationale gesetzgeberische Zuständigkeiten in allen Bereichen
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Verwaltungsbefugnisse der regionalen Ebene (dezentralisierte Ebene). Die Befugnisse der Regierungsbezirke  
erstrecken sich auf die Umsetzung der staatlichen Politik in den folgenden Bereichen:

•   soziale Sicherheit
•   Bildungswesen (Berufs- und Fachausbildung)
•   Kultur
•   Gesundheitswesen
•   Raumplanung

•   Denkmalschutz und -pflege
•   Flächennutzungsplanung und Landschaftsschutz
•   Katastrophenschutz
•   Umweltschutz
•   Ausführung staatlicher und interregionaler Programme

Zuständigkeiten der lokalen Behörden  
Gemäß dem Gesetz über kommunale Selbstverwaltung haben die lokalen Behörden allgemeine Verwaltungsbefugnisse: Sie können 
jede nicht ausdrücklich dem Staat vorbehaltene Aufgabe wahrnehmen. Die Freiheit der Beschlussfassung sieht eine Gliederung der 
Aufgaben der lokalen Behörden in autonome, übertragene (begrenzt autonome), staatliche (den lokalen Behörden zugeteilte) und ver-
tragliche Funktionen vor. Sie sind insbesondere zuständig für:
•   örtliche Entwicklung
•   Raumplanung
•   Umweltschutz
•   Wohnungswesen
•   öffentlicher Personennahverkehr
•   öffentliche Versorgungsunternehmen 

und Stadtreinigung
•   Müllabfuhr
•   Friedhöfe

•   Unterhalt öffentlicher Wege und Anla-
gen

•   Bildungswesen (Kindergärten, Primar- 
und Sekundarschulen)

•   Erwachsenenbildung (Berufsbildung)
•   Gesundheitswesen (kommunale Zentren 

und Krankenhäuser)
•   Bibliotheken
•   kommunale Kulturzentren und Museen

•   Sozialhilfe
•   öffentliche Sicherheit
•   Brandbekämpfung
•   Tourismus und Freizeit
•   Einwohnermeldeamt
•   Landwirtschaft
•   Registerverwaltung
•   Entwicklung des ländlichen Raums

Rolle der Gebietskörperschaften im 
europäischen Einigungsprozess und bei den 
grenzüberschreitenden Beziehungen  
(anhand von Beispielen)

27.11.1996
Ratifizierung der Europäischen 
Charta der kommunalen Selbst-
verwaltung (Europarat) (in Kraft 

getreten am 1.10.1999)

1991
Fünf litauische Städte 

(Kaunas, Vilnius, 
Panevėžys, Klaipeda, 

Siauliai) werden Mitglied 
der Union der Ostsee-

städte.

7.6.1996
Ratifizierung der Europäischen Rah-
menkonvention zur grenzüberschrei-

tenden Zusammenarbeit zwischen 
Gebietskörperschaften (in Kraft ge-

treten am 14.7.1997)

1996 
Die Bezirke Kaunas, Siauliai, 
Taurage, Utena, Vilnius treten 
als assoziierte Mitglieder der 
Versammlung der Regionen 

Europas bei. (Der Bezirk 
Kaunas wird 1999 Vollmit-

glied.)

1996
Die Bezirke Kaunas und 
Klaipeda werden Mit-

glieder der Konferenz der 
Subregionen des Ostsee-

raums (BSSSC).

1997
Gründung der Euroregi-
on „Nemunas“, Mitglie-

der sind Litauen (die 
Regionen Alytus, 

Marijampolė, Vilnius), 
Weißrussland, Polen und 
Russland (Region Kali-

ningrad).

1998
Gründung der Euroregi-

on „Baltija“ mit den 
Mitgliedern Litauen 

(Bezirk Klaipeda), Polen, 
Lettland, Dänemark, 

Schweden und Russland.

1998
Euroregion „Saule“ (Son-

ne) gegründet, die Mit-
glieder sind Litauen (die 

Bezirke und Städte Siauli-
ai und Taurage) sowie 

Lettland und Russland.

1998 
Die Euroregion „Ežerų 
Kraštas“ wird gegrün-
det, die Mitglieder sind 
Litauen (die Gemein-
den Ignalina, Zarasai, 

Švenčionys), Weißruss-
land und Lettland.

1999
Gründung von vier 
Regionalentwick-
lungsagenturen 

(Vilnius, Panevėžys, 
Klaipeda, Siauliai)

2000
Die Regionen 

Marijampolė, Utena, 
Taurage werden als 

Zielregionen des Pro-
gramms „Phare 2000 – 
soziale und wirtschaftli-
che Kohäsion“ benannt.

2000
Gründung der Euroregi-
on „Bartuva“, die Mit-

glieder sind Litauen (die 
Gemeinden Skuodas, 

Kretinga, Palanga) und 
Lettland.

2001
Ratifizierung des zweiten 

Zusatzprotokolls der Europäi-
schen Rahmenkonvention zur 

grenzüberschreitenden Zu-
sammenarbeit zwischen Ge-
bietskörperschaften (in Kraft 

getreten 2003)

2003
Gründung der Euroregi-

on „Šešupe“, die Mit-
glieder sind Litauen 

(Pagegiai, Vilkaviškis, 
Kazlų Rūda, Kalvarija, 

Šakiai), Polen und 
Russland.
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Dezentralisierungsprozess: Luxemburg
Geschichtlicher 
Überblick

Die Etappen des Dezentralisierungsprozesses

1839
Vertrag von London: Autonomie und 

Unabhängigkeit

1842-1918
Luxemburg ist Mitglied  

im Deutschen Zollverein.

1914
Verletzung der luxemburgischen 
Neutralität durch Deutschland

1868
Konstitutionelle 
Erbmonarchie

1941
Anschluss an  

das Deutsche Reich

1921
Wirtschaftsunion  

mit Belgien (UEBL)

26.6.1945
Mitglied  
der UNO

September 1944
Befreiung durch  

die Alliierten

1949
Mitglied  

der NATO

1952
Mitglied 

der EGKS

1957
Mitglied 
der EWG

1960
Wirtschaftsunion  

Benelux

1964
Jean wird  

Großherzog.

1.11.1993
Inkrafttreten des EU-Vertrags 

(Maastricht)

1.5.1999
Inkrafttreten des Vertrags 

von Amsterdam

7.10.2000
Henri wird 

Großherzog.

1.2.2003
Inkrafttreten des 

Vertrags von Nizza

29.10.2004
Unterzeichnung des Vertrags über 

eine Verfassung für Europa

1843
Gesetz zur territori-

alen Untergliederung

Verfassung vom 
17.10.1868:

Prinzip der kommu-
nalen Selbstverwal-

tung

1900
Recht der Gemein-
den auf Gründung 

kommunaler Zweck-
verbände

1950
Sechs kommunale 
Zweckverbände

1981
Finanzielle Betei-

ligung von kommu-
nalen Zweckverbän-
den an privaten Ge-
sellschaften geneh-

migt

13.12.1988
Gesetz über die 

territoriale Gliede-
rung: Ausweitung der 

Selbstverwaltung

1999
Gesetz zur 

Raumordnung

2000
70 kommunale 

Zweckverbände

19.5.2004
Entwurf eines 

Gesetzes über die 
Förderung der Partner-

schaft zwischen Staat und 
kommunalen Zweckver-
bänden im Bereich des 

Naturschutzes

19.7.2004
Gesetz über kommunale 

Raumplanung und Stadtentwick-
lung, das die Regeln und Verfahren 

dafür festlegt, dass Gemeinden allge-
meine Bebauungspläne (PAG) und be-

sondere Bebauungspläne (PAP) aufstellen 
können. Die Gemeinden verfügen damit 
über ein Instrument, um ihr Gebiet im 

Sinne einer nachhaltigen Entwick-
lung zu bewirtschaften bzw. 

zu bebauen.

23.2.2001
Neues Gesetz zu den 
kommunalen Zweck-

verbänden

 
28.10.2004

Die neue „commis-
sion d’aménagement“ 

(Raumordnungskommis-
sion) wird nach Maßgabe 

des Gesetzes vom 
19.7.2004 vorgestellt.

Die derzeitige Staatsordnung Luxemburgs: kommunale Selbstverwaltung

Nationale 
Ebene

Regionale 
Ebene

Zwischen-
ebene

Kommunale 
Ebene

Großherzog

Abgeordnetenkammer  
mit 60 Abgeordneten; gewählt in allgemeiner Direktwahl nach 

dem Verhältniswahlrecht auf fünf Jahre

Regierung

Sonstige Ministerien Minister für Inneres 
und Raumordnung

„Tribunal administratif“ 
(Verwaltungsgericht) und 

„Cour administrative“ 
(Verwaltungsgerichtshof) 

(zweitinstanzliche 
Rechtsprechung); Mitglieder 

werden vom Großherzog 
ernannt

117 Gemeinden (in drei Distrikten zusammengefasst)

Bürgermeister; ernannt vom Großherzog aus der Mitte 
des Gemeinderates. Er ist zugleich Vertreter des Staa-
tes und der Gemeinde. Er hat den Auftrag, die Gesetze 
und Polizeiverordnungen auszuführen.

Das Bürgermeister- und Beigeordnetenkollegium (beste-
hend aus dem Bürgermeister und zwei bis sechs Beigeord-
neten, bestellt aus den Ratsmitgliedern) ist Organ der 
Gemeinde, das verantwortlich ist für das gute Funktionie-
ren der Verwaltung.

Gemeinderat; gewählt auf sechs Jahre in allgemeiner Direktwahl; je nach Einwohnerzahl der Gemeinde sieben bis 
27 Ratsmitglieder; Wahl mit absoluter Mehrheit in Gemeinden unter 3500 Einwohnern; Verhältniswahl in anderen 
Gemeinden
Der Gemeinderat kontrolliert das Kollegium aus Bürgermeister und Beigeordneten und regelt alle Angelegenheiten 
von kommunalem Interesse.

70 
kommunale 
Zweckver-

bände

Gemeindeverwaltung

Distriktskommissar; je einer für die drei Distrikte, 
ernannt vom Großherzog, Staatsbeamter, der Auf-
sicht des Innenministers unterstellt. Er ist an der 

Verwaltungsaufsicht beteiligt.

Genehmigung neuer kommunaler 
Abgaben

Allgemeine Befugnis zur Nichtigerklärung 
(durch den Großherzog) und Aufhebung 

(durch den Innenminister) rechtswidriger 
bzw. dem Gemeinwohl entgegenstehender 

Rechtsakte der Kommunalbehörde

Genehmigungsbefugnis  
für bestimmte gesetzlich  
vorgeschriebene Aufgaben

Allgemeine Befugnis zur Aufhe-
bung eines rechtswidrigen bzw. 

dem Gemeinwohl entgegenste-
henden Rechtsaktes der Kommu-

nalbehörde (Nichtigerklärung nur 
durch den Großherzog)

Direkte Kontrolle und Beaufsich-
tigung (ohne Einschaltung des 

Distriktskommissars) der Ver-
waltung der Stadt Luxemburg 

durch den Innenminister

Umfassendes kommunales Selbstverwaltungsrecht

Allgemeine Befugnis zur Aufhebung 
eines rechtswidrigen bzw. dem Gemein-
wohl entgegenstehenden Rechtsaktes

  
Ersatzvornahme im Falle der Weige-
rung der Kommunalbehörde, den An-
ordnungen der staatlichen Behörden 
nachzukommen. Muss ausdrücklich 
gesetzlich vorgesehen sein

Ist der Regierung 
verantwortlich, hat 
die Tätigkeitsberich-
te für die Regierung 
abzufassen

Beschwerdemöglichkeit der 
Kommunalbehörde gegen 

die Nichtigerklärung 
eines Rechtsaktes

Regierung verantwortlich 

gegenüber dem Parlament

Ernennungsbefugnis

Staatliche Zuständigkeiten
Ausschließliche Gesetzgebungsbefugnis für sämtliche Berei-
che, die im nationalen Interesse liegen. Allgemeine Gesetzge-
bungs- und Verwaltungsbefugnis, ausgenommen eigens ge-
setzlich festgelegte lokale Aufgaben.

Fehlen der regionalen Ebene

Fehlen von Gebietskörperschaften auf der Zwischenebe-
ne, da der Distrikt nur eine gebiets- und verwaltungsmäßige 
Untergliederung ist.
Der Distriktskommissar ist ein Staatsbeamter, der vom Groß-
herzog ernannt wird und unter Dienstaufsicht des Innenmini-
sters steht. Seine Aufgabe besteht in der Überwachung der 
Durchführung der Gesetze und der allgemeinen und kommu-
nalen Verordnungen, außerdem sorgt er für die Aufrechterhal-
tung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung und der Hygie-
ne. Er verfügt über eine allgemeine Aufsichtsbefugnis über 
die kommunale Verwaltung sowie über sämtliche amtliche 
Schriftstücke. Er erstattet dem Innenminister Bericht über 
Probleme bei der Kommunalverwaltung.

Kommunale Zuständigkeiten: 
Umfassende Zuständigkeiten für sämtliche Bereiche, die im 
kommunalen Interesse liegen

Pflichtaufgaben:
a. Organisation und Arbeitsweise der Gemeinde
b. öffentliche Sicherheit und Ordnung, Polizeiverordnungen
c. Hygiene und Gesundheitsschutz
d. Wasserversorgung und -bewirtschaftung
e. Haushaltsabfälle und Inertabfall
f. Standesamt
g. Kommunales Wegenetz
h. Vor- und Grundschulerziehung
i. soziale Verpflichtungen: Sozialhilfe, Sozialbüros

Fakultative oder gemeinnützige Aufgaben:
a. Gesundheitswesen: Betrieb von Pflege- und Altersheimen
b.  sozialer Bereich: Kleinkindertagesstätten, Kinderbetreu-

ung, Sozialhilfe, Altenbetreuung
c. Kultur- und Sportveranstaltungen, Tourismus
d. öffentlicher Verkehr
e. Ausweisung von Industrie- und Gewerbegebieten

Rolle der Gebietskörperschaften im 
europäischen Einigungsprozess und bei den 
grenzüberschreitenden Beziehungen  
(anhand von Beispielen)

1958
Kooperationsab-

kommen mit Rhein-
land-Pfalz

1970
Gegenseitiges 

Beistandsabkom-
men mit Belgien

1962
Gegenseitiges 

Beistandsabkom-
men mit Frank-

reich

1986
Benelux-Überein-
kommen über die 

grenzüberschreiten-
de Zusammenarbeit

30.3.1983
Ratifizierung des Über-
einkommens von Ma-

drid über die grenzüber-
schreitende Zusammen-
arbeit der Gebietskör-

perschaften bzw. Behör-
den (am 1.7.1983 in 

Kraft getreten)

1978
Gegenseitiges 

Beistandsabkom-
men mit Deutsch-

land

1974
Vertrag mit Rheinland-
Pfalz zur gemeinsamen 
Durchführung von Was-
serbewirtschaftungspro-
jekten zwischen Gemein-
den (z. B. Kläranlagen für 

Gemeindeabwässer)

1996
Abkommen zwischen Frank-
reich, Deutschland, Luxem-
burg und einigen Kantonen 
der Schweiz über die grenz-

überschreitende Zusammenar-
beit zwischen Gebietskörper-
schaften und örtlichen öffent-

lichen Stellen (Karlsruher 
Abkommen)

1980
Einrichtung der grenz-
überschreitenden Zu-
sammenarbeit Saar- 

Lor- Lux – Rheinland-
Pfalz – Wallonien

15.5.1987
Ratifizierung der Euro-

päischen Charta der 
kommunalen Selbstver-
waltung (am 1.9.1988 in 

Kraft getreten)
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Dezentralisierungsprozess: Malta
Geschichtlicher 
Überblick

Die Etappen des Dezentralisierungsprozesses

1814
Vertrag von Paris; Malta wird 

britische Kronkolonie.

1921
Amery-Milner-Verfassung; Autonomie; Einsetzung des 

ersten Parlaments von Malta

1933
Abschaffung der Verfassung; Kolonialregierung unter 

der britischen Krone

24.5.1961
Beitritt  

zum Europarat

21.9.1964
Unabhängigkeit Maltas; Verabschiedung einer neuen Verfassung; konstitutio-
nelle Monarchie im Commonwealth; Staatsoberhaupt Königin Elisabeth II.

1.11.1961
Verabschiedung einer neuen 

Verfassung

1.12.1964
Beitritt  

zur UNO

5.12.1970
Unterzeichnung eines Assoziie-

rungsabkommens EU/Malta

1971
Zollunion

13.12.1974
Verfassungsänderung; Ausrufung der Republik; 

Staatsoberhaupt ist nun der Staatspräsident.

25.6.1973
Gründungsmitglied 

der OSZE

1979
Abzug der letzten britischen 

Truppen

3.7.1990
EU-Beitrittsgesuch

1.1.1995
WTO-Beitritt 

Maltas

1.2.2003
Inkrafttreten des Vertrags  

von Nizza

8.3.2003
Volksbefragung zum EU-Beitritt 

(53,6 % Ja-Stimmen)

16.4.2003
Unterzeichnung  

des Beitrittsvertrags in Athen

1.5.2004
Beitritt zur  

Europäischen Union

29.10.2004
Unterzeichnung des Vertrags über eine 

Verfassung für Europa

21.12.1999
Gesetz XXI-1999 
sieht eine erneute 
Umstrukturierung 
der Gemeinderäte 

vor.

2000
Rechtsverord-

nung 32/2000 zur 
Einsetzung von zehn 

lokalen Gerichten

2000
Gemeinderäte können 

Erträge aus Staatseigen-
tum einziehen.

2002
Die Rechtsverordnung 

119/2002 legt fest, welche 
Aktivitäten von den Gemein-
deräten im Wege des Gewer-

belizenzgesetzes reguliert 
werden dürfen.

2002
Dezentralisierung 

der Straßenbe-
leuchtung

2001
Gesetz XXVII-2001, das 
„Gewerbelizenzgesetz“, 

billigt den Gemeinderäten 
das Recht zu, für bestimmte 
Aktivitäten Gewerbelizen-

zen auszustellen.

30.6.1993
Gesetz XV-1993 ruft die 
Gemeinderäte ins Leben. 

Die Ausarbeitung des Geset-
zes erfolgt unter Anlehnung an 

die Europäische Charta der 
kommunalen Selbstver-

waltung.

1995
Gesetz XII-1995 zur 

Änderung des „Gesetzes 
über die Justizbeauf-

tragten“: Gemeinderäte 
können Verordnungen 

erlassen.

3.5.1996
Gesetz XIII-1996 „Gesetz 

über Privatwachen und 
Ortsaufseher“: Gemeinderäte 
können lizenzierte Ortsauf-

seher in Dienst stellen.

1996
Gesetz XIII-1996 zur 

Änderung des „Gesetzes über 
Volksbefragungen“: Die Bürger 
einer Gemeinde können einen 
Volksentscheid zu einer vom 
Gemeinderat erlassenen Ver-

ordnung beantragen.

24.4.2001
Gesetz XIII-2001 zur 

Einfügung eines neuen Kapitels 
in die Verfassung (Kapitel XA) 

und zur Verankerung des 
Systems der Gemeinderäte 

in Artikel 115 a)

Staatspräsident  
wird auf Beschluss des Abgeordnetenhauses 
für fünf Jahre ernannt und kann von diesem 

abberufen werden
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Parlament (Legislative) (Abgeordnetenhaus)

Parlamentspräsident; wird vom Abgeordneten-
haus entweder aus dessen Mitte oder als Nichtmit-
glied mit passivem Wahlrecht gewählt. Der Parla-
mentspräsident wird von allen Mitgliedern des 
Abgeordnetenhauses mit einfacher Mehrheit auf 
fünf Jahre gewählt.

Das Abgeordnetenhaus 
umfasst normalerweise 
65 Abgeordnete, die 
nach dem Verhältnis-
wahlrecht für höchstens 
fünf Jahre gewählt 
werden.

Regierung (Exekutive)
Premierminister; wird vom Staatsprä-
sidenten aus der Mitte der Abgeordne-
ten auf fünf Jahre ernannt.

Ministerkabinett; die Minis-
ter werden vom Staatspräsi-
denten auf Empfehlung des 
Premierministers ernannt.

Verfassungsgerichtshof  
(Judikative)

die Richter werden vom Staatsprä-
sidenten auf Empfehlung des Pre-
mierministers ernannt.

Drei Regionen mit insgesamt 68 Gemeinden

Die Regionen sind reine Verwaltungseinheiten, untergliedert 
in Gemeinden. Es gibt drei Regionen: die Region Gozo 
(14 Gemeinden), die Region Malta Majjistral (29 Gemeinden) 
und die Region Malta Xlokk (25 Gemeinden).

68 Gemeinden
Gemeinderat (beschlussfassendes Organ); setzt 
sich je nach Einwohnerzahl der Gemeinde aus 
fünf bis 13 Gemeinderatsmitgliedern zusam-
men, die von den Einwohnern nach dem Ver-
hältniswahlrecht für drei Jahre gewählt werden.

Exekutivsekretär (Exekutive mit Verwaltungs- 
und Finanzbefugnissen); vom Gemeinderat nach 
Konsultation des für die Gemeinderäte zuständi-
gen Ministers für drei Jahre gewählt

Bürgermeister (politisches Oberhaupt des Ge-
meinderates) und stellvertretender Bürgermeis-
ter; vom Gemeinderat in seiner ersten Sitzung in 
getrennter, offener Abstimmung aus seiner Mitte 
gewählt

Das Abgeordnetenhaus wählt den Staatspräsidenten.

Der Staatspräsident ernennt den Premiermi-
nister aus der Mitte der Abgeordneten.

Das Ministerium für die Gemeinderäte beaufsichtigt die Handlungen der Gemeinderäte.

Zuständigkeiten

Gesetzgebungsbefugnisse der zentralstaatlichen Ebene in allen 
Bereichen

Auf regionaler Ebene gibt es kein Selbstverwaltungssystem. 
Das einzige Element der Selbstverwaltung unterhalb der 
Staatsebene ist das System der Gemeinderäte.

•   Instandhaltung öffentlicher Bereiche
•   Instandhaltung öffentlicher Gärten, Sport-, Kultur- oder 

anderer Freizeiteinrichtungen
•   Instandhaltung öffentlicher Gemeindestraßen
•   Bereitstellung von Bildungsangeboten
•   Instandhaltung von Gesundheits- und Rehabilitationszentren
•   von der Zentralregierung übertragene Funktionen
•   Einstellung von Ortsaufsehern
•   Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung (lokale Gerichte)
•   Verwaltung von Gewerbescheinen
•   Straßenbeleuchtung, öffentliches Eigentum und 

Busunterstände
•   öffentliche Gemeinde- und Regionalbibliotheken

Rolle der Gebietskörperschaften im europäischen 
Einigungsprozess und bei den grenzüberschreitenden 
Beziehungen 
(anhand von Beispielen)

13.7.1993:
Malta unterzeichnet die Europäische Charta der 

kommunalen Selbstverwaltung des Europarates (seit 
dem 1.1.1994 in Kraft) und ratifiziert diese am 

6.9.1993.

7.5.1999:
Unterzeichnung des Europäischen Rahmenübereinkommens 
des Europarates über die grenzüberschreitende Zusammenar-
beit zwischen Gebietskörperschaften oder Behörden (so ge-
nanntes Übereinkommen von Madrid vom 21.5.1980; noch 

nicht ratifiziert)
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Dezentralisierungsprozess: Die Niederlande

1795
Gründung der  

Batavischen Republik

Geschichtlicher 
Überblick

Die Etappen des Dezentralisierungsprozesses

1810
Königreich Holland wird Teil des 

Grand Empire (Frankreich)

1806
Ende  

der Republik

1814
Gründung des Königreichs 

der Niederlande

1815
Wiener Kongress: Unabhängigkeit der 

Niederlande, Erste Verfassung

1830
Belgische Revolution  
und Unabhängigkeit

1851
Errichtung der konstitutionellen Monarchie, 

neue Verfassung

1945
UN-Mitglied

1948
Benelux-Zollunion

1949
Unabhängigkeit 

Indonesiens

1949
NATO-Mitglied

1952
EGKS-Mitglied

1954
Rechtsakt über das Hoheitsgebiet des Königreichs, das die Nie-
derlande, Surinam und die niederländischen Antillen umfasst.

1957
EWG-Mitglied

Mai 1980
Thronbesteigung  

von Königin Beatrix

1975
Unabhängigkeit 

Surinams

1986
Sonderstatut für Aruba, losgelöst von 

den niederländischen Antillen

17.2.1983
Tiefgreifende Verfassungsänderung, Verab-

schiedung der noch heute gültigen Verfassung

1992
Unterzeichnung des Vertrags  
über die Europäische Union

1.11.1993
Inkrafttreten des EU-Vertrags 

(Maastrichter Vertrags)

1997
Ratifizierung des  

Amsterdamer Vertrags

März 1998
Die Niederlande zählen zu 
den Staaten, in denen 1999 
der Euro eingeführt wird.

1.5.1999
Inkrafttreten  

des Amsterdamer Vertrags

29.10.2004
Unterzeichnung des Vertrags über eine 

Verfassung für Europa

1.2.2003
Inkrafttreten des  

Vertrags von Nizza

1931
Gesetz über die Zusam-

menarbeit zwischen 
Gemeinden

1851
Rechtsvorschriften über die 
Provinzen und Gemeinden

1962
Gesetz über die Aufsicht 

über die Provinzen

1985
Revision des Gesetzes 

über die Zusammenarbeit 
zwischen Gebietskörper-

schaften

1986
Gesetz über die Aufsicht 

über die Gemeinden

1994
Grundlegende Reform der 

Rechtsvorschriften über die 
Provinzen und Gemeinden

2002/2003
Gesetze über die dualistische Verwaltung auf Gemein-

de- (2002) und Provinzebene (2003), nach denen die Kom-
petenzen zwischen Gemeinderat und Gemeindeexekutive („het 

College“) sowie zwischen Provinzparlament und Provinzexekutive 
(„Gedeputeerde Staten“) aufgeteilt werden. Diesen Gesetzen zufolge 

war es ebenfalls nicht mehr möglich, gleichzeitig ein Mandat in 
einem Gemeinde- bzw. Provinzrat und in den gewählten 

Exekutivausschüssen bzw.- räten innezuhaben.

Dezentralisierter Einheitsstaat

Nationale 
Ebene

Regionale 
Ebene

Kommunale 
Ebene

König/Königin

Erste Kammer:  
75 Senatoren

Zweite Kammer: 150 Abgeordnete (in 
allgemeiner und direkter Wahl gewählt, 

Verhältniswahlrecht)

Parlament (Staten-Generaal)

Regierung
Innenminister

Zwölf Provinzen
Provinzparlamente (Provinciale Staten): 
zwischen 39 und 83 Mitglieder, die aufgrund 
einer allgemeinen Wahl nach Verhältniswahl-
recht für vier Jahre gewählt werden. Die 
Provinzparlamente treten unter dem Vorsitz 
des Kommissars der Königin zusammen und 
gliedern sich in Ständige Ausschüsse, denen 
auch nicht gewählte Mitglieder angehören 
können.

Provinzexekutivräte (Gedeputeerde Staten): Ständige 
Organe mit drei bis neun Mitgliedern (Deputierten), 
die von den Provinzparlamenten gewählt werden; 
Vorsitzender ist der Kommissar der Königin. Jedes 
Mitglied hat einen Zuständigkeitsbereich. Die Mit-
glieder sind gegenüber den Provinzparlamenten ver-
antwortlich und können von diesen abgesetzt werden. 
Die Mitglieder und der Kommissar der Königin müs-
sen alle zweckdienlichen Informationen an die Pro-
vinzparlamente weiterleiten.

Kommissar der Königin: wird von der Regierung nach 
politisch bindender Stellungnahme der Provinzparla-
mente für sechs Jahre ernannt (erneute Amtszeit 
möglich). Vertreter der Provinz, den Provinzparla-
menten gegenüber rechenschaftspflichtig und zustän-
dig für Sicherheit und öffentliche Ordnung. Kann bei 
entsprechender Vereinbarung mit den Deputierten 
weitere Aufgabenbereiche wahrnehmen, gleichzeitig 
Vertreter des Zentralstaats, dem Innenminister gegen-
über verantwortlich, zuständig für den Zivilschutz und 
die Ernennung der Bürgermeister.

Provinzialverwaltung: 
Provinzialbeamte und 
Angestellte

467 Gemeinden (seit 1.1.2005)

Gemeindever-
bände: Zusam-
menarbeit  
zwischen  
Gemeinden

Gemeinderat: neun bis 45 für eine vierjährige 
Amtszeit in allgemeiner und direkter Wahl ge-
wählte Mitglieder (Verhältniswahlrecht; Auslän-
der sind stimmberechtigt); sie gliedern sich in 
Ständige Ausschüsse, denen auch nicht gewählte 
Mitglieder angehören können, den Vorsitz führt 
der Bürgermeister.

Kollegium von Bürgermeister und Beigeordneten („Burge-
meester en wethouders“): zwei bis neun Beigeordnete, die 
vom Gemeinderat aus seiner Mitte gewählt werden und auch 
von diesem abberufen werden können. Exekutivorgan, das 
die laufenden Geschäfte führt, die Beschlüsse des Gemein-
derates vorbereitet und ausführt und vor dem Gemeinderat 
verantwortlich ist. Das Kollegium muss alle zweckdienli-
chen Informationen an den Gemeinderat weitergeben und 
seine Handlungsweise rechtfertigen.

Bürgermeister: von der Regierung auf Vorschlag des 
Kommissars der Königin nach politisch bindender An-
hörung des Gemeinderates und/oder nach einem örtli-
chen Referendum für sechs Jahre ernannt (erneute Amts-
zeit möglich). Er ist das Gemeindeorgan und führt die 
Gemeindeverordnungen über die öffentliche Ordnung 
und Sicherheit aus. Er kann bei entsprechender Verein-
barung mit den Beigeordneten weitere Aufgabenbereiche 
wahrnehmen.

Gemeindeverwal-
tung: Beamte und 
Angestellte

Von den 
Provinzparlamenten 
gewählte Senatoren

Einschränkende 
Aufsicht der Krone: 
Nichtigkeitserklä-
rung gesetzeswidri-
ger Verwaltungsbe-
schlüsse durch 
königlichen Erlass

Substituierende Aufsicht, 
wenn ein gesetzlich 

vorgeschriebener Be-
schluss unterlassen wird

Aufsicht der Provinz-
parlamente über die 
Schaffung von Ge-

meindeverbänden

Substituierende Aufsicht 
des Provinzexekutivrates

Verwaltungsaufsicht des Pro-
vinzexekutivrates bei defizitären 

Haushalten

Einschränkende Aufsicht der Krone: Nich-
tigkeitserklärung von mit der nationalen 

Gesetzgebung unvereinbaren Verwaltungs-
beschlüssen durch königlichen Erlass

Der Kommissar der Königin berät den 
Bürgermeister und kann subsidiär die 

Aufsicht übernehmen.

ernennt

ernennt und beruft ab

ernennt und beruft ab

Zuständigkeiten

Nationale 
Ebene

Regionale 
Ebene

Kommunale 
Ebene

Sowohl Provinzen als auch Gemeinden können eigenständig Politikbereiche gestalten, sofern dies nicht in Wider-
spruch zur nationalen Gesetzgebung steht.

Zuständigkeiten des Staates

Die gesetzgeberische Gewalt in allen Bereichen liegt allein bei der nationalen Ebene und wird vom Parlament (Staten-Generaal) ausgeübt.

Die staatlichen Verwaltungsbefugnisse liegen in denjenigen Bereichen, in denen sie nicht auf Provinz- oder Gemeindeebene ausgeübt werden, 
komplementär bei der nationalen Ebene.

Die Provinzen und Gemeinden dürfen provinziale und kommunale Rechtsvorschriften erlassen, sofern sie mit der nationalen Gesetzgebung in 
Einklang stehen.

Zuständigkeiten der Provinzen
•   Raumordnung und Städtebau: Die Provinzparlamente erstellen 

Leitlinien für ihr jeweiliges Gebiet; dem Provinzexekutivrat obliegt 
die Zustimmung zu den kommunalen Bodennutzungsplänen.

•   Wohnungsbau: Die Provinz ist zuständig für die Zuteilung der Quo-
ten für Sozialwohnungen und nimmt Stellung zu den Finanzmitteln, 
die den Gemeinden gewährt werden.

•   Öffentliche Ordnung und Sicherheit: Der Kommissar der Königin 
koordiniert die Arbeit der Polizei in den einzelnen Bezirken.

•   Kultur und Freizeit: Förderung des Tourismus und Verwaltung der 
Museen

•   Verkehr: Gestaltung und Instandhaltung der Provinzstraßen
•   Umwelt: Erstellung und Durchführung von Umweltschutzplänen
•   Wirtschaft: Förderung der wirtschaftlichen Entwicklung der Region
•   Beschäftigung: Einrichtung von Investitionsförderungsagenturen, Si-

cherung der Zusammenarbeit zwischen Behörden und Unternehmen

•   Jugendbetreuung: Die Provinzen richten Jugendämter für Kinder 
und Jugendliche in (potenziellen) Krisensituationen ein und sind 
zuständig für die Planung von Jugendeinrichtungen und -program-
men.

•   Öffentliche Ordnung und Sicherheit: Der Kommissar der Königin 
übernimmt die Koordinierung in Katastrophenfällen.

Zuständigkeiten der Gemeinden
•   Raumordnung und Städtebau: Erstellung des Gemeindebodennut-

zungsplans und Erteilung von Baugenehmigungen
•   Wohnungsbau: Bau und Verwaltung der Sozialwohnungen und Ver-

waltung des gemeindeeigenen Landes
•   Fremdenverkehr und Freizeit: Förderung des Tourismus und Ver-

waltung der Sportanlagen
•   Öffentliche Arbeiten, Verkehr: Gestaltung der Gemeindestraßen 

und -wege, Regelung des Verkehrs und der Parkmöglichkeiten; 
öffentlicher Personennahverkehr und Schulbusse

•   Gesundheitswesen: Jede Gemeinde besitzt einen Gesundheits- und 
Hygienedienst und sorgt für die Impfung der Kinder.

•   Kultur: Die Gemeinden tragen zur Kulturförderung bei.
•   Beschäftigung und Wirtschaft: Die Gemeinden sind mitverantwort-

lich für den Arbeitsmarkt sowie die Erhaltung und Entwicklung von 
Wirtschaft und Beschäftigung auf lokaler Ebene.

•   Schulwesen: Verwaltung der öffentlichen Grundschulen und voll-
ständige Übernahme der Gesamtkosten der privaten Grundschulen 
in der Gemeinde

•   Sozialhilfe: soziale Unterstützung sowie Wiedereingliederung von 
Arbeitslosen, Unterstützung von Behinderten und Senioren

•   Umweltpolitik: Die Gemeinden sind zuständig für die Umsetzung 
nationaler und europäischer Umweltmaßnahmen.

•   Sicherheitspolitik und öffentliche Ordnung: Die Gemeinden sind 
zuständig für die Umsetzung der Sicherheitspolitik, sie sind verant-
wortlich für die öffentliche Ordnung und die örtliche Polizei.

•   Jugendschutz: Die Gemeinden sind zuständig für die Umsetzung der 
Jugendpolitik.

Rolle der Gebietskörperschaften im europäischen 
Einigungsprozess und bei den grenzüberschreitenden 
Beziehungen  
(anhand von Beispielen)

1958
Schaffung der Euregio im Grenzge-
biet Deutschland/Niederlande: erste 

grenzüberschreitende Struktur in 
Europa, an der drei regionale Einhei-

ten beteiligt sind

1963
Schaffung der Euregio Rhein/
Waal: grenzüberschreitende 

öffentliche Einrichtung 
(Deutschland/Niederlande)

1980
Europäisches Rahmenüberein-
kommen über grenzüberschrei-

tende Zusammenarbeit zwischen 
Gebietskörperschaften oder 

Behörden, Madrid

1989
Benelux-Abkommen über 
grenzüberschreitende Zu-

sammenarbeit, tritt am 
1.4.1991 in Kraft

20.3.1991
Ratifizierung der Europäischen 
Charta der kommunalen Selbst-

verwaltung (am 1.7.1991 in 
Kraft getreten)

Mai 1991
Deutsch-niederländisches Ab-
kommen: Rahmenabkommen 

über grenzüberschreitende Zu-
sammenarbeit

2000
Seit der Schaffung der Euregio Deutschland/

Niederlande 1958 und der Euregio Rhein/
Waal 1963 wurden sieben weitere Euregios 
zwischen lokalen und/oder regionalen Part-
nern über die belgisch-niederländische und 

deutsch-niederländische Grenze hinweg 
geschaffen. Die neun Euregios zusammen 

erstrecken sich auf das gesamte Grenzgebiet 
der Niederlande.
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Dezentralisierungsprozess: Polen
Geschichtlicher 
Überblick

Die Etappen des Dezentralisierungsprozesses

28.6.1919
Im Vertrag von Versailles wird die  
Westgrenze des Landes festgelegt

17.3.1921
Verabschiedung einer  

demokratischen Verfassung

12.-14.5.1926
Staatsstreich durch Marschall 

Józef Piłsudski und Errich-
tung eines autoritären Systems

26.1.1934
Deutsch-polnischer 
Nichtangriffspakt

23.8.1939
Deutsch-sowjetischer 

Nichtangriffspakt

Februar 1945
Konferenz von Jalta über die Neu- 

festlegungder Machtsphären in Europa

1947
Die Kommunisten manipu-
lieren die Wahlen, um die 
Macht an sich zu reißen.

14.5.1955
Polen ist Gründungsmit-

glied des Warschauer 
Paktes.

1970
Deutsch-polnischer Vertrag; deutsche Anerken-

nung der Oder-Neiße-Grenze

1981-1983
Kriegsrecht; Solidarność wird verboten  

und Gewerkschaftsführer Lech Wałęsa interniert

1989
Diskussion am  
Runden Tisch

22.12.1990-23.12.1995
Lech Wałęsa 

Staatspräsident

16.12.1991
Assoziierungsvertrag 

EG/Polen

23.12.1995-23.12.2000
Aleksander Kwaśniewski 

Staatspräsident

25. Juli 1932
Polnisch-sowjetischer 

Nichtangriffspakt

23.4.1935
Verabschiedung 

einer neuen Verfassung

1939-1945
Deutschland und Russland 
überfallen und teilen Polen

24.10.1945
UNO-Beitritt

22.7.1952
Verabschiedung einer neuen Verfassung; Polen 

endgültig im sowjetischen Schlepptau

1980
Arbeitsniederlegungen zwingen die Regierung zu 
Verhandlungen mit der Gewerkschaft Solidarność

1983-1984
Amnestiegesetz  

für politische Häftlinge

24.8.1989
Erste nichtkommunistische 

Regierung

Februar 1991
Polen ist Gründungsmit- 

gliedder Višegrad-Gruppe.

27.10.1991
Erste vollständig  

freie Parlamentswahl

26.11.1991
Beitritt 

zum Europarat

1992
Ostseerat

1996
Beitritt Polens 

zur OECD

12.3.1999
Beitritt Polens 

zur NATO

2.4.1997
Verabschiedung einer 

neuen Verfassung

23.12.2000
Zweite Amtszeit von Aleksander Kwaśniewski 

als Staatspräsident

16./17.4.2003
Unterzeichnung des Beitrittsvertrags 

in Athen

1.5.2004
Beitritt zur Europäi-

schen Union

1.2.2003
Inkrafttreten des Vertrags 

von Nizza

7./8.6.2003
Referendum über den EU-Bei-
tritt (Zustimmung: 77,45 %)

29.10.2004
Unterzeichnung des Vertrags über  

eine Verfassung für Europa

8.3.1990
Gesetz über die kommunale Selbst-
verwaltung; Wiederherstellung der 

kommunalen Selbstverwaltung durch 
Wiedereinführung der Gemeinden 

(gminy)

Mai 1990
Gesetz über die 
Kompetenzver-

teilung

Januar 1991
Gesetz über die Kom-

munalsteuern

Oktober 
1991

Gesetz über das 
lokale Referen-

dum

Dezember 1991
Gesetz über die Ge-

meindefinanzen

1992
Reform der öffentli-

chen Verwaltung

Januar 1994
In 64 größeren Städten läuft ein 

Pilotprogramm zur Vorbereitung auf 
die nächste Stufe der Dezentralisierung 
öffentlicher Aufgaben an; dabei erhalten 

die Gemeinden Aufgaben z. B. im 
Bildungsbereich (Unterhalt 

von Schulen).

2.4.1997
Verabschiedung einer neuen postkommu-

nistischen Verfassung durch das Parlament. 
Durch Artikel 15 und 164 wird eine dezentrale 

Gliederung des Staatsgebiets gemäß dem Subsi-
diaritätsprinzip (Kompetenzen der Gemeinden) 
sowie die Möglichkeit der Schaffung regiona-

ler Selbstverwaltungen eingeführt.

1.1.1999
Beginn der Arbeiten der regionalen 

Selbstverwaltungen und Schaffung von 
Selbstverwaltungen auf der Ebene der Land-

kreise (powiaty) und Woiwodschaften; im 
Oktober 1998 werden in allgemeinen Wahlen 

die Kreisräte und die Regionalparlamente 
(sejmiki) gewählt.

27.5.1990
Erste freie Gemeinde-

ratswahlen

15.3.2002
Gesetz über die 

Verwaltungsreform der 
Hauptstadt Warschau

20.6.2002
Gesetz über die Direkt-
wahl der Bürgermeister

15.9.2000
Gesetz über die Grund-

sätze, nach denen territoriale 
Selbstverwaltungseinheiten inter-
nationalen Vereinigungen lokaler 

und regionaler Gebietskör-
perschaften beitreten 

können

Staatspräsident 
gewählt in direkten allgemeinen Wahlen für eine fünfjäh-

rige Amtszeit; einmalige Wiederwahl ist zulässig
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Zweikammerparlament (Legislative)
Oberhaus (Senat): 100 mit einfacher Mehrheit 
für eine vierjährige Amtszeit in 40 Wahlkreisen 
gewählte Senatoren; jeder Wahlkreis stellt zwei 
bis vier Senatoren.

Unterhaus (Sejm): 460 für vier Jahre in 
41 Wahlkreisen gewählte Abgeordnete; in 
jedem Wahlkreis müssen sieben oder 
mehr Abgeordnete gewählt werden.

Regierung (Exekutive)
Die Regierung ist zuständig 
für die inneren und auswär-
tigen Angelegenheiten des 
Landes.

Ministerpräsident 
wird vom Staatspräsi-
denten ernannt.

Minister werden vom 
Präsidenten auf 
Vorschlag des Minis-
terpräsidenten  
ernannt oder abberu-
fen.

Gerichtswesen
•   Oberster Gerichtshof (höchste 

Instanz)
•   Erstinstanzliche Gerichte
•   Verwaltungsgerichte
•   Militärgerichte
•   Verfassungsgericht (Überprüfung 

der Verfassungsmäßigkeit von 
Gesetzen und Verträgen)

16 Woiwodschaften (województwa, Regionen) (geschaffen am 1.1.1999)
Woiwodschaftsrat oder -parlament (sejmik 
województwa); die Mitglieder werden direkt 
gewählt.

Vollzugsausschuss (zarząd, fünf 
Mitglieder); vom sejmik gewählt, 
übt unter dem Vorsitz des gewählten 
Marschalls die Regierungsgewalt 
auf regionaler Ebene aus.

Woiwod (wojewoda, Provinzgouverneur) und seine Stellvertreter (wicewojewodo-
wie, Vizegouverneure); der Woiwod ist der Vertreter des Ministerpräsidenten in der 
Region; er wird von diesem auf Vorschlag des für die staatliche Verwaltung zustän-
digen Ministers ernannt und abberufen; er vertritt die Zentralregierung auf regiona-
ler Ebene.

Marschall (marszalek województwa); 
vom sejmik mit absoluter Mehrheit 
gewählt, sitzt dem Vollzugsausschuss 
vor.

315 Kreise (powiaty)

Kreisrat (rada powiatu), ein beschlussfassen-
des Organ; in direkter Wahl aus Listen für 
eine Amtszeit von vier Jahren nach dem Ver-
hältniswahlrecht gewählt.

Kreisvollzugsausschuss (zarząd powia-
tu); zuständig für die Ausführung der 
Kreisratsbeschlüsse.

Kreisratsvorsitzender (starosta); vom 
Kreisrat mit absoluter Mehrheit gewählt, 
sitzt dem Kreisvollzugsausschuss vor und 
beaufsichtigt die ordnungsgemäße Aus-
führung der Aufgaben des Kreises.

64 Stadtgemeinden (gminy)

Die Behörden der großen Städte haben Befug-
nisse, die normalerweise in die Zuständigkeit 
der Kreise fallen. Ihre Arbeitsweise gleicht 
derjenigen der anderen Kommunen.

2489 Landgemeinden (gminy)
Gemeinderat (rada gminy); für vier Jahre in direkter, geheimer Wahl gewählt; je nach Einwohnerzahl 
hat er zwischen 15 und 45 Mitglieder; der Gemeinderat wird in allgemeinen Wahlen und in Orten mit 
über 20 000 Einwohnern nach dem Verhältniswahlrecht gewählt. Der Gemeinderatsvorsitzende 
(przewodniczący) und seine ein bis drei Stellvertreter werden vom Gemeinderat gewählt.

Das Oberhaupt der Kommunalverwaltung wird gemäß dem Gesetz vom 20.6.2002 über die Direktwahl der 
Bürgermeister (Amtliches Gesetzblatt Nr. 113 Ziffer 984 und Nr. 127 Ziffer 1089) in allgemeiner unmittel-
barer Wahl gewählt. Dieses Exekutivorgan heißt in Landgemeinden Gemeindevorsteher (wójt), in Kommu-
nen mit bis zu 100 000 Einwohnern Bürgermeister (burmistrz) und in Großstädten mit mehr als 100 000 
Einwohnern Stadtpräsident (prezydent).

Gemäß dem Gesetz vom 15.3.2002 über den Organisationsaufbau der Haupt-
stadt Warschau (Amtliches Gesetzblatt Nr. 41 Ziffer 361) ist die Stadt War-
schau eine Gemeinde (gmina) mit Stadtstatus und den Rechten eines Land-
kreises (powiat), die in 18 Stadtbezirke (dzielnice) unterteilt ist. Dem Rat der 
Stadt Warschau als Legislativorgan gehören 60 auf vier Jahre gewählte Mit-
glieder an. Der Stadtpräsident (Prezydent) übt seine Aufgaben als Exekuti-
vorgan mit Hilfe der Stadtverwaltung Warschau aus, die die laufenden Ver-
waltungstätigkeiten der Hauptstadt wahrnimmt.

Dorfgemeinden
bestehen aus einer Reihe von Dörfern und verfügen als Legislativorgan über eine Generalversammlung sowie als Exekutive über einen 
Dorfvorsteher (sołtys) und einen Dorfrat, die beide in direkter, geheimer Wahl von der örtlichen Bevölkerung gewählt werden.

Der Staatspräsident ernennt den Ministerpräsiden-
ten sowie auf dessen Vorschlag die Mitglieder der 
Regierung.

Die Regierung ist dem Sejm verantwortlich.

Ernennung und Amtsenthebung durch den Mini-
sterpräsidenten auf Vorschlag des Ministers für 

öffentliche Verwaltung

Es besteht kein Unterordnungsverhältnis.

Zuständigkeiten
Gesetzgebungsbefugnis und Aufsicht über die lokalen Gebietskörperschaften gemäß den Bestimmungen der Verfassung und anderer einschlägiger 
Gesetze

•   Innere Sicherheit und öffentliche Ordnung
•   Äußere Sicherheit des Staates
•   Verwaltung des Staatshaushalts

Woiwodschaften (województwa)
•   Regionalentwicklungspolitik
•   Raumordnung
•   Förderung und Planung der Gesundheitsfürsorge (Verwaltung des 

Krankenhausnetzes)
•   Hochschulwesen
•   Förderung und Unterstützung der Wirtschaftsentwicklung

•   Planung und Einrichtung der Verwaltung operationeller EU-Struk-
turfondsprogramme

•   Sozialpolitik
•   Beschäftigungspolitik
•   Verwaltung des regionalen Straßennetzes
•   Umweltschutz

Woiwod (wojewoda)
•   Vertreter der Regierung in der Woiwodschaft
•   Beaufsichtigt die staatliche Verwaltung auf Woiwodschaftsebene 

und in den Kreisen (Polizei, Sozialfürsorge, Umweltschutzkontrol-
len)

•   Rechtsaufsicht über kommunale Selbstverwaltung

Kreise (powiaty)
Zuständig für lokale Angelegenheiten, die nicht den Gemeinden (gminy) übertragen werden können, z. B.

Gemeinden (gminy)

Gemäß der Verfassung der III. Republik Polen sind die Gemeinden für alle Angelegenheiten zuständig, die nicht per Gesetz anderen Verwaltungs-
ebenen übertragen wurden.

•   Raumentwicklung
•   Liegenschaftsverwaltung
•   Umweltschutz
•   lokales Straßennetz
•   Wasserversorgung und Abwasseraufbereitung
•   Unterhaltung der Mülldeponien
•   Strom-, Gas- und Wärmeversorgung
•   öffentlicher Personennahverkehr
•   Gesundheitsdienste

•   Sozialfürsorge
•   örtliches Wohnungswesen
•   Schulwesen
•   Unterhalt der Friedhöfe
•   Gemeindeförderung

Rolle der Gebietskörperschaften im 
europäischen Einigungsprozess und bei 
den grenzüberschreitenden Beziehungen 
(anhand von Beispielen)

26.11.1991
Polen wird Mitglied des 

Europarates

19.1.1993
Unterzeichnung des Europäischen Rahmen-
übereinkommens über die grenzüberschrei-

tende Zusammenarbeit (siehe Europarat) 
(seit 20.6.1993 in Kraft)

19.2.1993
Unterzeichnung der Europäischen Charta der 

kommunalen Selbstverwaltung (siehe Europarat) 
(seit 1.3.1994 in Kraft)
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Stadt Warschau •   öffentliche Netzdienste
•   Sekundarschulwesen
•   Umweltschutz
•   allgemeine Krankenhäuser
•   Bauaufsicht
•   Zivilschutz
•   Feuerwehr

•   Verbraucherschutz (Kreisverbrauchervertreter)
•   Sozialfürsorge
•   Beschäftigung (Kreisarbeitsamt)
•   Unterhalt des Straßennetzes auf Kreisebene
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Dezentralisierungsprozess: Portugal
Geschichtlicher  
Überblick

Die Etappen des Dezentralisierungsprozesses

5.10.1910
Ausrufung  

der Republik

1933
Neue Verfassung; Gründung eines Stände-

staates mit Einheitspartei

28.5.1926
Staatsstreich; Aufhebung der demokratischen 
Institutionen; Gründung der Zweiten Republik

14.12.1955
Mitglied  
der UNO

1949
Mitglied  

der NATO

3.5.1960
Unterzeichnung des Übereinkommens 

zur Gründung der EFTA

April 1975
Wahlen zur verfassunggebenden  

Versammlung

25.4.1974
Staatsstreich (Nelken-Revolution) und Grün-

dung der Dritten Republik

28.3.1977
Antrag auf 
EG-Beitritt

21.2.1976
Inkrafttreten der gegenwärtigen 

Verfassung

1.1.1986
EG-Beitritt

1982
Verfassungsreform

1.11.1993
Inkrafttreten des EU-Vertrags 

(Maastricht)

1986
Soares wird Staatspräsident,  

1991 wiedergewählt.

1996
Sampaio wird 

Staatspräsident.

1999
Das autonome portugiesische Gebiet 

Macao wird an China zurückgegeben.

1.5.1999
Inkrafttreten des Vertrags 

von Amsterdam

20.5.2002
Unabhängigkeit von Timor (zuvor unter  

portugiesischer Verwaltung)

1.2.2003
Inkrafttreten des Vertrags 

von Nizza

29.10.2004
Unterzeichnung des Vertrags über eine 

Verfassung für Europa

Rahmen-
gesetz vom 
13.8.1991

Statut der Verwal-
tungsregionen

Gesetzesvertreten-
de Verordnung vom 

29.3.1984
Organisation und Funkti-
onsweise der Gemeinden 

und Kommunen, Statut der 
lokalen Gebietskörper-

schaften

Gesetzesvertreten-
de Verordnung vom 

21.12.1979
Einsetzung der fünf Ko-
ordinierungsausschüsse 

der portugiesischen 
Regionen

1976
Durch die neue Verfas-

sung werden die demokrati-
sche lokale Selbstverwaltung, 

die regionale Autonomie 
Madeiras und der Azoren 

sowie die Regionalisierung 
eingeführt.

Gesetz 
vom 

26.3.1987
Statut der Auto-
nomen Region 

Azoren

Gesetz 
vom 5.6.1991
Statut der Auto-
nomen Region 

Madeira

Gesetz 
vom 2.8.1991

Sonderregelung für 
die städtischen Groß-
räume Lissabon und 

Porto

Gesetz 
vom 28.4.1998
Schaffung der 

Verwaltungsre-
gionen

8.11.1998
Ablehnung des Re-

gionalisierungsplans 
im Volksentscheid

1998
Gesetz Nr. 13/98; 
Finanzgesetz der 

autonomen Regionen

1998 und 
1999

Gesetze Nr. 61/98 und 
130/99; wesentliche 

Änderungen des Statuts 
der autonomen Regio-

nen Azoren und 
Madeira

8.11.1999
Organgesetz 

der Regierung (474 
A); Schaffung eines 

Ministeriums für 
Staats- und Verwal-

tungsreform

9.8.2001
Gesetzesvertre-

tende Verordnung 
224/2001 über die 
Neugestaltung der 
Koordinierungs-
ausschüsse der 

Regionen

11.1.2002
Gesetz 5-A/2002 

über die Organisati-
on der lokalen Ge-
bietskörperschaften

13.5.2003
Gesetz Nr. 

10/2003 über die 
Reform der Rechts-
ordnung der städti-
schen Großräume

17.7.2004
Schaffung des Mi-

nisteriums für Städte, 
Lokalverwaltung, 

Wohnungswesen und 
Regionalentwick-

lung

22.2.2000
Entschließung 22/2000; 

Schaffung einer interminis-
teriellen Dienststelle für die 

Staatsreform im Ministerium 
für Staats- und Verwal-

tungsreform

Versammlung der Republik 
in allgemeinen, direkten Wahlen gewählt für vier Jahre
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Präsident der Republik 
in allgemeinen, direkten Wahlen gewählt für fünf Jahre Premierminister  

vom Präsidenten der Republik (gemäß den 
Wahlergebnissen) ernannt

Regierung 
auf Vorschlag des Premierministers ernanntüberwacht die Tätigkeit der Regierung

Aufsicht

strenge nachträgliche 
Kontrolle

ernennt und beruft ab (auf Vorschlag 
der Regierung)

keine Unterordnung – strenge nachträgliche Kontrolle, Möglichkeit der Auflösung der Organe bei schweren Verstößen

keine Unterordnung – nachträgliche Aufsicht, Möglichkeit der Auflösung der Organe 
bei schweren Verstößen

Fünf Koordinierungsausschüsse 
der portugiesischen Regionen 

(Nord, Zentrum, Lissabon und Tejo-Tal, Algarve, Alentejo); von 
der Regierung ernannt

18 Distrikte (divisão distrital)
Distriktversammlung; besteht aus den 
Vorsitzenden der Kommunalräte, den 
Vorsitzenden der Kommunalversammlun-
gen und je einem von den Kommunalver-
sammlungen gewählten Gemeinderats-
vorsitzenden (junta de freguesia); kann 
so oft zusammentreten, wie es ihr Vorsit-
zender verlangt

Beratender Ausschuss; besteht aus dem 
Zivilgouverneur, vier von der Distriktver-
sammlung aus ihrer Mitte gewählten 
Mitgliedern und vier (von der Regierung 
auf Vorschlag des Zivilgouverneurs er-
nannten) Bürgern, die in bestimmten 
Bereichen fachkundig sind
Gibt Stellungnahmen ab

Zivilgouverneur (governador civil); 
wird von der Regierung ernannt. Ist 
Vertreter der Regierung und staatliche 
Aufsichtsbehörde. Nimmt die Befugnis-
se wahr, die ihm vom Innenminister 
übertragen werden

308 Kommunen (municípios)

Kommunalver-
band; wird von 
der interkom-
munalen Ver-

sammlung 
verwaltet

Kommunalversammlung; besteht gewöhnlich 
aus 15 bis 20 in allgemeinen, direkten Wahlen 
gewählten Mitgliedern, Verhältniswahlrecht, 
Amtszeit vier Jahre; alle Gemeinderatsvorsit-
zenden sind von Amts wegen Mitglieder
Beratendes und beschlussfassendes Organ, 
überwacht die Tätigkeit des Exekutivorgans, 
legt die Leitlinien für die Pläne fest

Kommunalrat (einer Stadt oder eines ländlichen 
Gemeindeverbandes), kollegiales Exekutivorgan; 
Mitglieder und Vorsitzender werden in allgemei-
ner, direkter Wahl für vier Jahre gewählt. Zustän-
dig für die Vorbereitung und Ausführung der 
Beschlüsse der Kommunalversammlung; hat 
umfassende Verwaltungsbefugnisse auf Kommu-
nalebene

Zwei städtische Großräume 
(Lissabon und Porto, Gesetz 10/2003 vom 13.5.)

Versammlung des städti- 
schen Großraums; Be-
schlussfassungsorgan, 
setzt sich nach dem 
Proportionalsystem aus 
gewählten Mitgliedern 
der betreffenden Kom-
munalversammlungen 
zusammen (50 in Lissa-
bon, 27 in Porto)

Rat des städtischen Groß-
raums; beratendes Organ, 
setzt sich zusammen aus 
Mitgliedern des Ausschus-
ses, dem Vorsitzenden des 
Ausschusses für Koordi-
nierung und Entwicklung 
der Regionen und Vertre-
tern der öffentlichen Ver-
sorgungsbetriebe und 
Einrichtungen, deren 
Tätigkeit in den Zustän-
digkeitsbereich der Regio-
nen fällt

Ausschuss des städti-
schen Großraums; Exe-
kutivorgan, setzt sich aus 
den Vorsitzenden der 
Kommunalräte des be-
treffenden städtischen 
Großraums zusammen, 
die aus ihrer Mitte einen 
Vorsitzenden und zwei 
stellvertretende Vorsit-
zende wählen

Kommunalverwaltung

4252 Gemeinden (freguesias)
Gemeindeversammlung; Mitglieder in 
allgemeinen, direkten Wahlen gewählt, 
Verhältniswahlrecht, Amtszeit vier Jahre; 
beschlussfassendes Organ

Gemeinderat; kollegiales Exekutivorgan; 
Mitglieder und Vorsitzender werden von 
der Gemeindeversammlung gewählt; 
zuständig für die Vorbereitung und Aus-
führung der Beschlüsse

Gemeindeverwaltung

Autonome  
Region Azoren  
sehr weit reichende politische und 
gesetzgeberische Befugnisse, eine 
Art „Selbstregierung“

Minister der Republik; repräsentiert 
den Staat, unterzeichnet die Dekrete 
der gesetzgebenden Regionalver-
sammlung und der Regionalregie-
rung, hat bei der Verabschiedung der 
Dekrete der gesetzgebenden Regio-
nalversammlung ein Vetorecht; kann 
Gesetze an das Verfassungsgericht 
verweisen, um ihre Verfassungsmä-
ßigkeit prüfen zu lassen

Regionalversammlung; hat Gesetzge-
bungs- und Regelungsbefugnisse; 
wird in allgemeinen, direkten Wahlen 
gewählt, Verhältniswahlrecht, Man-
datszeit vier Jahre

Regionalregierung unter Leitung 
eines vom Minister der Republik 
entsprechend der Mehrheit in der 
Regionalversammlung ernannten 
Präsidenten (Mitglied des Staatsra-
tes); ist verantwortlich vor der gesetz-
gebenden Regionalversammlung, hat 
Regelungs- und Verwaltungsbefug-
nisse, beteiligt sich am europäischen 
Einigungsprozess und an der Aus-
handlung internationaler Überein-
kommen

19 Kommunen; unterstehen der Auf-
sicht der Regionalregierung

Autonome 
Region Madeira 
sehr weit gehende politische und 
gesetzgeberische Befugnisse, eine 
Art „Selbstregierung“

Minister der Republik; repräsentiert 
den Staat, unterzeichnet die Dekrete 
der gesetzgebenden Regionalver-
sammlung und der Regionalregie-
rung, hat bei der Verabschiedung der 
Dekrete der gesetzgebenden Regio-
nalversammlung ein Vetorecht; kann 
Gesetze an das Verfassungsgericht 
verweisen, um ihre Verfassungsmä-
ßigkeit prüfen zu lassen

Regionalversammlung; hat Gesetzge-
bungs- und Regelungsbefugnisse; 
wird in allgemeinen, direkten Wahlen 
gewählt, Verhältniswahlrecht, Man-
datszeit vier Jahre

Regionalregierung unter Leitung 
eines vom Minister der Republik 
entsprechend der Mehrheit in der 
Regionalversammlung ernannten 
Präsidenten (Mitglied des Staatsra-
tes); ist verantwortlich vor der gesetz-
gebenden Regionalversammlung, hat 
Regelungs- und Verwaltungsbefug-
nisse, beteiligt sich am europäischen 
Einigungsprozess und an der Aus-
handlung internationaler Überein-
kommen

Elf Kommunen; unterstehen der 
Aufsicht der Regionalregierung

Zuständigkeiten
Zuständigkeiten der nationalen Ebene
Ausschließliche Gesetzgebungsbefugnis in sämtlichen Bereichen
Allgemeine Zuständigkeiten in den Bereichen, die der staatlichen 
Hoheitsgewalt unterliegen
Verwaltungsbefugnisse außerhalb des Bereichs, der den lokalen 
Gebietskörperschaften obliegt

Zuständigkeiten der autonomen Regionen
•   eigene Befugnisse zur Verfolgung ihrer spezifischen Interessen
•   geteilte Befugnisse im Rahmen der nationalen Politik
•   Klagebefugnis vor dem Verfassungsgericht zur Wahrung ihres 

Autonomiestatus

Zuständigkeiten der Koordinierungsausschüsse der Regionen
•   Koordinierung der technischen, finanziellen und administrativen 

Unterstützung der lokalen Gebietskörperschaften
•   Durchführung der Maßnahmen zur Entwicklung der Regionen

Zuständigkeiten der Distrikte
•   Koordination der Verwaltungsinstrumente und Organisation der 

Dienstleistungen des Distrikts
•   Koordination der Maßnahmen der Gebietskörperschaften zur 

Einrichtung und Ausstattung von Schulen
•   Einrichtung und Unterhalt der Museen
•   Erhaltung und Förderung der kulturellen Werte örtlicher  

Gemeinwesen
•   Informationsgesuche an den Zivilgouverneur

Verwaltungszuständigkeiten der Kommunen
•   Verwaltung der Liegenschaften, Infrastrukturen in Stadt und 

Land
•   Einrichtung eines öffentlichen Energieversorgungs-, Verkehrs- 

und Kommunikationsnetzes
•   Bildung und Kultur
•   mit den Gemeinden geteilte Zuständigkeiten

Zuständigkeiten der städtischen Großräume
•   Koordinierung der interkommunalen Dienstleistungen
•   Stellungnahmen zum Einsatz von Mitteln aus dem Staats- und 

EU-Haushalt
•   Verwaltung der eigenen technischen Dienste
Verwaltungszuständigkeiten der Gemeinden

Rolle der Gebietskörperschaften im 
europäischen Einigungsprozess und bei den 
grenzüberschreitenden Beziehungen  
(anhand von Beispielen)

1980
Europäisches Rahmen-

übereinkommen von 
Madrid über die grenz-
überschreitende Zusam-

menarbeit zwischen 
Gebietskörperschaften 

oder Behörden

18.12.1990
Ratifizierung der Euro-

päischen Charta der 
kommunalen Selbstver-
waltung (in Portugal am 

1.4.1991 in Kraft  
getreten)

Januar 1992
Arbeitsgemeinschaft 

Estremadura/Alentejo 
(Spanien/Portugal)

Januar 1993
Einsetzung des 

Büros für grenz-
überschreitende 

Initiativen Estrema-
dura/Alentejo

Mai 1994
Einrichtung des 
Büros für grenz-
überschreitende 

Initiativen Spanien/
Portugal (Estrema-
dura/portugiesische 

Region Centro)

März 1995
Einrichtung des 
Büros für grenz-
überschreitende 

Initiativen Kastili-
en-León/portugiesi-
sche Region Centro

Mai 1998
Arbeitsgemein-

schaft Estremadu-
ra/portugiesische 

Region Centro

Juli 1998
Arbeitsgemein-
schaft Andalu-
sien/Algarve

Juni 1999
Arbeitsgemein-
schaft Kastilien-
León/portugiesi-

sche Region 
Centro

Oktober 1991
Arbeitsgemeinschaft 

Nordportugal/Galicien, 
grenzüberschreitende 

Zusammenarbeit Spanien/
Portugal

Juli 1995
Einrichtung des 
Büros für grenz-
überschreitende 

Initiativen Andalu-
sien/Algarve

1. Mit der jeweiligen Kommu-
nalverwaltung geteilte Zustän-
digkeiten:
•   örtliche Entwicklung, Um-

weltschutz
•   öffentliches Versorgungsnetz
•   öffentliche Hygiene und 

Gesundheitsschutz
•   Jugend- und Altenpflege
•   Bildung, Kultur und Sport

2. Eigene Zuständigkeiten:
•   Verwaltung ihres eigenen 

Sachkapitals
•   Durchführung des Wähler-

zensus
•   Durchführung der öffentli-

chen Bauarbeiten
•   Unterhalt der öffentlichen 

Straßen
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Dezentralisierungsprozess: Rumänien
Geschichtlicher 
Überblick

Die Etappen des Dezentralisierungsprozesses

|
1859

Vereinigung der Fürstentümer Moldava (Moldau) 
und Valahia (Wallachei), Hauptstadt Bukarest

1862
Die vereinigten Fürstentümer nennen sich 

offiziell „Rumänien“.
|

|
1878

Berliner Kongress: Unabhängigkeit vom Osmanischen 
Reich, Anschluss der nördlichen Dobrogea (Dobrudscha)

1881
Ausrufung des rumänischen  

Königreichs
|

|
1918

Transilvania (Siebenbürgen) 
kommt zu Rumänien.

1920
Friedensvertrag von Trianon: Rumänien erhält Basarabia (Bes-

sarabien), Transilvania und die Bucovina (Bukowina).
|

|
1920-1921

Kleine Entente (mit Polen, 
Tschechoslowakei und Jugoslawien)

|
1923

Verabschiedung der Verfassung: Einführung 
des allgemeinen Wahlrechts

1934
Balkan-Entente (Türkei,  

Griechenland und Jugoslawien) 
|

|
26.6.1940

Sowjetische Besetzung von Basarabia  
und der nördlichen Bucovina

7.9.1940
Rumänien tritt die südliche Dobrogea an Bulgarien 
und das nordwestliche Transilvania an Ungarn ab.

|
|

23.11.1940
Beitritt zum Dreimächtepakt  

(Deutschland, Italien und Japan)

23.8.1944
Rumänien verlässt den Dreimächtepakt und  

schließt sich den Alliierten an.
|

|
1947

Abschaffung der Monarchie und Ausrufung  
der Volksrepublik Rumänien

1947
Friedensvertrag von Paris: Rumänien  

erhält Siebenbürgen zurück
|

|
1952

Verabschiedung der neuen  
sozialistischen Verfassung

14.12.1955
Beitritt  

zur UNO
|

|
1958

Die sowjetische Armee  
zieht aus Rumänien ab.

21.8.1965
Verabschiedung  

einer neuen Verfassung
|

1965-1989
Diktatur unter  

Nicolae Ceauşescu
|

|
22.12.1989

Zusammenbruch der  
kommunistischen Diktatur

1.2.1990
Machtübernahme durch den Proviso- 

rischen Rat der Nationalen Einheit
|

|
21.11.1991

Verabschiedung einer  
neuen Verfassung (letzte Fassung 2003)

8.2.1993
Assoziierungsabkommen  

EU-Rumänien
|

|
7.10.1993

Rumänien wird Mitglied  
des Europarates

22.6.1995
Antrag auf  

Beitritt zur EU
|

|
12./13.12.1997

Europäischer Rat von Luxemburg: Verabschiedung  
der allgemeinen Strategie für die EU-Erweiterung

10.-12.12.1999
Europäischer Rat von Helsinki: Eröffnung  

der EU-Beitrittsverhandlungen
|

|
20.12.2000

Ion Iliescu  
wird Staatspräsident.

1.2.2003
Inkrafttreten  

des Vertrags von Nizza
|

|
29.3.2004

Rumänien tritt  
der NATO bei.

16.12.2004
Traian Basescu wird  

Präsident Rumäniens.
|

|
17.12.2004

Abschluss der Beitrittsverhandlungen 
mit der Europäischen Union

1991
Gesetz über die Kom-

munalwahlen, geändert 
1996, aufgehoben durch 

Gesetz Nr. 67/2004

1991
Gesetz Nr. 69/1991 über die 

Kommunalverwaltung, geändert 
1996 und 2001, aufgehoben durch 

Gesetz Nr. 215/2001

1991
Das Bodengesetz Nr. 18/1991, 

neu veröffentlicht 1998 und geän-
dert durch Gesetz Nr. 218/1998, 
1/2000, 405/2001 und 400/2002

1995
Gesetz Nr. 112/1995 über 

die Regelung des Rechtssta-
tus bestimmter verstaatlichter 
Wohnimmobilien, geändert 
durch Gesetz Nr. 422/2001

1999
Gesetz Nr. 188/1999 

über das Statut der Beam-
ten, neu veröffentlicht im 
März 2004 und geändert 

durch Gesetz Nr. 
344/2004

2001
Gesetz Nr. 215/2001 

über die Kommunalver-
waltung, geändert durch 
Gesetz Nr. 141/2004 und 

393/2004

1998
Gesetz Nr. 213/1998 

über den Rechtsstatus des 
öffentlichen Eigentums, 

geändert durch Gesetz Nr. 
241/2003 und Gesetz Nr. 

47/2004

1998
Gesetz Nr. 151/1998 

über die regionale Ent-
wicklung: Darin wird die 

Schaffung von acht Makrore-
gionen vorgesehen; geändert 
durch die Gesetze 26/2001, 
256/2003 und aufgehoben 
durch Gesetz Nr. 315/2004, 
ergänzt und geändert durch 

die Notverordnung Nr. 
111/2004

1998
Gesetz Nr. 189/1998 über 

die kommunalen Finanzen, 
geändert durch das Gesetz 

Nr. 337/2001 und aufgehoben 
durch die Regierungsnot-

verordnung 45/2003

2001
Gesetz Nr. 350/2001 
über Städteplanung, 
ergänzt durch Regie-

rungsverordnung 
69/2004

2001
Gesetz Nr. 326/2001 
über kommunale Ge-
meinschaftsdienste, 

geändert durch Gesetz 
Nr. 194/2004

2003
Regierungsnotverordnung 

Nr. 45/2003 über kommunale 
öffentliche Finanzen, mit 

Änderungen bestätigt durch 
Gesetz Nr. 108/2004, teilweise 

aufgehoben durch Gesetz 
Nr. 313/2004

2002
Gesetz Nr. 

500/2002 über die 
öffentlichen Finan-
zen, geändert durch 

Gesetz Nr. 314/
2003

2004
Gesetz Nr. 67/2004 
über die Wahl der 

lokalen Gebietskör-
perschaften

2004
Gesetz Nr. 315/2004 über 

Rumäniens Regionalentwick-
lung, geändert und ergänzt 
durch die Regierungsnot-
verordnung Nr. 111/2004

2004
Gesetz Nr. 370/2004 

über die Wahl des Prä-
sidenten Rumäniens, 
geändert und ergänzt 
durch die Notverord-

nung 77/2004

2004
Gesetz Nr. 373/2004 
über die Wahl zum 

Abgeordnetenhaus und 
zum Senat, geändert und 
ergänzt durch die Regie-
rungsnotverordnung Nr. 

80/2004

2004
Gesetz Nr. 340/2004 
über die Einsetzung 

des Präfekten

2004
Gesetz Nr. 393/2004 
zum Status der loka-
len Mandatsträger

2004
Gesetz Nr. 108/2004 
zur Bestätigung der 

Regierungsnotverord-
nung Nr. 45/2003 über 
kommunale öffentli-

che Finanzen

2004
Rahmengesetz Nr. 
399/2004 über die 
Dezentralisierung

2004
Regierungsbeschluss Nr. 
1256/2004 zur Bestäti-

gung der Rahmenverord-
nung über die Einsetzung 
und Arbeit der Regional-

entwicklungsräte

2004
Regierungsnotver-

ordnung Nr. 111/2004 
zur Änderung und 

Ergänzung von Gesetz 
Nr. 315/2004 über die 

Regionalentwicklung in 
Rumänien

Präsident der Republik
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auf vier Jahre in allgemeiner, gleicher, direkter, geheimer 
und freier Wahl gewählt; wenn keine Mehrheit erreicht 
wird, wird ein zweiter Wahlgang durchgeführt. Nur 
einmalige Wiederwahl möglich, auch wenn die Mandate 
nicht unmittelbar aufeinanderfolgen

Zweikammerparlament (Legislative)
Abgeordnetenhaus (Camera deputaţilor); umfasst 
332 in allgemeiner, gleicher, direkter, geheimer und 
freier Wahl nach Listenwahlrecht auf vier Jahre 
gewählte Abgeordnete. Unter diesen vertreten 18 
Abgeordnete Organisationen nationaler Minderhei-
ten, die nicht die zur Wahl in das Parlament benötigte 
Stimmenanzahl erreicht haben.

Senat (Senatul); umfasst 137 in 
allgemeiner, gleicher, direkter, 
geheimer und freier Wahl gewähl-
te Senatoren. Der Senatspräsident 
wird in geheimer Wahl von den 
Senatoren gewählt.

Regierung (Exekutive)
Premierminister: Der Präsident Rumäni-
ens ernennt einen Kandidaten für das Amt 
des Premierministers. Der Kandidat be-
müht sich um das Vertrauensvotum des 
Parlaments.

Minister: Der Kandidat für das Amt des 
Premierministers schlägt Minister vor, die 
vollständige Liste wird vom Parlament 
bestätigt.

Verfassungsgerichtshof
besteht aus neun für eine einmalige Amtszeit von neun Jahren ernannten Richtern; 
der Verfassungsgerichtshof garantiert die Verfassungsgerichtsbarkeit. Drei Richter 
werden von der Abgeordnetenkammer, drei weitere vom Senat und die übrigen drei 
vom Präsidenten der Republik ernannt.

Die acht Entwicklungsregionen (Gesetz Nr. 315/2004 mit weiteren Änderungen und Ergänzungen)
Die Entwicklungsregionen umfassen die Gebiete bestimmter Kreise, beziehungsweise – im 
Falle der Entwicklungsregion Bukarest-Ilfov – das Gebiet der Munizipalstadt Bukarest, die 
durch Übereinkommen zwischen den Vertretern der Kreisräte und – je nach Fall – Vertretern 
des Stadtrates der Munizipalstadt Bukarest gebildet werden. Die Entwicklungsregionen sind 
keine Verwaltungs- und Territorialeinheiten, sie haben keine Rechtspersönlichkeit. Sie bilden 
den Rahmen zur Erarbeitung, Umsetzung und Bewertung der Politik zur regionalen Entwick-
lung sowie zur Erhebung der statistischen Daten gemäß den von Eurostat für die Gebietsklassi-
fikation NUTS-2-Ebene herausgegebenen europäischen Bestimmungen.

Die Regionalentwicklungsräte sind beratende Versammlungen auf regionaler Ebene, ohne 
Rechtspersönlichkeit, die nach partnerschaftlichen Prinzipien auf regionaler Ebene eingerichtet 
wurden und arbeiten, um die aus der Politik zur regionalen Entwicklung sich ergebenden 
Durchführungs- und Kontrollmaßnahmen zu koordinieren. Sie werden aus den Kreisratvorsit-
zenden und je einem Vertreter der Munizipal-, Stadt- und Dorfräte aus jedem Kreis der Region 
gebildet. Im Fall der Entwicklungsregion Bukarest-Ilfov wird der Regionalentwicklungsrat aus 
dem Vorsitzenden des Kreisrates von Ilfov, dem Bürgermeister der Stadt Bukarest, einem Ver-
treter von jedem lokalen Rat und aus Vertretern der lokalen Kreisräte von Ilfov gebildet.

Die nationale Behörde für Regionalentwicklung ist eine auf 
nationaler Partnerschaft beruhende Institution mit Ent-
scheidungsbefugnis in Bezug auf die Gestaltung und Um-
setzung der Ziele der Regionalentwicklungspolitik. Die 
nationale Behörde für Regionalentwicklung wird aus den 
Vorsitzenden und den stellvertretenden Vorsitzenden der 
regionalen Entwicklungsräte und aus Vertretern der Regie-
rung gebildet, die durch Regierungsbeschluss ernannt 
werden.

Präfekten
Diese sind von der Regierung ernannte Beamte und vertreten die Regierung auf 
Kreisebene. Ihnen obliegt die Leitung der Tätigkeiten der dezentralisierten öffent-
lichen Dienste der Ministerien und anderer Zentralorgane innerhalb der Territori-
al- bzw. Verwaltungseinheiten; die Präfekten überwachen die Gesetzmäßigkeit von 
Rechtsakten der Kreisräte, Kommunalräte und Bürgermeister. Es besteht jedoch 
keine hierarchische Verbindung zwischen Präfekten und Kreisräten, Kommunalrä-
ten und Bürgermeistern. Gemäß den Bestimmungen des Gesetzes Nr. 340/2004 
sind die Präfekten ab 1. Januar 2006 Hohe Staatsbeamte.

42 Kreise (judeţ) einschließlich Kreis Bukarest
Kreisräte; werden in allgemeiner, gleicher, direkter, geheimer und freier Wahl auf vier 
Jahre gewählt.

Kreisratsvorsitzender (Preşedinte) und stellvertretende Kreisratsvorsitzende; werden 
von den Kreisratsmitgliedern aus ihrer Mitte mit einfacher Mehrheit gewählt.

2820 Gemeinden (comune), 210 Städte (orase) und 103 so genannte Munizipalstädte (municipii)
Gemeinderäte (beratende Versammlungen); werden in 
allgemeiner, gleicher, direkter, geheimer und freier Wahl 
auf vier Jahre gewählt

Bürgermeister (Exekutive); in allgemeiner, gleicher, direkter, geheimer und freier 
Wahl nach dem Persönlichkeitswahlsystem in zwei Wahlgängen auf vier Jahre 
gewählt, wobei jeweils für einen einzigen Kandidaten gestimmt wird. Ein zweiter 
Wahlgang findet statt, wenn keine Mehrheit erreicht wird.

Der Premierminister wird vom Präsidenten der Republik ernannt.

Die Regierung wird vom Präsidenten der Republik auf der Grundlage  
eines Vertrauensvotums des Parlaments eingesetzt. Zuständigkeiten
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Bereiche, in denen die nationale Ebene die legislative Gewalt ausübt:

•   Haushalt, Finanzen
•   Landwirtschaft, Forst
•   Öffentliche Verwaltung und Raumplanung
•   Kultur
•   Ökologie
•   Arbeits- und Sozialschutz
•   Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung
•   Energie
•   Straßen

•   städtischer Verkehr
•   Wohnungswesen
•   Wirtschaftsentwicklung
•   Bildungswesen
•   Gesundheitswesen
•   viele weitere Bereiche: innere und äußere Sicherheit, 

Außenpolitik usw.

Zuständigkeiten der Kreise

Der Kreisrat ist die öffentliche Verwaltungsbehörde für die Koordinierung der Tätigkeit der Lokalräte im Hinblick auf die 
Realisierung der öffentlichen Dienste, die auf Kreisebene von Interesse sind (Artikel 121 Absatz 1 der Verfassung).

Zuständigkeiten der kommunalen Ebene

•   Standesamt
•   Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung
•   Vermögensverwaltung
•   Müllabfuhr
•   Pflege öffentlicher Anlagen
•   Umwelt
•   Wasserbewirtschaftung und Abwasserbeseitigung
•   Straßen- und Wegenetz
•   Energie
•   städtische Heizungssysteme
•   Stadtverkehr

•   Friedhöfe
•   Wohnungswesen
•   Wirtschaftsentwicklung
•   Bildungswesen
•   Gesundheitswesen
•   Krankenhäuser
•   soziale Hilfe
•   Kultur
•   Kommunalsteuern und -abgaben
•   Kommunalhaushalte
•   Bodennutzungspläne

Rolle der Gebietskörperschaften im europäischen 
Einigungsprozess und bei den 
grenzüberschreitenden Beziehungen  
(anhand von Beispielen)

1.10.1994
Unterzeichnung der Europäischen 
Charta der kommunalen Selbstver-

waltung (vgl. Europarat; am 
1.5.1998 in Kraft getreten), ratifi-
ziert durch Gesetz Nr. 199/1997

27.2.1996
Unterzeichnung des Europäischen Rahmenab-

kommens über die grenzüberschreitende Zusam-
menarbeit zwischen Gebietskörperschaften (so 

genanntes Abkommen von Madrid vom 
21.5.1980) des Europarates, ratifiziert durch 

Regierungsverordnung Nr. 120/1998

16.9.1996
Vertrag über gutes Einver-
nehmen, Zusammenarbeit 
und gutnachbarschaftliche 
Beziehungen mit Ungarn, 
ratifiziert durch Gesetz 

Nr. 113/1996

19.2.1997
Rumänisch-ungarisches Abkommen über militäri-

sche Zusammenarbeit und Abkommen über die 
Zusammenarbeit der Regierungen bei der Bekämp-
fung von organisiertem Verbrechen, Drogenhandel 

und Terrorismus (bestätigt durch Regierungsbe-
schluss Nr. 271/1997)

Präfekten werden von der Regierung ernannt. 
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Dezentralisierungsprozess: Slowakische Republik
Geschichtlicher 
Überblick

Die Etappen des Dezentralisierungsprozesses

28.10.1918
Gründung der ersten Tschechoslowakischen Republik 

(1918-1939) als demokratischer Einheitsstaat

29.2.1920
Verabschiedung einer  

tschechoslowakischen Verfassung

16.5.1935
Sowjetisch- 

tschechoslowakischer Vertrag

29./30.9.1938
Münchner Abkommen:  

das Sudentenland wird an Hitler abgetreten.

Oktober 1941 bis Januar 1945
Befreiung der Tschechoslowakei durch 
die Rote Armee und Wiederherstellung 

der Vorkriegs-Tschechoslowakei

2.11.1938
1. Wiener Schiedsspruch (Ribbentropp,  
Ciano): Die Südslowakei wird Ungarn  

(Horthy) zugesprochen.

24.10.1945
Die Tschechoslowakei wird  

Gründungsmitglied der UNO.

25.2.1948
Kommunistischer Staatsstreich in Prag, durch den die 

Tschechoslowakei Teil des „Ostblocks“ wird.

1968
„Prager Frühling“, „Sozialismus mit menschlichem 

Antlitz“ unter Dubček, Niederwerfung des Aufstands 
durch die Panzer der Warschauer Pakts

Januar 1969
Einführung  

eines föderalen Systems

1977-1990
„Charta 77“, Oppositionsbewegung  

mit Václav Havel als Mitglied

November 1989 bis 1993
„Samtene“ Revolution (Fall des Kommu-
nismus); Tschechische und Slowakische 

Föderative Republik

29.12.1989 bis 20.7.1992
Václav Havel Präsident der Tschechischen und 

Slowakischen Föderation

1.9.1992
Verabschiedung einer neuen Verfassung 

der unabhängigen Slowakischen Republik

1.1.1993
Beitritt 

zur OSZE

1.1.1993
„Samtene“ Spaltung der Tschechischen 
und Slowakischen Föderation; Grün-

dung der Slowakischen Republik

19.1.1993
Beitritt der neuen Slowakischen 

Republik zur UNO

30.6.1993
Beitritt  

zum Europarat

6.10.1993
Assoziierungsabkommen 

mit der EU

September 1998
Verfassungsänderung: Einführung der Direktwahl des 
Präsidenten der Slowakischen Republik gemäß Artikel 

101 Absatz 2 der Verfassung

15.6.1999 bis 15.6.2004
Rudolf Schuster zum Präsidenten 

der Slowakischen Republik gewählt

Februar 2001
Verfassungsänderung im Hinblick 

auf den EU-Beitritt

1.2.2003
Inkrafttreten  

des Vertrags von Nizza

16./17.4.2003
Unterzeichnung des Beitrittsver-

trags in Athen

16./17.5.2003
Referendum über den EU-Beitritt 

(92,46 % Ja-Stimmen)

1.5.2004 
EU-Beitritt

15.6.2004
Ivan Gašparovič zum Präsidenten 

der Slowakischen Republik gewählt

29.10.2004
Unterzeichnung des Vertrags über  

eine Verfassung für Europa

1939-1945
Selbständige Slowakische Republik 

unter der Führung von Jozef Tiso

1996
Gesetz Nr. 222 über 
die Organisation der 
Staatsverwaltung auf 

lokaler Ebene

1990
Verfassungsänderun-

gen zur Abschaffung der 
ehemaligen Regionen und 

Wiedereinführung der lokalen 
Verwaltungsebene

1990
Die Gesetze Nr. 346, 369 
und 517 über die Wahl der 
Kommunalorgane, die Ge-

meinden und die Gebiets- und 
Verwaltungseinheiten

1991
Gesetz Nr. 138 

über das Eigentum 
der Gemeinden

1996
Gesetz Nr. 221 über 

die Verwaltungs- und 
Gebietsorganisation

4.7.2001
Gesetz Nr. 302 über die 

Selbstverwaltung der überge-
ordneten Gebietskörperschaften 

(Regionen) 
Gesetz Nr. 303 über die Wahl der 
übergeordneten Gebietskörper-

schaften (Regionen)

14.7.1998 und 
14.1.1999

Verfassungsänderungen: Die 
Gemeinschaften werden durch die 

Gemeinden als unterste Stufe 
der lokalen Verwaltung 

ersetzt.

September 2001
Gesetz Nr. 416 über die 

Übertragung einiger staatlicher 
Verwaltungsaufgaben an die 

nachgeordneten Gebietskörper-
schaften (Gemeinden und 

Regionen)
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Präsident  
der Republik 

von den Bürgern der 
Slowakischen Republik 

für fünf Jahre in 
geheimer Wahl gewählt, 
einmalige Wiederwahl 

möglich

Slowakischer Nationalrat 
(Narodna Rada Slovenskej Republiky) (Einkammernparlament).

Verfassungs- und Gesetzge-
bungsorgan der Republik; 
bestehend aus 150 für vier 
Jahre in freien und geheimen 
Wahlen gewählten Mitglie-
dern

Vorsitzender des Nationalra-
tes: von den Mitgliedern des 
Nationalrates mit absoluter 
Mehrheit in geheimer Wahl 
gewählt

Stellvertretende Vorsitzende: 
vier an der Zahl; sie können 
den Nationalratsvorsitzenden 
in seiner Abwesenheit vertre-
ten. Sie werden von den Mit-
gliedern des Nationalrates mit 
absoluter Mehrheit in gehei-
mer Wahl gewählt.

Regierung (Exekutive)
Ministerpräsident: vom Staats-
präsidenten ernannt und abberu-
fen

Die Minister werden vom Präsi-
denten der Republik auf Vor-
schlag des Ministerpräsidenten 
ernannt und abberufen.

Verfassungsgericht

Die 13 Richter dieses Gerichtshofs 
werden vom Präsidenten der Republik 
auf Vorschlag des Nationalrates für 
sieben Jahre ernannt und prüfen die 
Verfassungsmäßigkeit der Gesetze.

Acht Regionen oder Regionalämter (am 1.7.1996 eingesetzt)

Seit 1.7.1996 ist das Staatsgebiet in 
acht Regionen unterteilt, die dem 
Staat direkt unterstellt sind (dezentra-
lisierte Verwaltungsebene).

Präfekt der Region: wird von der 
Regierung auf Vorschlag des Innen-
ministeriums ernannt und beaufsich-
tigt die Regionen 46 Fachbehörden

• Verkehrsamt
• Katasteramt
• Forstamt
• Bodenamt
• Bauamt
• Amt für Bildung
• Umweltamt

seit 1.12.2001: acht autonome übergeordnete Gebietseinheiten (Selbstverwaltungseinheiten) (samospravne kraje)

Diese Gebietseinheiten sind geogra-
fisch mit den acht Regionen iden-
tisch, verfügen jedoch über Selbst-
verwaltungsbefugnisse.

Rat der Selbstverwaltungseinheiten: 
in direkter Wahl für vier Jahre 
gewählt

Vorsitzender der Selbstverwaltungs-
einheiten: in direkter Wahl für vier 
Jahre gewählt

2887 Gemeinden (obec)

Gemeinderat: setzt sich je nach Größe der Ge-
meinde aus drei bis 41 Mitgliedern zusammen, 
die in allgemeiner und direkter Verhältniswahl 
für vier Jahre gewählt werden. Die Hauptstadt 
Bratislava ist unterteilt in 17 Stadtbezirke mit je 
einem Gemeinderat und einem Bürgermeister.

Bürgermeister (starosta): wird nach dem Mehr-
heitswahlrecht in direkter Wahl für vier Jahre 
gewählt, ist Vorsitzender des Gemeinderates und 
Leiter der Exekutive auf Gemeindeebene

Die Regierung ist dem Nationalrat verantwortlich.

ernennt und setzt ab

geografische Regionen und regionale  
Selbstverwaltungseinheiten identisch

Zuständigkeiten
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Gesetzgebungsbefugnis auf nationaler Ebene in sämtlichen Bereichen

•   staatliche Polizei
•   Brandbekämpfung
•   Unterhalt der Verkehrswege
•   Abfallwirtschaft
•   Pflege der Grünflächen
•   Umweltschutz
•   Bildungswesen (Vorschule, Grundschule, 

Sekundarschule und Hochschulwesen)
•   Gesundheitswesen

•   Krankenhäuser
•   Auswärtige Angelegenheiten
•   Wirtschaft
•   Verteidigung
•   innere Angelegenheiten
•   Finanzen
•   Kultur
•   Justiz
•   Beschäftigung, soziale Angelegenheiten, 

Familienfragen

•   Landwirtschaft
•   Verkehr, Post und Telekommunikation
•   Bauwesen und Regionalentwicklung

Die Regionalbehörden können allgemeine Verordnungen erlassen, die auf alle in ihrem Zuständigkeitsbereich ansässigen natürlichen und juristischen Per-
sonen Anwendung finden. Im Dezember 2003 wurden die Bezirksämter abgeschafft. Ihre Zuständigkeiten wurden acht Regionalämtern und 46 neu ge-
schaffenen staatlichen Fachbehörden auf regionaler Ebene übertragen.
Die Zuständigkeiten der staatlichen regionalen Behörden (Regionalämter – krajské úrady und staatliche Fachbehörden – špecializovaná štátna správa) 
müssen getrennt von den Zuständigkeiten der regionalen Selbstverwaltungseinheiten (samosprávne kraje) beschrieben werden.

Regionalämter (8):
•   innere Angelegenheiten (Staatsbürgerschaft, 

Register, Verwaltungsangelegenheiten wie 
Anmeldung bestimmter juristischer Perso-
nen)

•   Gewerbeangelegenheiten
•   Zivilschutz

Staatliche Fachbehörden (46) (unterstehen dem 
Ministerium):
•   Verkehrsamt
•   Katasteramt

•   Forstamt
•   Bodenamt
•   Bauamt
•   Amt für Bildung
•   Umweltamt

Regionale Selbstverwaltungseinheiten:
•   Internationale Zusammenarbeit (überregiona-

le Zusammenarbeit)
•   Kultur (Museen usw.)
•   soziale Angelegenheiten (Seniorenheime)

•   Regionalentwicklung (Konzeptionsarbeiten, 
von der EU mitfinanzierte Projekte)

•   Bildung (Sekundarschulbildung)
•   Zivilschutz (in Zusammenarbeit mit staatli-

chen Stellen)
•   Gesundheitswesen (Gesundheitsfürsorge)
•   Verkehrswesen und Verwaltung der Straßen-

infrastruktur (Straßen zweiter und dritter 
Ordnung)

•   Raumordnung

Die Gemeinden können allgemeine Verordnungen erlassen, die auf alle in ihrem Zuständigkeitsbereich ansässigen natürlichen und juristischen Personen 
Anwendung finden. Mit Ausnahme der gesetzlich vorgesehenen Fälle unterliegen diese Gebietskörperschaften nicht der Aufsicht des Staates (Ebene der 
politischen Dezentralisierung).
Die Selbstverwaltungseinheiten sind auf lokaler Ebene für folgende Bereiche zuständig:

•   lokale Verwaltung
•   Raumordnung
•   Unternehmensgründungen
•   Gemeindesteuern
•   Straßenbau und Unterhalt der Verkehrswege 

auf lokaler Ebene
•   öffentliche Anlagen
•   Märkte
•   Friedhöfe

•   Umweltschutz
•   öffentlicher Nahverkehr
•   Wohnungsbau
•   Katastrophenschutz
•   Unterhalt des Gemeindebesitzes
•   örtliche Wirtschaft
•   Wasser- und Abfallwirtschaft
•   Gemeindepolizei
•   Brandschutz

•   örtliche Gesundheitszentren
•   öffentliche Beleuchtung
•   Sport
•   Fremdenverkehr
•   Kultur
•   Bildung (Grundschulbildung  

und Kindergärten)

Rolle der Gebietskörperschaften im europäischen 
Einigungsprozess und bei den grenzüberschreitenden 
Beziehungen  
(anhand von Beispielen)

19.3.1995
Unterzeichnung eines Ver-
trags über gute Nachbar-

schaft und freundschaftliche 
Zusammenarbeit zwischen 
der Slowakischen Republik 
und Ungarn hinsichtlich der 

Minderheitenprobleme in 
beiden Ländern

7.9.1998
Unterzeichnung des europäischen 
Rahmenübereinkommens über die 
grenzüberschreitende Zusammen-

arbeit zwischen Gebietskörper-
schaften bzw. Behörden ein-

schließlich Protokoll Nr. 1 (Euro-
parat); Inkrafttreten  

am 2.5.2000

23.2.1999
Unterzeichnung der 

Europäischen Charta der 
kommunalen Selbstver-

waltung (Europarat) 
(Inkrafttreten  
am 1.6.2000)

1.2.2000
Unterzeichnung von Protokoll 
Nr. 2 zum europäischen Rah-
menübereinkommen über die 
grenzüberschreitende Zusam-
menarbeit zwischen Gebiets-

körperschaften bzw. Behörden 
(Europarat); Inkrafttreten am 

1.2.2001

1999-2002
Konferenz der Slowakischen 
Republik zur Förderung der 
grenzüberschreitenden Zu-

sammenarbeit mit ihren 
Nachbarstaaten (Tschechi-

sche Republik, Ungarn, 
Polen, Ukraine und Öster-

reich)

Juni 2003
Abschlusskonferenz zum 
Thema „Die Slowakei und 

ihre Nachbarn“ in Anwesen-
heit von Vertretern aus allen 
Nachbarstaaten zur Bewer-
tung der grenzüberschrei-
tenden Zusammenarbeit in 
Mitteleuropa und die Zu-

kunftsaussichten
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Dezentralisierungsprozess: Slowenien
Geschichtlicher 
Überblick

Die Etappen des Dezentralisierungsprozesses

|
bis 1918

Slowenien gehört  
zu Österreich-Ungarn

1.12.1918
Ausrufung des Königreichs der Serben,  

Kroaten und Slowenen 
|

|
Juni 1921

Verabschiedung der Verfassung des Königreichs  
der Serben, Kroaten und Slowenen

Oktober 1929
Änderung der Staatsbezeichnung  

in „Königreich Jugoslawien“
|

|
April 1941 bis Mai 1945

Kapitulation der jugoslawischen Armee,  
Besetzung Sloweniens durch die Nazis

November 1945
Gründung der Föderativen Volksrepublik Jugoslawien unter Tito (spä-
ter Sozialistische Föderative Republik Jugoslawien, SFRJ, bis 1990)

|
|

Juni 1948
Bruch zwischen Tito und Stalin; Einführung des 
Selbstverwaltungssozialismus oder „Titoismus“

1974
Verabschiedung der dritten  
jugoslawischen Verfassung

|
|

4.5.1980
Tod Titos; politische  

und wirtschaftliche Krise

23.12.1990
Volksentscheid über die Unabhängigkeit  

(88,2 % Ja-Stimmen)
|

|
25.6.1991

Unabhängigkeitserklärung  
Sloweniens

23.12.1991
Verabschiedung  

einer neuen Verfassung
|

|
20.1.1992

Die EU erkennt den neuen  
Staat Slowenien offiziell an.

22.5.1992
Slowenien wird Mitglied  
der Vereinten Nationen.

|
|

14.5.1993
Slowenien wird Mitglied  

des Europarates.

1.2.2003
Inkrafttreten des  

Vertrags von Nizza
|

|
7.3.2003

Verabschiedung der Verfas-
sungsänderung im Hinblick auf 

den EU-Beitritt

23.3.2003
Volksentscheid über den EU-Beitritt  

(89,61 % Ja-Stimmen)
|

|
16./17.4.2003 

Unterzeichnung des  
Beitrittsvertrags in Athen

1.5.2004
Beitritt Sloweniens  

zur Europäischen Union
|

|
29.10.2004

Unterzeichnung des Vertrags über  
eine Verfassung für Europa

23.12.1991
Verabschiedung einer 

neuen Verfassung, in der 
das Recht auf kommunale 

Selbstverwaltung gewährleistet 
wird (Artikel 9 und Teil V, 

Artikel 138-145)

1993
Gesetz über die kom-

munale Selbstverwaltung 
(Amtsblatt der Republik 
Slowenien Nr. 72/1993) 

(mehrmals geändert)

1993
Gesetz über die 

Kommunalwahlen 
(Amtsblatt der Re-
publik Slowenien 

Nr. 72/1993)

1994
Gesetz über die 
Finanzierung  

der Gemeinden

1994
Konstituierung von 

147 Gemeinden

4.12.1994
erste Kommunalwahlen: 2800 
neue Gemeinderatsmitglieder 

werden gewählt.

1.1.1995
Einführung eines neuen 

Systems der Verwaltungsorga-
nisation und der kommunalen 

Selbstverwaltung

1996
Gesetz über die Verfahren 

zur Festlegung und Abgren-
zung der Gemeindegebiete

1998
Konstituierung 45 neuer 
Gemeinden durch Volks-

entscheid

2002
Konstituierung einer neuen 

Gemeinde durch Volks-
entscheid

Präsident der Republik 
für fünf Jahre in allgemeinen und direkten Wahlen 

gewählt (Wiederwahl in unmittelbarer Folge nur einmal 
möglich)
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Zweikammerparlament (Legislative)
Staatsversammlung (Državni zbor); bestehend aus 90 für 
vier Jahre auf der Basis von Listen in acht Wahlbezirken 
gewählten Mitgliedern; jeder Wahlbezirk verfügt über elf 
Sitze; zwei Sitze für Vertreter von Minderheiten; neben der 
Regierung, dem Staatsrat oder 5000 Wahlberechtigten kann 
auch die Staatsversammlung eine Gesetzesinitiative ergrei-
fen

Staatsrat (Državni svet); 
bestehend aus 40 für fünf 
Jahre gewählten Mitglie-
dern; beratendes Gremium 
mit beschränkten Gesetzge-
bungsbefugnissen

Regierung (Exekutive)
Ministerpräsident; auf Vorschlag des 
Präsidenten der Republik von der Staats-
versammlung mit absoluter Mehrheit 
gewählt

15 Minister, davon einer ohne Geschäfts-
bereich, der für die kommunale Selbstver-
waltung und die Regionalentwicklung 
zuständig ist; auf Vorschlag des Minister-
präsidenten von der Staatsversammlung 
ernannt

Verfassungsgerichtshof (Judikative)
Bestehend aus neun auf Vorschlag des 
Präsidenten der Republik von der Staats-
versammlung für neun Jahre gewählten 
Richtern; entscheidet über die Verfas-
sungskonformität der Gesetze; die Richter 
können nicht wiedergewählt werden

Präsident; von den Richtern für drei Jahre 
aus ihrer Mitte gewählt

Die Verfassung (Artikel 143) und das Gesetz über die kommunale Selbstverwaltung 
von 1993 sehen eine freiwillige Konstituierung und Auflösung von Regionen vor:

„Die Gemeinden entscheiden selbständig über den Zusammenschluss zu überlokalen 
Selbstverwaltungsgemeinschaften, einschließlich Regionen (...)“ (Artikel 143 Absatz 1 
der Verfassung);

„Das Gebiet einer Region umfasst die gesamten Gebiete der einzelnen Gemeinden“ 
(Artikel 72 des Gesetzes über die kommunale Selbstverwaltung).

58 dezentralisierte staatliche Verwaltungsbehörden
Diese Behörden nehmen die Angelegenheiten 
ihrer jeweiligen Ministerien wahr. Die Ministe-
rien sind auch für die Überwachung der Gesetz-
lichkeit des Handelns der lokalen Gebietskör-
perschaften zuständig.

Leiter der Behörde; von dem für die öffentliche 
Verwaltung zuständigen Minister ernannt und 
abberufen

193 Gemeinden, darunter 11 städtische Gemeinden
Unter städtische Gemeinde wird jede Gemeinde 
verstanden, die mehr als 20 000 Einwohner hat, 
von denen mehr als 15 000 im Tertiär- und Quar-
tiärsektor beschäftigt sind.

Stadt- bzw. Gemeinderat (Občinski svet) (Be-
schlussorgan); je nach Größe der Stadt/Gemein-
de sieben bis 45 in direkter Wahl nach dem 
Verhältniswahlrecht für vier Jahre gewählte 
Mitglieder

Bürgermeister (župan) (Exekutive); für 
vier Jahre in direkter Wahl gewählt; ist 
gleichzeitig Leiter der Stadt- bzw. Gemein-
deverwaltung und Vorsitzender des Stadt- 
bzw. Gemeinderates

Stadt- bzw. Gemeindeausschüsse (beratende 
Gremien des Stadt- bzw. Gemeinderates); vom 
Stadt- bzw. Gemeinderat ernannt

Auf Vorschlag des Präsidenten der Republik wählt die Staatsversammlung den Ministerpräsidenten mit absoluter Mehrheit.

Die Staatsversammlung ernennt die Minister  
auf Vorschlag des Ministerpräsidenten.

Die Staatsversammlung überwacht die Arbeit der Regierung

Jeder Minister ist der Staatsversammlung gegenüber für seine Handlungen verantwortlich.

Besondere gemeinsame Ausschüsse ermöglichen den interinstitutionellen 
Dialog zwischen der dezentralisierten Staatsverwaltung und den lokalen 

Gebietskörperschaften.

ernennt und beruft ab

Zuständigkeiten

Gesetzgebungsbefugnis auf staatlicher Ebene in sämtlichen Bereichen

Gemeinden können sich zu Regionen zusammenschließen, um lokale Fragen von gemeinsamem Interesse zu regeln und zu behandeln.
Der Staat kann nach Zustimmung der regionalen/lokalen Gebietskörperschaften spezifische Befugnisse und Aufgaben übertragen.
Diese durch freiwilligen Zusammenschluss entstandenen Regionen existieren noch nicht, mit Ausnahme einiger weniger Fälle, die 
nicht sehr effizient sind, v. a. weil der Staat ihnen bislang noch keine Aufgaben übertragen hat.
Die Befugnisse des Staates werden auf regionaler Ebene durch dezentrale staatliche Einrichtungen ausgeübt.

Städtische Gemeinden verfügen über weitergehende Befugnisse als einfache Gemeinden.
Auf einfache Gemeinden übertragene Zuständigkeiten:
•   Brandbekämpfung
•   Katastrophenschutz
•   Bildungswesen (Vorschulen, Grund-

schulen)
•   medizinische Grundversorgung
•   Berufsbildung
•   Kinderkrippen und Kindergärten
•   Familien- und Jugendfürsorge
•   Altenheime

•   Soziale Sicherheit
•   Wohnungswesen
•   Stadtplanung
•   Raumplanung
•   Abwasserreinigung
•   Müllabfuhr
•   Friedhöfe
•   Umweltschutz

•   Kultur (Theater, Konzerte, Museen 
und Bibliotheken)

•   Sport- und Freizeitwesen
•   Gasversorgung
•   Förderung der Land- und Forstwirt-

schaft sowie Fischerei
•   Wirtschaftsförderung
•   Tourismusförderung

Neben den oben genannten Zuständigkeiten haben die städtischen Gemeinden folgende zusätzliche Zuständigkeit:
•  Städtischer Personennahverkehr

Rolle der Gebietskörperschaften im 
europäischen Einigungsprozess und bei den 
grenzüberschreitenden Beziehungen  
(anhand von Beispielen)

11.10.1994
Unterzeichnung der Charta 
der kommunalen Selbstver-
waltung (des Europarates)

15.11.1996
Ratifizierung dieser Charta

28.1.1998
Unterzeichnung des Europäischen 
Rahmenübereinkommens über die 

grenzüberschreitende Zusammenar-
beit zwischen Gebietskörperschaften 

und beider Zusatzprotokolle (des 
Europarates)

17.7.2003
Ratifizierung dieses Rahmenüberein-
kommens und beider Zusatzprotokolle
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Die Autonomen Regionen

In der Verfassung von 1978 sind drei unterschiedliche Wege der Erlangung von regionaler Autonomie vorgese-
hen, die sich nach dem Umfang der von Beginn an vorgesehenen Zuständigkeiten in zwei Kategorien unterteilen 
lassen.

1.   Konstituierung als Autonome Region nach Artikel 151 der Verfassung (besonderes Statut)

Die historisch gewachsenen Autonomen Regionen besitzen von Beginn an weit reichende Kompetenzen. Diese 
Möglichkeit wurde für die historisch gewachsenen so genannten Nacionalidades eingeführt (Katalonien, Bas-
kenland und Galicien). Gleiches trifft auch auf Andalusien zu.
Artikel 148.1 und gegebenenfalls 149.1 der Verfassung von 1978 legen die Zuständigkeiten dieser Regionen fest.

2.  Konstituierung als Autonome Region nach Artikel 143 der Verfassung (allgemeines Statut)

Zwischen 1979 und 1983 haben sich die meisten Regionen als Autonome Region mit begrenzten Zuständigkei-
ten konstituiert und dafür die Zustimmung der Cortes Generales erhalten (Asturien; Kantabrien; La Rioja;  
Murcia; Aragon; Kastilien-La Mancha; Kanarische Inseln; Valencia; Estremadura; Balearen).
Für Madrid und Kastilien-León gilt zusätzlich Artikel 144 der Verfassung.
Die Zuständigkeiten dieser Regionen sind in Artikel 148.1 der Verfassung festgelegt.

3.  Die Region Navarra

Die erste Zusatzbestimmung der Verfassung von 1978 erkennt die historischen Sonderrechte der Foralrechtsge-
biete an und sieht einen besonderen Weg für das Erlangen der Autonomie für diese Regionen vor. Diese Bestim-
mung fand für die Foralgemeinschaft Navarra Anwendung.

28. Februar 1992: Autonomiepakt, erweitert die Zuständigkeiten der nach Artikel 143 und 144 der Ver-
fassung konstituierten Autonomen Regionen.

Die Unterscheidungsmerkmale

In der Verfassung von 1978 sind – neben der von vornherein zweizügigen Kompetenzverteilung – weitere Krite-
rien zur Unterscheidung der Autonomen Regionen vorgesehen:

•  Artikel 3.2 erkennt die Existenz weiterer Amtssprachen in bestimmten Autonomen Regionen an.
•   Artikel 149.1.8 erkennt das Fortbestehen eines besonderen zivilen Gewohnheitsrechts (Foralrech-

te) oder von Sonderrechten (u. a. Navarra, Katalonien) an.
•   Mit den so genannten Zusatzbestimmungen werden die Grundlagen der unterschiedlichen Fi-

nanz- und Steuersysteme des Baskenlandes und Navarras anerkannt. Auch die Kanarischen In-
seln verfügen über ein eigenes Finanzsystem.

•   Bestimmte Autonome Regionen haben Zuständigkeiten mit einer gewissen politischen Bedeu-
tung, insbesondere in Bezug auf die Bildung einer eigenen Polizei (Baskenland, Galicien, Navar-
ra und Katalonien).

•   Auf den Balearen besitzt jede Insel ihre eigene Verwaltung, den so genannten Inselrat (Consejo 
Insular). Diese Art der Verwaltung wird in Artikel 141 Absatz 4 der spanischen Verfassung und 
in Artikel 2 des Gesetzes der Balearen Nr. 8/2000 über Inselräte (27.10.2000) anerkannt. Auf den 
Balearen gibt es drei solcher Inselräte (einen auf Mallorca, einen weiteren auf Menorca und einen 
dritten für Ibiza und Formentera).



Dezentralisierungsprozess: Spanien
Geschichtlicher 
Überblick

Die Etappen des Dezentralisierungsprozesses

|
1648

Westfälischer Friede: Die Niederlande 
werden in die Unabhängigkeit entlassen.

1812
Liberale Verfassung zur Einführung eines 

parlamentarischen Regierungssystems
|

|
11.2.1873

Erste  
Republik

|
1876

Verabschiedung einer  
neuen Verfassung

1923-1930
Militärregime

|
|

14.4.1931
Zweite  

Republik

1936-1939
Spanischer  
Bürgerkrieg

|
|

1939
Diktatur unter  

General Franco

26.7.1947
Thronfolgegesetz

|
|

Dezember 1955
Beitritt  

zur UNO

1968
Äquatorialguinea  
wird unabhängig.

|
|

1975
Abtretung der Westsahara  

an Marokko und Mauretanien

20.11.1975
Tod Francos, Juan Carlos  
wird König von Spanien.

|

Juli 1976
Adolfo Suárez wird Regierungschef 

(1976-1981).
|

|
6.12.1978

Annahme der Verfassung durch Referendum: Spanien wird 
konstitutionelle Monarchie; halbföderales System.

1981
Leopoldo Calvo-Sotelo wird  
Regierungschef (1981-1982).

|

1982
Beitritt  

zur NATO
|

|
Oktober 1982

Felipe González wird  
Regierungschef (1982-1996).

1986
Beitritt  

zur EWG
|

1992
Vertrag über  

die Europäische Union
|

|
1.11.1993

Inkrafttreten des  
EU-Vertrags (Maastricht)

März 1996
José Maria Aznar wird Regierungs-

chef (1996-2000; 2000-2004).
|

|
März 1998

Aufnahme Spaniens in das  
Euro-Währungsgebiet ab 1999

1.5.1999
Inkrafttreten des  

Vertrags von Amsterdam
|

|
1.2.2003

Inkrafttreten des  
Vertrags von Nizza

März 2004
José Luis Rodríguez Zapatero zum 

Ministerpräsidenten gewählt
|

|
29.10.2004

Unterzeichnung des Vertrags über  
eine Verfassung für Europa

15.5.1986
Gesetzesdekret Nr. 781/
1986: Neufassung der 

Gesetzesvorschriften über 
die lokale Verwaltung

5.6.1984
Gesetz Nr. 4/1984: 

Regelung des Initiativ-
rechts der Kommunen 

und des Volksbe-
gehrens

1985
Nationales Gesetz 

Nr. 7/1985: Definition 
der lokalen Ver-

waltung

1986
Gesetzesdekret 
Nr. 2568/1986: 

Organisation und 
Funktionsweise der 
lokalen Gebietskör-

perschaften

1988
Nationales Gesetz 
Nr. 39/1988 über 
die lokalen Fi-

nanzen

28.2.1992
Autonomiepakt, er-

weitert die Zuständig-
keiten der Autonomen 

Regionen.

26.11.1992
Gesetz Nr. 30/1992 

über das Rechtsregime 
der öffentlichen Verwal-
tung und das allgemeine 

Verwaltungsver-
fahren

1981
Unterzeichnung des 

Finanzabkommens mit 
der Autonomen Region des 
Baskenlandes, Gesetz Nr. 

12/81 vom 13.5.1981

2.2.1981
Urteil des Verfas-

sungsgerichts: Verfas-
sungswidrigkeit der 
Staatsaufsicht über 

die Regionen

1979-1983
Verabschiedung 

des Autonomiestatuts 
der 17 Autonomen 

Regionen

1978
Demokratische 

Verfassung; dezentrale 
Organisation des Staates 

nach dem Prinzip der territori-
alen Autonomie: Konstituierung 
von Autonomen Regionen und 

institutionelle Garantie für 
die lokalen Gebietskör-

perschaften

1992
Organgesetz Nr. 9/1992 

über die Übertragung von 
Zuständigkeiten an die 

Autonomen Regionen gemäß 
Artikel 143 der Verfassung 

(historische Regionen)

21.4.1999
Politische Vereinba-

rung: „Maßnahmen zur 
Entwicklung der lokalen 

Regierung“, in der die Übertra-
gung neuer Zuständigkeiten 
an die lokalen Gebietskör-

perschaften umgesetzt 
wird

1999
Organgesetz 

Nr. 7/1999, das den 
lokalen Gebietskörper-

schaften die Möglichkeit 
gibt, zur Verteidigung 
ihrer Autonomie das 
Verfassungsgericht 

anzurufen

1999
Organgesetz Nr. 8/1999 zur 
Änderung des Wahlgesetzes 

betreffend Misstrauensanträge 
und die Vertrauensfrage in 
den Provinz- und Gemein-

deräten

1999
Organgesetze Nr. 9, 10 

und 11/1999 zur Stärkung 
der Grundlagen der 
lokalen Verwaltung

Cortes Generales (Parlament)
Senado (Senat); 259 Senatoren 
vertreten die Gebietskörperschaften, 
208 Senatoren für vier Jahre in 
allgemeiner Direktwahl auf Provinz-
basis gewählt, 51 Senatoren (jede 
Autonome Region entsendet einen 
Senator und einen weiteren je Milli-
on Einwohner)

Congreso de los diputados (Abge-
ordnetenhaus); 350 auf vier Jahre 
in allgemeiner Direktwahl auf 
Provinzbasis gewählte Abgeord-
nete, Verhältniswahl

König von Spanien

Regierung

17 Comunidades Autónomas (Autonome Regionen) und zwei Ciudades Autónomas (Autonome Städte): Ceuta und Melilla
Gesetzgebende Versammlung; in allge-
meiner Direktwahl gewählt, Verhältnis-
wahl. Verfügt über sekundäre Gesetzge-
bungsbefugnis; Klausel über die allge-
meine Zuständigkeit in der Autonomen 
Region

Consejo (Regionalregierung); Mitglieder 
vom Präsidenten ernannt; der Regionalver-
sammlung verantwortlich; die Mitglieder 
haben ministerielle Funktionen.

Präsident der Autonomen Region; von der 
gesetzgebenden Versammlung gewählt 
und ihr verantwortlich, vom König er-
nannt; Präsident der Regionalregierung

Von den 17 Autonomen 
Regionen haben sieben 
nur eine Provinz; sie 
ersetzen die 
Diputaciones 
(Provinzräte) und 
nehmen deren 
Funktionen wahr.

50 Provincias (Provinzen)/Diputaciones
Pleno (Provinzialrat); 25 bis 51 Pro-
vinzabgeordnete, in allgemeiner, indi-
rekter Wahl von und unter den Gemein-
deräten gewählt; hat Regelungs- und 
Kontrollbefugnis im Zusammenhang 
mit der Organisation und der Wahrneh-
mung der Interessen der Gebietskörper-
schaft

Comisión de gobierno (Provinzialregie-
rung); zusammengesetzt aus Präsident und 
Abgeordneten; unterstützt den Präsidenten 
in der Ausübung seiner Pflichten; gewähr-
leistet die vom Präsidenten und Provinzial-
rat übertragenen Aufgaben

Präsident und Vizepräsidenten; der Präsident 
wird vom Provinzialrat gewählt und leitet die 
Regierung und die Verwaltung; er ernennt die 
Vizepräsidenten aus der Mitte der Provinzialre-
gierung; ist Vorgesetzter des Verwaltungsperso-
nals

Provinzialverwaltung

Kanarische Inseln und 
Balearen (Archipele); System 
gleicht dem der Provinzen; 
Organ: Inselversammlung 
(zugleich Regierungs-, 
Verwaltungs- und 
Vertretungsorgan jeder Insel)

Städtische Großräume: 
Madrid und Barcelona

8089 Municipios (Gemeinden)
Pleno (Gemeinderat); Mitglieder in allgemei-
ner, direkter Wahl gewählt, Verhältniswahl-
recht; wählt den Bürgermeister und beruft 
ihn ab; kontrolliert die Organe der kommu-
nalen Selbstverwaltung; Beschlussfassungs-
organ

Comisión de gobierno (kommunale Exekuti-
ve); zusammengesetzt aus Bürgermeister und 
von ihm ernannten Räten; unterstützt den 
Bürgermeister in seinem Aufgabenbereich; 
erfüllt die ihm vom Bürgermeister und Ge-
meinderat übertragenen Aufgaben

Bürgermeister; vom Gemeinderat gewählt; 
leitet den Gemeinderat und die lokale 
Exekutive

Gemeindeverwaltung

Verfassungsgericht 
 
Organ, das Rechtsakte 
der Autonomen 
Regionen und des 
Zentralstaates 
kontrolliert und für 
nichtig erklären kann, 
entscheidet auch über 
die Aufteilung der 
Zuständigkeiten.

Das Gericht entscheidet 
über die Recht-
mäßigkeit von 
Verwaltungsakten und 
kann Rechtsakte und 
Beschlüsse der 
nachgeordneten 
Gebietskörperschaften 
kontrollieren und für 
nichtig erklären.

schlägt den Regierungschef vor

Regierung ist dem Abgeordnetenhaus verantwortlich

überprüft die Verfassungsmäßigkeit der Gesetze

überprüft nachträglich Rechtsvorschriften und kann diese ggf. außer Kraft setzen

überprüft nach-
träglich Angele-
genheiten, die 
im Zuständig-
keitsbereich der 
Autonomen 
Region liegen

überprüft nach-
träglich Rechts-
vorschriften, die 
im Zuständig-
keitsbereich der 
Provinz liegen, 
und kann diese 
ggf. außer Kraft 
setzen

überprüft nachträglich Rechtsvorschriften und 
hat die Befugnis zu ihrer Außerkraftsetzung

Jede Autonome Region hat ihr eigenes 
Autonomiestatut mit spezifischen 

Zuständigkeiten.

Zuständigkeiten

Zuständigkeiten des Zentralstaates
Der Staat verfügt über die Gesetzgebungsbefugnis, jedoch nur in seinen 
ausschließlichen Zuständigkeitsbereichen, die in Artikel 149 der 
Verfassung aufgelistet sind – darunter insbesondere:
    •   internationale Beziehungen
    •   Verteidigung
    •   Justizverwaltung
    •   Handels- und Arbeitsgesetzgebung, zivil- und strafrechtliche 

Vorschriften
    •   Zollwesen
    •   Währung, allgemeine Finanzen und Staatsverschuldung
    •   Gesundheitswesen: Grundlagen und allgemeine Koordinierung

Zuständigkeiten der Autonomen Regionen
Alle in der Verfassung nicht ausdrücklich dem Staat zugewiesenen 
Bereiche können von den Autonomen Regionen übernommen werden.
Die Autonomen Regionen verfügen durch ihre Versammlungen über die 
Gesetzgebungsbefugnis, jedoch nur im Rahmen ihrer eigenen 
Zuständigkeiten.
Die Zuständigkeiten der Autonomen Regionen sind in der Verfassung in 
Artikel 148 festgeschrieben (Auflistung nicht vollständig):
    •   Organisation der Institutionen der autonomen Regierung
    •   Raumplanung, Stadtplanung und Wohnungswesen
    •   öffentliche Bauaufträge, Eisenbahn und Straßen im Gebiet der 

Autonomen Region
    •   Landwirtschaft, Gewässer, Forsten, Fischerei
    •   Entwicklung von Wirtschaft, Kultur und Forschung
    •   Museen, Bibliotheken und Denkmäler
    •   Tourismus, Sport- und Freizeitaktivitäten im Gebiet der Autonomen 

Region
    •   soziale Fürsorge, Gesundheit und Arbeitsschutz
In Artikel 148 ist auch die Möglichkeit einer Erweiterung der 
Zuständigkeiten der Autonomen Regionen auf andere Bereiche 
vorgesehen.
Daher besitzen die einzelnen Autonomen Regionen unterschiedliche 
Zuständigkeiten.

Zuständigkeiten der Provinzen
Autonome Verwaltung der jeweiligen spezifischen Interessen der lokalen 
Gebietskörperschaften
1.   Koordinierung der lokalen Verwaltung zusammen mit der 

Autonomen Region und dem Staat
2.   Eigene Zuständigkeiten der Provinzen:
    •   Koordination der kommunalen Dienstleistungen zur Sicherstellung 

der den Gemeinden obliegenden Leistungen
    •   Hilfestellung, rechtliche, wirtschaftliche und technische 

Kooperation mit den Gemeinden
    •   Erbringung von überkommunalen Dienstleistungen
    •   Förderung und Verwaltung der besonderen Interessen der Provinz

Zuständigkeiten der Inselräte
Im Autonomiestatut der Balearen sind die Befugnisse der drei Inselräte 
festgelegt. Die wichtigsten Ressorts, für die den Inselräten die 
Zuständigkeit übertragen wurde, sind:
    •   archäologisches, historisches und künstlerisches Erbe
    •   Sozialleistungen und soziale Dienste
    •   Umweltschutz, Stadtentwicklung und Raumplanung
    •   Straßenwesen, öffentliche Bauvorhaben und öffentlicher 

Personenverkehr
    •   Touristeninformation, Kultur und Förderung von Sport und 

Freizeitaktivitäten
    •   Organisation von Inselmessen
Die Inselräte haben bedeutende Befugnisse zur institutionellen 
Vertretung. Sie üben die Verwaltungsgewalt aus, müssen sich dabei 
aber strikt an die Zuständigkeiten halten, die ihnen in den vom 
Regionalparlament der Balearen verabschiedeten Gesetzen übertragen 
werden.

Zuständigkeiten der Gemeinden
Eigene Zuständigkeiten:
    •   öffentliche Sicherheit
    •   Planung und Kooperation im Bildungsbereich
    •   Verkehrsregelung
    •   Katastrophenschutz, Feuerwehr (für Gemeinden über 20 000 

Einwohner verbindlich vorgeschrieben)
    •   Stadtplanung
    •   historisches und kulturelles Erbe
    •   Umweltschutz (für Gemeinden über 50 000 Einwohner verbindlich 

vorgeschrieben)
    •   Gesundheitswesen
    •   Verbraucherschutz
    •   Förderung der sozialen Wiedereingliederung (für Gemeinden über 

20 000 Einwohner verbindlich vorgeschrieben)
    •   Wasserversorgung und öffentliche Beleuchtung
    •   Reinigung und Abfallverwertung (für Gemeinden über 5000 

Einwohner)
    •   öffentliche städtische Verkehrsmittel (für Gemeinden über 50 000 

Einwohner)

Rolle der Gebietskörperschaften im 
europäischen Einigungsprozess und 
bei den grenzüberschreitenden 
Beziehungen  
(anhand von Beispielen)

1980
Europäisches 

Rahmenüberein-
kommen über die 
grenzüberschrei-
tende Zusammen-

arbeit der Ge-
bietskörperschaf-
ten oder Behörden 

in Madrid

29.11.1990
Abkommen über die staatlichen 
Beihilfen und Abkommen zur 
Regelung der Mitwirkung der 

Autonomen Regionen in Verfah-
renshandlungen des Staates bei 

Vorabentscheidungen der Europäi-
schen Kommission und im Zu-
sammenhang mit den beim Ge-
richtshof der Europäischen Ge-

meinschaften anhängigen Sachen

Oktober 1991
Bildung einer 

Arbeitsgemein-
schaft für 

grenzüber-
schreitende 

Zusammenar-
beit zwischen 
Nordportugal 
und Galicien

Februar 1995
Unterzeichnung 
eines Protokolls 

über Zusam-
menarbeit 

zwischen Kasti-
lien-León und 

der Region 
Nordportugal

3.3.1995
Unterzeichnung eines 

Protokolls über Zusam-
menarbeit zwischen 

Kastilien-León und der 
Region Zentralportugal 

und gleichzeitig Ein-
richtung einer Arbeits-
gemeinschaft zwischen 

beiden Regionen

9.5.1995
Einrichtung einer Arbeitsge-

meinschaft der Inseln des westli-
chen Mittelmeeres (Imedoc), der 
zunächst die Balearen, Korsika 
und Sardinien angehören. Nach-
dem sich erst Sizilien und dann 
Kreta der Arbeitsgemeinschaft 

anschlossen, heißt diese seit 
2004 Eurimed.

27.7.1995
Einrichtung 

einer Arbeits-
gemeinschaft 
zwischen An-
dalusien und 

der portugiesi-
schen Region 

Algarve

Januar 1992
Einsetzung 
des Arbeits-
ausschusses 

Estremadura/
Alentejo 
(Spanien/
Portugal)

20.10.1992
Abkommen über die Institutionali-
sierung der Konferenz für europäi-

sche Angelegenheiten als Organ 
des Dialogs und der Zusammenar-
beit und die Einbindung der Auto-

nomen Regionen in die Be-
schlussfassung in der spanischen 

Politik in Europafragen

30.11.1994
Abkommen der Kon-
ferenz für europäische 
Angelegenheiten über 

die Beteiligung der 
Autonomen Regionen 
an den Europafragen 
durch die sektoralen 

Konferenzen

Mai 1994
Einrichtung 

einer Ar-
beitsgemein-
schaft zwi-

schen Extre-
madura und 
der Region 
Zentralpor-

tugal

1983
Bildung einer Ar-
beitsgemeinschaft 

Pyrenäen (Kataloni-
en; Aragon; Navarra; 
Baskenland; Andor-
ra; Aquitanien; Lan-
guedoc-Roussillon; 

Midi-Pyrénées)

8.11.1988
Ratifizierung 
der Europäi-
schen Charta 

der kommuna-
len Selbstver-
waltung (am 
1.3.1989 in 

Kraft getreten)

Mai 1990
Die spanische 

Region Kastili-
en-León und 
die Region 

Zentralportu-
gal unterzeich-
nen in Coimbra 
ein Kooperati-
onsabkommen.

20.9.1996
Einsetzung eines 

Beraters für 
regionale Ange-
legenheiten in 
der ständigen 

Vertretung Spa-
niens bei der 
Europäischen 

Union

September 1998
Komitologie-
Abkommen: 

Verordnung über 
die regionale 
Vertretung in 
den Komitees 

der Kommission 
tritt in Kraft.

11.12.1997
Abkommen über 
die Mitwirkung 
der Autonomen 
Regionen bei 
Verfahren vor 

dem Gerichtshof 
der Europäischen 

Union

19.1.2000
Einrichtung 

einer Arbeitsge-
meinschaft 

zwischen Kasti-
lien-León und 

der Region 
Nordportugal

20.10.2004
Bildung der Eurore-
gion Pyrenäen und 
der Arbeitsgemein-

schaft zwischen 
Aragonien, den 

Balearen, Kataloni-
en, Languedoc-
Roussillon und 
Midi-Pyrénées

Dezember 2004
Abkommen über die Mitwir-
kung der Autonomen Regio-

nen im Rat der EU, konkret in 
den Ministerräten für Arbeit 
und Soziales, Landwirtschaft 
und Fischerei, Bildung und 

Kultur und Umwelt

21.1.2005
Einrichtung 

einer Arbeitsge-
meinschaft 

zwischen Anda-
lusien und der 

portugiesischen 
Region Alentejo
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überprüft nachträglich Rechtsvorschriften und 
hat die Befugnis zu ihrer Außerkraftsetzung
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Dezentralisierungsprozess: Schweden
Geschichtlicher 
Überblick

Die Etappen des Dezentralisierungsprozesses

1718
Gründung eines Reichstages 

(Riksdag)

1809
Verabschiedung einer neuen Ver-

fassung durch den Reichstag

1905
Offizielle Loslösung  

Norwegens

1917
Einführung der konstitutionellen Monarchie auf 

der Grundlage der parlamentarischen Demokratie

1921
Allgemeines Wahlrecht für 

Männer und Frauen

1959
EFTA-Mitgliedschaft

1946
UNO-Mitgliedschaft

1970
Reichstag wird einzige Kammer 

des Parlaments

1973
Karl XVI. Gustav wird König 

von Schweden

1.1.1975
Neue Verfassung, Einschränkung 

der Befugnisse des Königs

1980
Einführung der Möglichkeit der 

weiblichen Thronfolge

1992
EWR-Mitgliedschaft

1.11.1993
Inkrafttreten des Vertrags  

von Maastricht

13.11.1994
Referendum über den EU-Beitritt: 

52,2 % Ja-Stimmen

1.1.1995
Schweden wird Mitglied der 

Europäischen Union

1.5.1999
Inkrafttreten des Vertrags  

von Amsterdam

1.2.2003
Inkrafttreten des Vertrags  

von Nizza

29.10.2004
Unterzeichnung des Vertrags über eine 

Verfassung für Europa

1991
Neues Kommunalgesetz: 

großer Handlungsspielraum 
für lokale und kommunale 

Ausschüsse

1987
Göteborg richtet kommu-
nale Unterausschüsse ein, 
Ziel: größere Bürgernähe

1977
Gesetz über die Gebietskör-

perschaften, erlaubt Beihilfen für 
Privatunternehmen

1997
Gesetz über die regionale 

Neuordnung

1999
Einrichtung von vier 
Pilotregionen: Skåne 

(Schonen), Västra Götaland 
(West-Götaland), Kalmar 

und Gotland

1862
Verordnung über die 

kommunale Verwaltung 
(Trennung der klerikalen von 
den bürgerlichen Aufgaben 

auf der lokalen Ebene)

1966
Reform der lokalen 

Gebietskörper-
schaften

2001
Beschluss über die 

Fortsetzung des Regiona-
lisierungsprogramms

1.7.2002
Gesetz über Organe der 
Zusammenarbeit. Zwei 

Pilotregionen, Schonen und 
West-Götaland, bleiben 

bestehen.

Konungahus (König)
Riksdag (Parlament): 349 für 
vier Jahre in allgemeiner Wahl 
nach dem Verhältniswahlrecht 
direkt gewählte Abgeordnete

Regering 
(Regierung)

Ministerpräsident
wird vom Parlaments- 
präsidenten ernannt

Regierung dem Parlament verantwortlich

21 Län (Regierungsbezirke)

21 Länsstyrelser (Regierungspräsidien 
als Regionalbehörde der  
Zentralregierung).
15 von der Zentralregierung ernannte 
Mitglieder je Präsidium.

Regierungspräsident
von der Zentralregierung ernannt,
nachgeordnetes Organ des Zentral-
staats.

18 Landsting (Provinzialverbände)
Landstingsfullmäktige (Pro-
vinzialverbandsräte)
Mitglieder werden in allge-
meiner, direkter Wahl nach 
dem Verhältniswahlrecht für 
vier Jahre gewählt.
Beschlussorgan, erhebt Steu-
ern, wählt die Mitglieder des 
Provinzialverbandsvorstands.

Landstingsstyrelse (Provinzialver-
bandsvorstand, obligatorisch)
Vom Vorsitzenden der Mehrheitspar-
tei geleitet.
Bereitet die Arbeiten des Provinzial-
verbands vor.
Nämnder, utskott  
(sonstige Ausschüsse)
Im Allgemeinen Ausschüsse zum 
Gesundheitswesen, zum öffentlichen 
Verkehr, zur Umwelt und zur Kultur
Zusammensetzung der Mitglieder 
richtet sich nach der politischen 
Machtverteilung im Provinzialver-
band; Mitglieder müssen nicht aus 
allgemeinen Wahlen hervorgehen.

Zwei Regionen: Schonen, West-Götaland

Regionalversammlung

Mitglieder werden in allgemei-
ner, direkter Wahl nach dem 
Verhältniswahlrecht für vier 
Jahre gewählt.
Beschlussorgan, erhebt Steu-
ern, wählt die Mitglieder des 
Regionalvorstands.

Regionstyrelse (Regionalvorstand)

Vom Vorsitzenden der Mehrheitspar-
tei geleitet. Allgemeine Zuständig-
keit für alle Aufgaben der Regional-
verwaltung, bereitet die Sitzungen 
der Regionalversammlung vor.

290 Kommuner (Kommunen)

Gemeinderat; Mitglieder werden 
in allgemeiner, direkter Wahl 
nach dem Verhältniswahlrecht 
für vier Jahre gewählt.

Beschlussorgan, erhebt Steuern, 
wählt die Mitglieder des Ge-
meindevorstands.

Kommunalstyrelse (Gemeindevorstand)
Vom Vorsitzenden der Mehrheitspartei geleitet. Allge-
meine Zuständigkeit für alle Aufgaben der kommunalen 
Verwaltung, bereitet die Sitzungen des Gemeinderates 
vor.
Nämnder (sonstige Ausschüsse)
Im Allgemeinen Ausschüsse, zum Bildungswesen, zur 
Umwelt, zur Sozialfürsorge und zur Raumordnung. Mitglie-
der werden ernannt nach der politischen Machtverteilung im 
Gemeinderat; Mitglieder müssen nicht aus allgemeinen 
Wahlen hervorgehen.

Kommunalverwaltung

Gemeinde Gotland (Sonderstatus)

Hat als Gemeinde Zuständigkeiten, 
die denen der Regierungsbezirke 
entsprechen.
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Zuständigkeiten der Zentralregierung
Ausschließliche Zuständigkeit in Fragen der staatlichen Souve-
ränität (Justiz-, Außen-, Finanz- und Verteidigungspolitik).
Allgemeine Zuständigkeit für die Aufrechterhaltung der öf-
fentlichen Ordnung, das höhere Schulwesen, das Straßennetz 
und die Arbeitsmarktpolitik.
Geteilte Zuständigkeiten im Bildungswesen, der Sozialfürsor-
ge, dem Planungswesen.
Die gesetzgebende Gewalt liegt allein beim Parlament.

ernennt

Regionale Zuständigkeiten

Allgemeine Zuständigkeiten in folgenden Bereichen:
•   Regionalentwicklungsstrategie
•   Planung des öffentlichen Regionalverkehrs
•   Regionale Wirtschaftsförderung
•  kulturelle Einrichtungen (*)

Zuständigkeiten der Provinzialverbände (Landsting)

Allgemeine, den regionalen Gebietskörperschaften eingeräum-
te Verwaltungszuständigkeit, die ein Tätigwerden des Zentral-
staats ausschließt.
Zuständigkeit in folgenden Bereichen:
•   Gesundheitswesen
•   kulturelle Einrichtungen (*)
•   Durchführung von Regionalentwicklungsmaßnahmen
•   öffentlicher Verkehr

Kommunale Zuständigkeiten
Allgemeine, den kommunalen 
Gebietskörperschaften zuge-
wiesene Verwaltungszustän-
digkeiten:
•   Kultur- und Freizeitwesen
•   Unterhalt des örtlichen 

Straßennetzes
•   Unterhalt öffentlicher  

Grünanlagen
•   Stromversorgung

Aufgaben aufgrund spezieller 
Rechtsvorschriften:
•   Altenpflege
•   Behindertenfürsorge
•   soziale Dienstleistungen
•   Schulwesen
•   Kinderbetreuung und Vor-

schulaktivitäten
•   Raumplanung und Bauwe-

sen
•   Notfalldienste
•   Umwelthygiene
•   Müllabfuhr und Abfallbe-

wirtschaftung
•   Wasserver- und -entsorgung
•   öffentliche Ordnung und 

Sicherheit

Rolle der Gebietskörperschaften im 
europäischen Einigungsprozess und bei 
den grenzüberschreitenden Beziehungen 
(anhand von Beispielen)

1952
Nordischer Rat

1962
Vertrag von Helsinki: Rechtsgrundlage für 
die Zusammenarbeit zwischen den nordi-
schen Staaten (Rechts- und Kulturpolitik, 
bauliche Infrastruktur und Umweltschutz)

1977
Vertrag über die Kooperation zwi-

schen den nordischen Ländern, 
Zusammenarbeit zwischen den 

Kommunen

1980
Europäisches Rahmenabkommen 
über die grenzüberschreitende Zu-

sammenarbeit zwischen Gebietskör-
perschaften oder Behörden, Madrid

29.8.1989
Ratifizierung der Europäischen Char-
ta der kommunalen Selbstverwaltung 

(seit 1.12.1989 in Kraft)

März 1997
Konferenz der Subregionen 
des Ostseeraums (BSSSC)

(*) Geteilte Zuständigkeit.
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Dezentralisierungsprozess: Türkei
Geschichtlicher 
Überblick

Die Etappen des Dezentralisierungsprozesses

|
23.4.1920

Die Große Nationalversammlung  
tritt zusammen.

1.11.1922
Abschaffung  
des Sultanats

|
|

24.7.1923
Friedensvertrag von Lausanne; Unabhängigkeit 
und Gründung des modernen türkischen Staates

29.10.1923
Ausrufung der Republik Türkei,  
Kemal Atatürk Staatspräsident

|
|

30.4.1924
Annahme einer neuen Verfassung und  
Abschaffung des islamischen Kalifats

17.2.1926
Annahme des türkischen 

Bürgerlichen Gesetzbuchs
|

|
10.4.1928

Verfassungsänderung, Streichung des Passus,  
der den Islam zur Staatsreligion erklärt

1.11.1928
Einführung  

der lateinischen Schrift
|

|
1936

Unterzeichnung der Konvention von Montreux zur Regelung der Schifffahrt 
durch die Meerengen, über die die Türkei die volle Souveränität wiedergewinnt.

5.2.1937
Aufnahme des Grundsatzes  

des Säkularismus in die Verfassung
|

|
24.10.1945

Türkei Gründungsmitglied  
der UNO

1946
Übergang zu einem  

Mehrparteien-System
|

|
13.4.1950
Beitritt zum 
Europarat

10.2.1952
Beitritt  

zur NATO
|

|
27.5.1960
Staatsstreich  
der Armee

13.7.1961
Annahme einer neuen,  
liberaleren Verfassung

|
|

12.9.1963
Unterzeichnung des Assoziierungsabkommens  

von Ankara mit der EWG

20.7.1974
Staatsstreich des griechischen Militärregimes und seiner Anhänger auf Zypern und Versuch des Anschlusses Zyperns an 
Griechenland: Die Türkei interveniert aufgrund der Bestimmungen der Zypernverträge von 1960 zum Schutz der türki-

schen Einwohner Zyperns vor drohenden Angriffen und zur Wahrung der binationalen Unabhängigkeit Zyperns; dieser Ein-
griff führt in den folgenden Jahren zur Teilung und zu getrennten Verwaltungen im Norden und im Süden der Insel.

|
12.9.1980
Staatsstreich  
der Armee

|
6.11.1982 

Annahme einer  
neuen Verfassung

|
14.4.1987 
Antrag auf  

Beitritt zur EU

1.1.1996
Inkrafttreten der Zollunion 

EU/Türkei
|

|
12./13.12.1997

Europäischer Rat von Luxemburg; Annahme einer 
Gesamtstrategie für die EU-Erweiterung; Ablehnung des 

türkischen Beitrittsantrags

10.-12.12.1999
Europäischer Rat von Helsinki; of-

fizielle Anerkennung der türkischen 
Beitrittsanwartschaft

|
|

1.2.2003
Inkrafttreten des  

Vertrags von Nizza

17.12.2004
Beschluss der Türkei, das Protokoll zur Anpassung des 
Abkommens von Ankara zu unterzeichnen; Aufnahme 

der Beitrittsverhandlungen EU/Türkei
|

13.6.1854
Errichtung der ersten 

Stadtverwaltung in Istan-
bul (Organisationssystem 
der Kommunalverwaltun-

gen nach europäischem 
Vorbild)

8.10.1864
Regelung zur Einteilung 

des Landes in Provinzen, der 
Provinzen in Bezirke und 

der Bezirke in Dörfer

3.4.1930
Gemeindegesetz Nr. 

1580, bis heute gültig, 
betreffend die Neuordnung 

und Modernisierung der Kom-
munalverwaltung (Gesetz über 

die Einrichtung gewöhnli-
cher Kommunalverwal-

tungen)

1924
Gesetz Nr. 442 

(Gesetz betreffend 
die Dörfer) über die 

Einführung der 
Rechtspersön-

lichkeit

9.7.1961
Annahme einer neuen 

Verfassung, die das Prinzip der 
Dezentralisierung konkretisiert. 

Artikel 115 betrifft die Lokalver-
waltungen, Artikel 116 enthält eine 

Auflistung der Lokalverwaltun-
gen (Provinzen, Städte und 
Gemeinden sowie Dörfer)

Juli 1984
Gesetz Nr. 3030 über die Neu-

ordnung der Großstädte und zur 
Einrichtung der Stadtgemeinden auf 
zwei Ebenen: der Stadtbezirke einer-

seits und der Großstadtgemeinde 
andererseits

1913
Gesetz über die all-
gemeine Verwaltung 

der Provinzen

1987
Provinz-Sonderver-

waltungsgesetz

1993
Verfassungsänderung zur 

Beseitigung des staatlichen 
Monopols über audiovisu-

elle Medien

Juli 1995
Änderung von Arti-

kel 127 der Verfassung 
von 1982 betreffend 
lokale Verwaltungs-

einrichtungen

3.10.2001
Verfassungsänderungen be-

treffend stärkere Sicherheiten im 
Bereich der Menschenrechte und 
Grundfreiheiten und Einschrän-

kung der Todesstrafe

November 2001
Annahme eines 

neuen Bürgerlichen 
Gesetzbuchs

Staatspräsident
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von der Großen Nationalversammlung (Parlament) der 
Türkei in geheimer Wahl mit Zweidrittelmehrheit auf 

sieben Jahre gewählt; nur eine Amtszeit

Große Nationalversammlung der Türkei  
(Türkiye Büyük Millet Meclisi) (Legislative)

550 Mitglieder, die in allgemeiner, direkter Wahl auf fünf Jahre gewählt werden

Regierung (Exekutive)

Ministerpräsident; vom 
Staatspräsidenten unter 
den Mitgliedern der Gro-
ßen Nationalversammlung 
der Türkei ernannt

Minister; vom Staatsprä-
sidenten auf Vorschlag 
des Ministerpräsidenten 
ernannt

Verfassungsgericht

Elf Mitglieder und vier stellvertre-
tende Mitglieder, beauftragt mit 
der Kontrolle der Verfassungsmä-
ßigkeit der Gesetze; werden vom 
Staatspräsidenten ernannt

Präsident und Vizepräsident; mit 
absoluter Mehrheit in geheimer 
Wahl auf vier Jahre unter den 
Mitgliedern des Verfassungsge-
richtshofes gewählt; ihre Amtszeit 
kann einmal um vier Jahre verlän-
gert werden.

81 Provinzen (il)
Gouverneur (vali); vom Ministerrat er-
nannt, vertritt den Staat auf Provinzebene 
und leitet die Provinzialverwaltung (il özel 
idaresi)

Provinzialrat (il genel meclisi); Mitglieder 
werden in allgemeiner, direkter Wahl auf fünf 
Jahre gewählt.

Exekutivrat (il daimi encümeni); Mitglieder 
werden vom Provinzialrat gewählt, den Vorsitz 
hat der Gouverneur inne.

Bezirke (ilçe, bucak)

Die Bezirke sind Teil der dezentralisierten Zen-
tralverwaltung.

Der Bezirksleiter (Kaymakam) wird vom Innen-
minister ernannt.

3215 Gemeinden (belediye)

Gemeinderat (Entscheidungs-
gremium) (belediye meclisi); 
in allgemeiner, direkter Wahl 
auf fünf Jahre gewählt

Bürgermeister (belediye 
başkanı); in allgemeiner, 
direkter Wahl auf fünf Jahre 
gewählt, steht dem Exekutiv-
ausschuss der Gemeinde vor

Exekutivausschuss der Ge-
meinde (belediye encümeni) 
(Exekutivorgan): wird von und 
aus dem Kreis der Mitglieder 
des Rates der Gemeindevertre-
ter für ein Jahr gewählt. Der 
Exekutivausschuss wird vom 
Bürgermeister geleitet.

16 Großstadtgemeinden (büyükşehir belediyesi) mit Sonderstatus

Die Großstadtgemeinden sind 
zweidimensional strukturiert; 
sie umfassen zum einen die 
jeweilige Stadtgemeinde und 
zum anderen die Stadtbezirke, 
aus denen sie sich zusammen-
setzt.

Stadtrat (büyükşehir belediye 
meclisi) (Entscheidungsgremi-
um); besteht aus dem Bürger-
meister der Großstadtgemein-
de, den Bürgermeistern der 
Stadtbezirke und einem Fünf-
tel der Gemeinderäte der 
Bezirke.

Oberbürgermeister der Groß-
stadtgemeinde (büyükşehir 
belediye başkanı); in direkter 
Wahl auf fünf Jahre gewählt; 
seine Hauptaufgabe ist es, die 
Koordination zwischen den 
Stadtbezirken zu gewährleis-
ten.

Exekutivausschuss der Groß-
stadtgemeinde (büyükşehir 
belediye encümeni); Verwal-
tungsorgan, besteht aus dem 
Generalsekretär und den 
Abteilungsleitern; den Vorsitz 
führt der Bürgermeister der 
Großstadtgemeinde.

35 128 Dörfer (Köy) oder Landgemeinden
Dorfvorsteher (Muhtar); von 
der Dorfbevölkerung für fünf 
Jahre gewählt, der er vorsteht

Ältestenrat (ihtiyar meclisi); 
von der Dorfbevölkerung für 
fünf Jahre gewählt, fungiert 
als Exekutivausschuss des 
Dorfes

Dorfrat (köy derneği); setzt 
sich aus allen Dorfbewohnern 
mit Wahlrecht (über 18 Jahre) 
zusammen

Zuständigkeiten

wählt ernennt

ernennt
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•   Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung
•   Umwelt
•   Energie
•   Telekommunikation

•   Bildung
•   Krankenhäuser
•   Kultur

Verwaltungsbefugnisse der regionalen Ebene

•   Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung
•   Wasserbewirtschaftung und Abwasserbeseitigung
•   Straßen
•   Wirtschaftsentwicklung
•   Gesundheitswesen

•   Krankenhäuser
•   Kultur
•   Sicherheit
•   Außenbeziehungen

Kommunale Befugnisse

•   Standesamt
•   Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung
•   Liegenschaftsverwaltung
•   Raumordnung
•   Müllabfuhr
•   Umwelt
•   Wasserbewirtschaftung und Abwasserbeseitigung
•   Heizung
•   öffentliche Beleuchtung
•   öffentliche Bauten
•   Straßen- und Wegenetz

•   öffentlicher Personennahverkehr
•   Friedhofswesen
•   Wohnungswesen
•   Wirtschaftsentwicklung
•   Bildung
•   Gesundheitswesen
•   Sozialhilfe
•   Kultur

Rolle der Gebietskörperschaften im 
europäischen Einigungsprozess und bei 
den grenzüberschreitenden Beziehungen 
(anhand von Beispielen)

21.11.1988
Unterzeichnung der Charta der kom-

munalen Selbstverwaltung des Europa-
rates, in Kraft getreten am 1.4.1993

4.2.1998
Unterzeichnung des Europäischen Rahmenab-
kommens des Europarates über die grenzüber-

schreitende Zusammenarbeit zwischen Gebiets-
körperschaften und Behörden (so genanntes 

Übereinkommen von Madrid vom 21.5.1980) (in 
Kraft getreten am 12.10.2001)

22.12.2003
Das durch die Gemeinschaftsinitiative Interreg 

III finanzierte Programm für die grenzüber-
schreitende Zusammenarbeit zwischen Grie-

chenland und der Türkei wird von der Europäi-
schen Kommission angenommen.

31.3.2003
Unterzeichnung des Gemeinsamen Programm-
planungsdokuments bezüglich der grenzüber-
schreitenden Zusammenarbeit zwischen der 

Türkei und Bulgarien
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Dezentralisierungsprozess: Vereinigtes Königreich (vor Mai 1997)

Geschichtlicher  
Überblick

Die Etappen des Dezentra- 
lisierungsprozesses

1542
Vereinigung (Act of Union) 

von England und Wales

1707
Vereinigung (Act of Union) 
von England und Schottland

1801
Zusammenschluss (Act of Union) Großbritan-
niens und Irlands zum Vereinigten Königreich

1909-1910
Dominionstatus für Britisch-Indien und die 

Südafrikanische Union

1922
Gründung eines irischen 

Freistaates

1931
Commonwealth

1949
NATO-Mitglied

6.2.1952
Inthronisation von 

Elisabeth II.

1961
Veto von de Gaulle gegen den Beitritt 
des Vereinigten Königreichs zur EWG

1973
Beitritt  

zur EWG

1975
Referendum, in dem die Mitgliedschaft des Ver-
einigten Königreichs in der EWG bestätigt wird

Mai 1979
Margaret Thatcher  

wird Premierministerin.

80er Jahre
Privatisierung öffentlicher Unternehmen (Gas, Was-

ser, Strom Telekommunikation, Eisenbahn)

Mai/Juni 1982
Falkland-Krieg

November 1990
John Major wird  
Premierminister.

1990
„Poll tax“, oder „community charge“, eine Kommunalsteuer, 

die die Vermögensteuer ersetzt

1992
„Council tax“, eine Steuer, die zum Teil eine Vermö-

gensteuer ist und die „Poll tax“ ersetzt

1992
Austritt aus dem Europäi-

schen Währungssystem

1.11.1993
Inkrafttreten des EU-Vertrags 

(Maastricht)

Mai 1997
Tony Blair wird  
Premierminister.

1963
Gesetz über die Verwal-

tungsorganisation von London: 
Einsetzung des Greater London 

Council (Rat des Großraums 
London) und Einteilung von 
London in 32 Stadtbezirke

1899
London Government Act 

(Gesetz über die Verwaltung 
von London): Einsetzung von 28 
Stadtbezirksräten und der Cor-
poration of the City of London 

(Gemeinderat der City von 
London)

1835
Gesetz über die Stadtgemeinden 

(Einsetzung von Stadträten)

1972
Gesetz über die lokale Ver-

waltung in England und Wales: 
Zweistufensystem, Grafschaftsrä-

te (County Councils) und Be-
zirksräte (District Councils)

1973
Gesetz über die lokale 

Verwaltung, reorganisiert die 
lokale Verwaltung in Nordirland, 
Verringerung der kommunalen 

Zuständigkeiten

1973
Gesetz über die lokale Verwal-
tung in Schottland, Reform und 
Ausweitung der Zuständigkeiten

1979
Referenden in Schottland 

und Wales, Ablehnung des 
Callaghan-Plans, wonach eine 
teilautonome parlamentarische 

Versammlung in Edinburgh und 
Cardiff geschaffen werden 

sollte

1985
Gesetz über die lokale 

Verwaltung, Abschaffung 
der großstädtischen Grafschaf-

ten (Metropolitan Counties) und 
des Rates des Großraums London 
(Greater London Council), außer-
halb der städtischen Gebiete Bei-

behaltung des doppelstufigen 
Systems der Grafschaften 

und Bezirke

1991
Einsetzung der Kommission für lokale Verwaltung. Diese 

Kommission beaufsichtigt die Überprüfung des außerhalb der 
städtischen Gebiete angewendeten doppelstufigen Systems, wobei die 

Bezirke die Abschaffung der Grafschaften und für sich die Zuerkennung 
eines „unitary status“ (Einheitsstatus) fordern. Einige Grafschaften (z. B. 
Avon, Humberside, Berkshire) werden abgeschafft, einigen Städten (z. B. 

Bristol, Southampton) wird der „unitary status“ zuerkannt, in den 
meisten Gebieten jedoch wird der Status quo beibehalten.

1.4.1996
Ersetzung des doppelstufigen 

Verwaltungssystems durch ein 
einstufiges Verwaltungssystem in 

Wales und in Schottland

König/KöniginParlament

House of Lords (Oberhaus)
House of Commons (Unterhaus); allgemeine, 

direkte Wahlen, nach dem Mehrheitswahl-
recht mit einem Wahlgang

Regierung

Premierminister

Ministerium für Umwelt,  
Verkehr und Regionen

Minister 
für Wales

Minister 
für Schottland

Minister 
für Nordirland

England

Sechs Großstadtgraf-
schaftsräte (Metropoli-
tan County Councils); 

Abschaffung 1986: 
„Local Government 

Act“ von 1985

39 Grafschaftsräte (Non-metropolitan 
County Councils); Mitglieder in allgemei-
nen, direkten Wahlen nach dem Mehrheits-

wahlrecht in einem Wahlgang gewählt

„Greater London 
Council“; 1986 

durch das Gesetz 
über die lokale 

Verwaltung (Local 
Government Act) 
von 1985 abge-

schafft

Wales

Acht Grafschaftsräte (County 
Councils); Mitglieder in allge-
meinen, direkten Wahlen nach 
dem Mehrheitswahlrecht in einem 
Wahlgang gewählt; „ausschließli-
che“ (politische) Aufgaben: Aus-
arbeitung des Haushaltsplans, 
Festlegung der Hebesätze für die 
lokale Steuer; gemeinsame Auf-
gaben mit dem „Chief executive“ 
in den anderen Bereichen; Arbeit 
in Ausschüssen

Schottland

Neun Regionalräte (Regional 
Councils); Mitglieder in allge-
meinen, direkten Wahlen nach 
dem Mehrheitswahlrecht in 
einem Wahlgang gewählt; 
„ausschließliche“ (politische) 
Aufgaben: Ausarbeitung des 
Haushaltsplans, Festlegung der 
Hebesätze für die lokale Steuer; 
gemeinsame Aufgaben mit dem 
„Chief executive“ in den ande-
ren Bereichen; Arbeit in Aus-
schüssen
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Nordirland

296 Bezirksräte 
(District Councils); 
Mitglieder in allge-
meinen, direkten 
Wahlen nach dem 
Mehrheitswahlrecht 
in einem Wahlgang 
gewählt; ähnliche 
lokale Aufgaben wie 
die Grafschaftsräte

London; 32 Stadtbezirksräte 
und Stadt London; ähnliche 
lokale Aufgaben wie die 
Grafschaftsräte (abgesehen 
von einigen strategischen 
Aufgaben); Mitglieder in 
allgemeinen, direkten Wahlen 
nach dem Mehrheitswahlrecht 
in einem Wahlgang gewählt

36 Großstadtbezirks-
räte (Metropolitan 
District Councils); 
Mitglieder in allge-
meinen, direkten 
Wahlen nach dem 
Mehrheitswahlrecht in 
einem Wahlgang 
gewählt; ähnliche 
lokale Aufgaben wie 
die Grafschaftsräte

Einige Gemeinden 
(Parishes) in den 
Großstadtgebieten

10 000 Gemeinden 
(Parishes), in 8000 
davon gibt es Räte.

37 Bezirksräte (District Coun-
cils); Mitglieder in allgemeinen, 
direkten Wahlen nach dem Mehr-
heitswahlrecht in einem Wahlgang 
gewählt; ähnliche lokale Aufga-
ben wie die Grafschaftsräte

Innerhalb der Bezirke: Gemein-
deräte (Community Councils) 

(1995 abgeschafft)

53 Bezirksräte (District Coun-
cils); Mitglieder in allgemei-
nen, direkten Wahlen nach dem 
Mehrheitswahlrecht in einem 
Wahlgang gewählt, ähnliche 
lokale Aufgaben wie die Graf-
schaftsräte

1350 Gemeinderäte (Local Community 
Councils); Volksvertretungsorgane, die 
nicht mit den Organen der Gebietskör-
perschaften in England und Wales zu 

vergleichen sind

26 Bezirksräte (District 
Councils); Mitglieder in 
allgemeinen, direkten Wah-
len nach dem Mehrheits-
wahlrecht in einem Wahl-
gang gewählt; „ausschließli-
che“ (politische) Aufgaben: 
Ausarbeitung des Haushalts-
plans, Festlegung der Hebe-
sätze für die lokale Steuer, 
gemeinsame Aufgaben mit 
dem „Chief executive“ in 
den anderen Bereichen; 
Arbeit in Ausschüssen

ernennt den Premierminister

gegenüber dem Parlament verantwortlich

ernennt
ernennt

ernennt

ernennt

überwacht, 
kontrolliert 

nachträglich

überwacht, 
kontrolliert 

nachträglich

überwacht, 
kontrolliert 

nachträglich

überwacht, 
kontrolliert 

nachträglich

überwacht, 
kontrolliert 

nachträglich

überwacht, 
kontrolliert 

nachträglich

überwacht, 
kontrolliert 

nachträglich

überwacht, 
kontrolliert 

nachträglich

verfassungsmäßige Verbindung

Rolle der Gebietskörperschaften im europäischen 
Einigungsprozess und bei den 
grenzüberschreitenden Beziehungen  
(anhand von Beispielen)

1979
„Cooperation North“, eine Organisa-
tion zur Annäherung von Industrie- 

und Handelsunternehmen aus Nordir-
land und der Republik Irland

1980
Europäisches Rahmenabkommen 
über die grenzüberschreitende Zu-

sammenarbeit zwischen Gebietskör-
perschaften (Madrid)

1990
Austausch von Handelsempfehlungen 
und -informationen zwischen Belgi-
en, den Niederlanden, Frankreich, 

Spanien und dem Vereinigten König-
reich im Rahmen von Eurocorp

1993
grenzüberschreitende Zusammenar-
beit zwischen dem Vereinigten Kö-
nigreich (Nordirland) und der Repu-
blik Irland im Rahmen von ECOM 
(European Chamber of Commerce)
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11.11.1999
Gesetzentwurf über die Reform des  

„House of Lords“ (Oberhaus)

1.5.1999
Inkrafttreten des Vertrags 

von Amsterdam

20.1.2000
Bericht über die Reform  

des „House of Lords“

10.2.2000
Vorübergehende „Suspendierung“  

des teilautonomen nordirischen Parlaments

4.5.2000
Ken Livingstone wird  

Bürgermeister von London.

Juni 2000
Das teilautonome nordirische Parlament  

nimmt seine Arbeit wieder auf.

Mai 2001
Wiederwahl von Tony Blair  

zum Premierminister

7.11.2001
Weißbuch „The House of Lords –  

Completing the reform“

14.10.2002
Erneute „Suspendierung“ des teilautonomen  

nordirischen Parlaments

1.2.2003
Inkrafttreten des Vertrags 

von Nizza

1.5.2003
Zweite Wahlen zum  

Schottischen Parlament

1.5.2004
Beitritt von zehn neuen Mitgliedstaaten 

zur Europäischen Union

29.10.2004
Unterzeichnung des Vertrags  

über eine Verfassung für Europa

11.9.1997
Referendum in 

Schottland über die 
Errichtung des schotti-

schen Parlaments

18.9.997
Referendum in Wales 
über die Errichtung 

einer walisischen Natio-
nalversammlung

7.5.1998
„Northern Ireland Act“ 

über die Einrichtung eines 
teilautonomen nordiri-

schen Parlaments

April 1998
Beginn der Konfliktbeile-

gung in Nordirland (Karfrei-
tagsabkommen), erste Schritte 
in Richtung einer Reform der 

lokalen Institutionen

7.5.1998
Referendum in London 

über die Einführung 
der „Greater London 

Authority“

22.5.1998
Referendum über das 

Karfreitagsabkommen in 
Nordirland

25.5.1998
Erste Wahl der Abgeord-
neten des teilautonomen 
Parlaments in Nordirland

6.5.1999
Wahlen zum schotti-
schen Parlament und 

zur walisischen Natio-
nalversammlung

4.5.2000
Wahlen des Bürger-

meisters und der Ver-
sammlung von London

8.5.2003
„Regional Assemblies Act“ (Gesetz über 

die Regionalversammlungen) zur Einrichtung 
von gewählten Regionalversammlungen in acht 

englischen Regionen, die 1998 mit dem Gesetz über 
die regionalen Entwicklungsagenturen geschaffen 
wurden (mit Ausnahme von London), wobei in je-
der Region, die eine gewählte Regionalversamm-

lung anstrebt, ein positiver Volksentscheid 
vonnöten ist

18.11.2003
Gesetz über die 

lokale Verwaltung von 
2003 (zur Änderung des 
Gesetzes über die lokale 

Verwaltung von 2001)

November 2004
Volksentscheid über die Einset-

zung einer Regionalversammlung in 
der Region Nordost mit ausgesprochen 
negativem Ergebnis. Damit kommt die 
Politik zur Einsetzung von Regional-

versammlungen auf absehbare Zeit 
zum Erliegen.

22.7.2004
Gesetzentwurf über die Regionalver-

sammlungen: In ihm werden die Bestim-
mungen für die Einsetzung von gewählten 

Regionalversammlungen im restlichen 
England festgelegt; Ziel ist die Stärkung 

der englischen Regionen durch vermehrte 
Zuständigkeit für sie selbst betreffende 

Entscheidungen.

 
28.7.2000

Gesetz über die lokale 
Verwaltung von 2000 (Eng-
land und Wales), räumt den 
Räten die Zuständigkeit für 

„community well-being“ 
(das Wohlergehen der 

Gemeinde) ein

Dezentralisierungsprozess: Vereinigtes Königreich (nach Mai 1997)

König/Königin Regierung

Premierminister

Parlament

House of Lords (Oberhaus)
House of Commons (Unterhaus); allgemeine, 
direkte Wahlen nach dem Mehrheitswahlrecht 

mit einem Wahlgang

Amt des stellvertretenden Premierministers (seit 2001) Minister für Wales
Minister für Schottland

Minister für Nordirland

England

Englische Regionen

Regionalentwicklungsämter (Regional 
Development Agencies) (Mitglieder von der 
Regierung ernannt, mit der Maßgabe, dass 
vier Mitglieder des 15-köpfigen Verwal-
tungsrates eines Regionalentwicklungsam-
tes Mitglieder einer Gebietskörperschaft der 
Region sein müssen); ein erster Schritt hin 
zu einer englischen Regionalregierung

Regionalkammern (Regional Chambers); 
überwachen die Tätigkeit der Regionalent-
wicklungsämter; setzen sich zu 70 % aus 
von den lokalen Gebietskörperschaften der 
Region ernannten Mitgliedern und zu 
30 % aus Vertretern der Sozialpartner 
(Unternehmen, Gewerkschaften, Umwelt-
gruppen) zusammen

Wales

Walisische Nationalversamm-
lung; keine primäre Gesetzge-
bungsbefugnis; 60 Mitglieder 
(20 + 40)

Ein Präsident (First 
Minister) hat den 

Vorsitz im Exekutiv-
ausschuss, dessen 

Mitglieder nicht den 
Titel eines Ministers 

führen.

Schottland

Schottisches Parlament, in dem ein schotti-
scher „Erster Minister“ den Vorsitz führt; 

129 Mitglieder, davon 73 nach dem Mehrheits-
wahlrecht in einem Wahlgang und 56 nach 
dem Verhältniswahlrecht gewählt; primäre und 
sekundäre Gesetzgebungsbefugnisse und 
Befugnis zur Änderung der lokalen Hebesätze

„Scottish Executive“, schotti-
sche Regierung, geleitet von 
einem schottischen „Ersten 
Minister“; kann Schottland 

beim Ministerrat der Europäi-
schen Union vertreten

Nordirland

teilautonomes nordirisches Parlament, das auf 
das Karfreitagsabkommen („Good Friday Agree-
ment“) vom 10.4.1998 zurückgeht; Legislative 
und Exekutive, bestehend aus 108 Mitgliedern 
mit Sitz in Belfast

Exekutivausschuss; entspricht dem britischen 
Kabinett (allerdings auf niedrigerer Ebene), 
bestehend aus dem Ersten Minister, dem 
Stellvertretenden Ersten Minister sowie zehn für 
je ein Ministerium zuständigen Ministern. David 
Trimble wird am 1.7.1998 zum Ersten Minister 
gewählt.

Zehn Ministerien
34 Grafschaftsräte (County Councils); 

Mitglieder in allgemeinen, direkten 
Wahlen nach dem Mehrheitswahlrecht 

in einem Wahlgang gewählt

„Greater London Authori-
ty“; eingesetzt am 4.5.2000; 
der Bürgermeister wird in 

allgemeinen, direkten 
Wahlen gewählt; Versamm-

lung mit 25 Mitgliedern, 
die die Arbeit des Bürger-

meisters überwacht, dessen 
Entscheidungen hinterfra-
gen kann und den Haus-
haltsplan der Authority 

billigt

33 Londoner Stadtbezir-
ke (einschließlich der 

„City of London“)

47 „Unitary Au-
thority Councils“ 
der Grafschaften 

(einschließlich der 
Inseln von Scilly)

36 Großstadtbezirksräte 
(Metropolitan District 

Councils); Mitglieder in 
allgemeinen, direkten 

Wahlen nach dem Mehr-
heitswahlrecht in einem 

Wahlgang gewählt

238 Bezirksräte (District 
Councils); Mitglieder in 

allgemeinen, direkten Wah-
len nach dem Mehrheitswahl-

recht in einem Wahlgang 
gewählt

Eine Unitary Authority pro 
Wahlbezirk, vorgesehen seit 
1996, insgesamt 22 „Unitary 
Authority Councils“

Eine Unitary Authority pro 
Wahlbezirk, vorgesehen seit 
1996; insgesamt 32 „Unitary 
Authority Councils“ 26 Bezirksräte (District Councils); 

Mitglieder in allgemeinen, direkten 
Wahlen nach dem „Single Transfe-
rable Vote (STV) System“ (System 
der übertragbaren Einzelstimmge-

bung) gewählt (1)

ernennt den Premierminister

Regierung gegenüber dem Parlament verantwortlich

ernennt
ernennt ernennt

ernennt

überwacht

überwacht überwacht

Legislativ- und 
Finanzkontrolle

Legislativ- und 
Finanzkontrolle

überwacht nur 
in seinen ver-

bleibenden 
Zuständigkeits-

bereichen

überwacht nur 
in seinen ver-

bleibenden 
Zuständigkeits-

bereichen

überwacht

verfassungsmäßige Verbindung

w
ählt den Exekutivausschuss

Zuständigkeiten

Nationale Gesetzgebungsbefugnisse
Das Parlament hat absolute Souveränität und steht sowohl auf zentraler als auch auf lokaler Ebene über jeder Verwaltungsinstitution.
Die Gesetzgebungsbefugnis liegt ausschließlich beim „Westminster Parliament“ mit Ausnahme der Gesetzgebungsbefugnisse des schottischen Parlaments.

Verwaltungs- bzw. Gesetzgebungszuständigkeiten von Schottland, Wales und 
Nordirland
1.   Das schottische Parlament besitzt primäre und sekundäre Gesetzgebungsbefugnisse 

sowie Befugnisse, die bislang dem Scottish Office übertragen waren:
•   Gesundheit
•   Bildung
•   Ausbildung
Das schottische Parlament ist außerdem befugt, die interne Steuer innerhalb einer 
Marge von 3 Pence/Pfund zu verändern.

2.   Die walisische Nationalversammlung hat keine primären Gesetzgebungsbefugnis-
se, besitzt aber in Bereichen, für die in der Regel der Minister für Wales zuständig 
war, sekundäre Gesetzgebungsbefugnisse.

Sie ist für die öffentlichen Dienstleistungen und für die Politikbereiche zuständig, mit 
denen zuvor der Minister für Wales betraut war. Beide „Regionen“ besitzen außerdem 
die üblichen Befugnisse der nachgeordneten Gebietskörperschaften (Wohnungsfragen, 
Wirtschaftsentwicklung, Verkehr, innere Angelegenheiten, Umwelt, Landwirtschaft, 
Fischerei, Forstwirtschaft, Sport und Kunst).

3.   Der Minister für Nordirland ist jederzeit befugt, die dezentralisierten  
politischen Organe zu „suspendieren“ (vgl. Februar 2000).  
Er ist für folgende Bereiche zuständig:

•   die Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung
•   die Verwaltung des Sozialversicherungssystems (National Insurance)
•   die Sicherheitspolitik
•   das Finanzwesen
•   die Strafgerichtsbarkeit und die Verwaltung der Strafvollzugsanstalten
•   Telekommunikation, Rundfunk und Fernsehen
•   die internationalen Beziehungen
Das teilautonome Parlament hat die Möglichkeit, im Bereich der inneren Angelegen-
heiten sowie insbesondere auf folgenden Gebieten Gesetze zu beschließen:
•   Rechtspflege
•   Kulturerbe
•   Bildungswesen
•   Wohnungswesen
•   Kultur
•   Gesundheitswesen
•   Kommunalverwaltung

Greater London Authority (GLA)
Die GLA ist insbesondere für folgende Bereiche zuständig:
•   strategische Planung, Raumordnung
•   regionale Aspekte der Wirtschaftsentwicklung
•   Verkehr
•   Gesundheitswesen

•   Feuer- und Katastrophenschutz (Katastrophenschutzplanung)
•   Polizeikräfte
•   Umweltschutz, nachhaltige Entwicklung
•   Kultur
Die Versammlung kann auch andere Fragen von Bedeutung für die Einwohner Lon-
dons untersuchen und dem Bürgermeister Vorschläge unterbreiten.

Verwaltungsbefugnisse der Grafschaften (Counties)
Die Grafschaftsräte (County Councils) sind für folgende Bereiche zuständig:
•   Bildung
•   Planung des Verkehrs und der Hauptverkehrswege
•   soziale Dienste
•   Abfallentsorgung
•   Bibliotheken

•   Verbraucherschutz
•   Brandbekämpfung und Katastrophenschutzplanung
•   Städteplanung (*)
•   Verwaltung von Museen, Parks und Freizeiteinrichtungen (*)
•   Verbraucherschutz / Handelsstandards

(*) Geteilte Befugnisse.

Verwaltungsbefugnisse der Bezirke (Districts)
Die Bezirksräte (District Councils) sind für folgende Bereiche zuständig:
•   Wohnungswesen
•   Umwelthygiene
•   Bekämpfung der Umweltverschmutzung
•   Bauvorschriften

•   Abfallsammlung
•   Städteplanung (*)
•   Entscheidung über Baugesuche
•   Verwaltung von Museen, Parks und Freizeiteinrichtungen (*)
•   Wählerregistrierung

(*) Geteilte Befugnisse.

In bestimmten, insbesondere städtischen Gebieten fallen diese Bereiche in die Zuständigkeit einer einzigen („Unitary“) lokalen Verwaltungsebene. Diese Unitary Councils (Stadt-
bezirke, Londoner Stadtbezirke, „new unitaries“) haben sowohl die Befugnisse der Grafschaftsräte (County Councils) als auch der Bezirksräte (District Councils).
Die Gemeinderäte („Parish Councils“ in England und „Community Councils“ in Wales) sind für folgende Bereiche zuständig:
•   Baugenehmigungen für Wohngebäude, öffentliche Gebäude (*), Hauptstraßen (*) [kann vom Bezirksrat (District Council) gehört werden]
•   Städteplanung (*)
•   Planung von Freiluftsportanlagen (*), sonstigen Freizeiteinrichtungen (*), Friedhöfen (*) und Parkplätzen (*)
•   Beleuchtung und Instandhaltung von Gehwegen (*)

(*) Gemeinsam mit dem Bezirksrat (District Council) ausgeübte Befugnisse.

Beschränkte Zuständigkeiten des Bezirksrates (District Council) in Nordirland
Die meisten Zuständigkeiten der Bezirksräte (District Councils) wurden an die neun Gebietsausschüsse (Area Boards) übertragen, deren Mitglieder vom Minister für Nordirland 
ernannt werden.

Ausschließliche Zuständigkeiten auf zentraler Ebene
•   Außenpolitik, einschließlich der Beziehungen zu Europa
•   Verteidigung und nationale Sicherheit
•   Steuerstabilität
•   Wirtschafts- und Währungssystem

•   Güter- und Dienstleistungsmarkt
•   Beschäftigungspolitik
•   soziale Sicherheit

24.4.1998:
Ratifizierung der Europäischen Charta der 

kommunalen Selbstverwaltung (die am 1.8.1998 
in Kraft trat)

Rolle der Gebietskörperschaften im europäischen 
Einigungsprozess und bei den 
grenzüberschreitenden Beziehungen  
(anhand von Beispielen)

Nordirland:
•  Nord-Süd-Ministerrat: Institution, in der Vertreter der gesetzgebenden Ge-

walt Nordirlands und der Republik Irland zusammentreten, um Fragen zu 
behandeln, die u. a. den Umweltschutz, das Verkehrswesen und den Touris-
mus betreffen

•  Britisch-Irische Regierungskonferenz: tritt an die Stelle des bilateralen „Re-
gierungsrates“, der mit dem 1985 zwischen der britischen und der irischen 
Regierung geschlossenen Abkommen eingesetzt wurde, und soll die Zusam-
menarbeit auf allen Ebenen entsprechend den gemeinsamen Interessen beider 
Regierungen fördern
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(1)   Anm. d. Ü.: Hierbei handelt es sich um ein Verhältniswahlsystem, bei 
dem der Wähler eine Stimme für einen Kandidaten hat, die auf andere 
Kandidaten übertragen werden kann, wenn der gewählte Kandidat die 
Stimme für seine Wahl nicht braucht (da er mehr als genug Stimmen 
hat) oder nicht brauchen kann (da er insgesamt zu wenig Stimmen er-
halten hat).

Geschichtlicher  
Überblick

Die Etappen des Dezentra- 
lisierungsprozesses




